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Regierungsziel: Armut und Not 
für Alte und Kranke
Die von der Regierung geplante Steuer- und Rentenreform dient 
vor allem der Förderung des Reichtums der ohnehin Reichsten
Wer geglaubt hatte, die Regierung Kohl 
sei nach den Rückschlägen mit ihrem 
Lohnfortzahlungsgesetz und Seehofers 
Gesundheitsreform angeschlagen, wur­
de in den letzten Tagen eines besseren 
belehrt. Die von Waigel vorgelegte 
Steuerreform und die kurz darauf von 
Blüm präsentierten Grundzüge einer 
neuerlichen Rentenreform übertref­
fen an Brutalität gegenüber Armen 
Und Schwachen und Breite des An­
griffs bis in die gehobenen Facharbei­
ter und die Mittelklasse hinein bei 
gleichzeitiger Förderung der Spitzen­
dienenden, vor allem der Konzerne, 
alles, was sich die Regierung im letz­
ten Jahr geleistet hat.

Zwar ist der Streit um Einzelheiten 
heftig wie schon, lange nicht mehr, so 
daß Optimisten schon das „Ende des 
Systems Kohl“ einläuten wollen. Aber 
leider geht der Streit mehr darum, ob 
ttian die bei der Steuerreform vorge­
legte Brutalität bei der Rentenreform 
heibehalten oder womöglich sogar 
hoch steigern soll, wie die FDP und 
Teile der Union verlangen.

Da die Einzelheiten beider Vorhaben 
hi den Tageszeitungen bereits hin und 
her gewendet wurden, soll hier nur auf 
Nichtige Teile eingegangen werden.

1. Die von Waigel vorgelegte Steuer­
reform soll den Gründfreibetrag nicht 
stwa anheben, sondern senken. Schon 
letzt ist gesetzlich festgelegt, daß der 
ürundfreibetrag 1999 13.067 DM im 
Jahr betragen soll - was zu wenig ist. 
Waigel aber will diesen Grundfreibe­
trag weiter senken - auf 13.013 DM in 
1999. Da künftig auch Arbeitslosen­
geld, Arbeitslosenhilfe, Kurzarbeiter­
geld, Krankengeld u.ä. besteuert wer­
den sollen, würde in Einkommenszo- 
hen von ca. 15.000 DM brutto im Jahr 
hnd aufwärts (1.250 DM im Monat 
brutto) die Steuerlast für jede über 
^en Grundfreibetrag hinaus verdien­
te Mark drastisch steigen - z.T. von 0 
M15% - zusätzlich zur angekündig­
ten Anhebung indirekter Steuern. Im­
merhin fordern die Grünen hier eine An­
hebung des Grundfreibetrags auf 
tö.000 DM. Bei der SPD hört man der­
zeit dazu gar nichts.

2. Auch bei unteren und mittleren 
*acharbeiterlöhnen kann es leicht pas- 
8ieren, daß durch die Senkung des 
^rundfreibetrags, die Kürzung beim 
Kilometergeld und durch den Wegfall 
^•B.der Steuerfreiheit für Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags und Nachtarbeit 
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die Steuerlast steigt. So mußten bereits 
1995 18,2% aller Beschäftigten regel­
mäßig oder gelegentlich am Sonntag ar­
beiten, 13,7% regelmäßig oder gele-
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ln einer an die Beschäftigten In der Druckindustrie 
und Im Verlagsgewerbe gerichteten Protester­
klärung hat die Tarifkommission der IG Medien ge­
gen die “Tarifpolitik nach Gutsherrenart” prote­
stiert, die die Arbeitgeber offensichtlich betreiben 
wollen. Die Arbeitgeber beharren auf einer Kür­
zung der Lohnfortzahlung In der ersten Krank­
heitswoche, Einfrieren der Jahresleistung, einer 
längeren Arbeitszeit durch Streichung bezahlter 
Pausen und Freischichten. Am 4. und 5. Februar 
sind neue Verhandlungstermine. Schon am 3. Fe­
bruar soll durch Warnstreiks der Druck auf die Ar­
beitgeber verstärkt werden. Sollten die Verhand­
lungen scheitern, soll sofort die Urabstimmung für 
Streik beginnen, (rül)

gentlich in der Nacht. Die Gewerk­
schaften haben angekündigt, daß sie ge­
gen eine Besteuerung dieser Zuschläge 
mit aller Kraft mobilisieren wollen.

3. Bei der Rentenreform haben sich die 
Gewerkschaften durch die Propaganda 
um sogenannte „versicherungsfremde 
Leistungen“ in eine gefährliche Ecke 
treiben lassen. Der Verband der Renten­
versicherungsträger z.B. spricht unwi­
dersprochen von 102 Mrd. DM „versi­
cherungsfremden Leistungen“ der Ren­

tenversicherung im Jahr - bei ca. 250 
Mrd. DM jährlicher Rentenzahlung. 
„Versicherungsfremd“ heißt auch: 
Nicht der Kontrolle der (paritätischen) 

Selbstverwaltung der Sozialversiche- 
rungen unterliegend,sondern demBe- 
lieben der staatlichen Kassen. 40% 
der gesetzlichen Rentenzahlungen 
sind damit schon aus einem Versiche­
rungsanspruch in staatliche Wohlta­
ten umgedeutet. Zugleich hatten die 
privaten Lebensversicherungen laut 
Bundesbank bereits im September 
1996 Vermögen von 752 Mrd. DM auf- 
geschatzt (März 1993: 549 Mrd. DM). 
Da es sich hierbei weitgehend um die 
Altersvorsorge von Personen mit mitt­
leren bis hohen Einkünften handelt, 
kann man sich das Ausmaß der sozia­
len Spaltung bei der Rente unschwer 
ausmalen. Das macht den Widerstand 
gegen die beabsichtigte Senkung der 
gesetzlichen Rente noch schwieriger.

4. Extrem getroffen werden auch von 
dem jetzt vorgelegten Programm er­
neut Invalide und Kranke. Deren Ren­
ten sollen nicht nur, wie die gesetzli­
che Rente, um ca. 10 Prozent dauer­
haft gesenkt werden, sondern noch 
stärker. Personen, die ihr Leben lang 
schwere körperliche Arbeit für frem­
den Reichtum leisten mußten, werden 
so im Alter wieder in brutale Armut 
gestoßen.

5. Der breite Aufruhr, mit dem die 
Koalitionsparteien konfrontiert sind, 
rührt noch aus einem weiteren Grund. 
Waigel und die Konzerne wollen er­
kennbar für viele auch an die Ein­
kommen und Versicherungsansprüche 
der gehobenen Facharbeiter und der 
Mittelklasse heran. Die Steuerformel 
von Waigel, die weit in Facharbeiter­
einkommen hinein mit der Anhebung 
der effektiven Steuerlast zugunsten 
der ganz Reichen droht, und die For­
derung der Finanzminister nach stär­
kerer Besteuerung der Renten, die 
Personen mit mittleren und gehobe­

nen Renten und Pensionen empfindlich 
treffen würde, sind dafür symptoma­
tisch. Eine solche Attacke der Regierung 
würde in das gesamte Gefüge der Re­
produktion der oberen Facharbeiter 
und der Mittelklasse tief eingreifen. Le­
bensgewohnheiten, ja die ganze Le­
bensweise könnten berührt werden. 
Heiner Geissler und die CSU-Sozialmi- 
nisterin von Bayern warnen davor glei­
chermaßen.

(rül) 

So friedfertig, wie in der Presse weithin darge­
stellt, ist die Opposition in Serbien nicht...

Serbien "Monarchist Draskovic
ruft zu antikommunistischer Hetzjagd auf
Der jugoslawischen Staatpräsident hat 
bei einem Treffen mit der Militär­
führung gefordert, das Ergebnis der 
Kommunalwahlen anzuerkennen. Lilie 
sagte weiter, seit der Auseinanderset­
zung um die Anerkennung der Kommu­
nalwahlen habe sich die wirtschaftliche 
Situation. dramatisch verschlechtert. 
Viele Staaten hätten die nach der Auf­
hebung des Embargos begonnene wirt­
schaftliche Zusammenarbeit wieder 
storniert. Gerade die BRD konnte,durch 
die enge Verflechtung der Serbischen In­
dustrie noch aus sozialistischen Zeiten 
her, empfindlichen ökonomischen 
Druck äusüben. Ein großer Teil der Zu­
lieferer der jugoslawischen Industrie 
sitzen in der BRD. Nach Aufhebung des 
Embargos waren diese Produkte aus der 
BRD für die Wiederaufnahme der ju­
goslawischen Industrie notwendig. Kin­
kel kündigte an, zur Stützung der Op­
position werde das Mittel des Wirt­
schaftsboykotts angewendet.

Innerhalb der regierenden Partei SPS 
kommt es immer häufiger zu Auseinan­
dersetzungen um den richtigen Weg. 
Schuldige werden gesucht und gefun­
den. Lilic’s Vorgänger im Amt des 
Staatspräsidenten, Borislav Jovic, 
schießt sich in einem Interview mit der 
englischen Zeitung „The Guardian“ auf 
die Vorsitzende der „Jugoslawischen 
Vereinigten Linken“ (JUL) Mirjana 
Markovic ein. Die JUL ist Koalitions­
partner der SPS und Mirjana Markovic 
die Frau des serbischen Präsidenten Mi­
losevic. Die JUL fordert eine Wieder­
herstellung des sozialistischen Jugosla­
wiens der Ära Tito. Jovic fordert, Milo­
sevic soll den Einfluß der JUL auf die 
jugoslawischen Politik einschränken. 
Damit schließt er sich der antikommu­
nistischen Hexenjagd des Monarchisten 
Vuk Draskovic an. Dieser fordert auf 
den täglichen Demonstrationen die Ver­
haftung aller Mitglieder der JUL. Er 
wirft der JUL Terrorismus vor. Er lenkt 
damit von den Äußerungen seiner Frau 
ab, die in der Tat zu terroristischen Ak­
tionen auf gerufen hatte, was auch schon 
befolgt wurde.

Dazu sagte Alexander Vulin, Sprecher 
der JUL, daß es einen Sprengstoffan­
schlag auf das Belgrader Büro der JUL 
wie auch auf die Büros der Partei „Neue 
Demokratie“ gab, die an dem Wahl­
bündnis mit der SPS beteiligt ist. Es gab 
einen Überfall auf den Unterrichtsmi­
nister und Angriffe auf Anhänger der ju­
goslawischen Linken bei einer Demon­
stration in Belgrad. Auf den Einwand, 
daß sich die jugoslawischen Linke zu 
passiv verhält, äußerte Vulin: „Der Ein­
druck, daß wir nachgeben, täuscht. Die 
Linke in diesem Land hält sich wie übe­
rall in der Welt strikt an das Prinzip der 
Legalität. Das bedeutet, daß jede ge­
richtliche Entscheidung sich auf das 
Recht stützt und nicht auf die Politik.“ 
In diesem Zusammenhang ein recht 
schwacher Einwand. (hav)
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ie Paris er Tageszeitung Le Mon­
de veröffentlichte in ihrer Aus­
gabe vom Samstag, den 25.1.97, 

ein zwischen Paris und Bonn abge­
schlossenes Geheimabkommen zur Mi­
litärpolitik, das am 9. Dezember 96 in 
Nürnberg vom „deutsch-französischen 
Sicherheits- und Verteidigungsrat”un­
ter Vorsitz von Kanzler Kohl und Prä­
sident Chirac abgesegnet worden war. 
Das Nürnberger Abkommen, so das Ur­
teil der Zeitung, „enthält keine um­
werfenden Neuigkeiten, es bietet viel­
mehr eine Zusammenfassung der in den 
letzten Monaten eingeschlagenen Ori­
entierungen”. Obwohl seine Auswir­
kungen „eher symbolisch denn reell” 
seien, würden die in ihm enthaltenen 
Prinzipien dennoch zu etwas qualitativ 
Neuem in Gestalt „einer Art deutsch­
französischen Verteidigungsunion ” 
führen, wie Präsident de Gaulle sie 
1963 gewollt habe - aber mit dem be­
merkenswerten Unterschied, daß das 
deutsch-französische Militärbündnis 
eine Annäherung Frankreichs an eu­
ropäische und NATO-Strukturen 
einschließe. De Gaulles Politik hatte 
die strategische Unabhängigkeit nach 
allen Seiten hin, West wie Ost, in den 
Vordergrund gestellt und 1966 den Aus­
tritt Frankreichs aus den militärischen 
Strukturen der NATO veranlaßt. Unter 
seinen Nachfolgern - Frankreich war 
inzwischen seiner Stellung als Koloni­
al- und damit klassische Weltmacht 
teilweise verlustig gegangen - wurde 
das gaullistische Dogma der allseitigen 
Unabhängigkeit aufrechterhalten, aber 
zugleich eine zunehmende Annäherung 
an die NATO vollzogen. Doch erst Jac­
ques Chirac hat im Dezember 1995 of­
fiziell eine erneute Integration des Lan­
des in die NATO verkündet.

Deutscher Finger am atomaren 
Drücker?
Der in Nürnberg beschlossene, rund 
zehnseitige Abkommenstext stellt 

Frankreich und Deutschland strate­
gisch auf gleiche Ebene; „ersteres Land 
genießt keinen Status als Siegermacht 
(des Zweiten Weltkriegs) mehr, um sein 
ökonomisches Handikap durch eine 
strategische Vorrangstellung auszuglei­
chen”, urteilt Le Monde. Das einzige 
„störende Element” in dieser Gleich­
stellung stellt bisher die französische 
Verfügung über Nuklearwaffen dar. 
Doch der Text erklärt die Bereitschaft 
„unserer(r) beiden Länder, einen Dialog 
über die Rolle der nuklearen Ab­
schreckung im Kontext der europäi­
schen Verteidigungspolitik zu eröff- 
nen.”Die französische Seite habe, fährt

Deutscher Finger am 
atomaren Drücker?
Bernhard Schmid zur Diskussion in Frankreich über 
die „deutsch-französische Verteidigungsunion“

Le Monde fort, ursprünglich eine „kon­
zertierte Abschreckung”vorgeschlagen
- was nicht als Begriff, wohl aber als 
Idee festgehalten worden sei. Die Pari­
ser Tageszeitung deutet dies - ebenso 
wie ein paar Tage später die Liberation
- ironischerweise als Bereitschaft Bonns 
zum Dialog, während die deutsche Po­
litik damit in Wirklichkeit einem alten 
Ziel - der Mitverfügung über ein Nu­
klearwaffenpotential - näher rückt. 
Verwiesen sei nur auf den anhaltenden 
Widerstand der Bundesdeutschen in 
den ab 1967/68 einsetzenden Verhand­
lungen um den Atomwaffensperrver­
trag (Non Proliferation Treaty - NPT), 
dem der Bundestag schließlich Anfang 
der 70er Jahre nur nach Zugeständnis­
sen an die Bonner Seite und unter Vor­
behalten zustimmte. Wichtigster Vorbe­
halt: eine bundesdeutsche Teilhabe an 

einern (west)europäischen Atomwaf­
fenpotential gelte nicht als Verstoß 
Bonns gegen den NPT. Unter ausdrück­
lichem Hinweis auf diesen Punkt er­
klärten seinerzeit die Sprecher der FDP, 
Martin Bangemann (später Bundes­
wirtschaftsminister und EG-Kommis­
sar) und der SPD, Alfons von Pawelczyk 
(später Hamburger Innensenator), die 
Zustimmung ihrer Fraktionen zum 
bundesdeutschen. NPT-Beitritt. Zu­
gleich hat die BRD mit ihrer stark aus­
gebauten Atomindustrie sich alle tech­
nologischen Voraussetzungen zur Pro­
duktion von Atomwaffen geschaffen. 
Und durch die Weitergabe des nuklea­

ren Know-Hows an Länder wie Apart­
heid-Südafrika, das 1979 seine erste A- 
Bombe probezündete, oder wohl auch 
den Irak (dorthin lieferte die Hanauer 
Atomfabrik NUKEM im November 
1979 „Heiße Zellen”zur Plutoniumab­
trennung), übte Bonn hinreichend 
Druck auf seine Verbündeten aus, sei­
nen atomaren Wünschen doch ein we­
nig entgegenzukommen - denn durch 
die Weitergabe der Bombe wurden die 
Gewichte in den jeweiligen Einflußzo­
nen anderer Großmächte empfindlich 
verschoben. Hinzu kommt praktischer­
weise der Umstand, daß der 
„Junior”partner Frankreich sich mit 
seiner traditionellen Großmachtrolle 
ökonomisch übernommen sieht.

Laut Le Monde vom Donnerstag, 
31.1.97, existiert eine „nukleare Ab­
stimmung” zwischen .Paris und Bonn 

übrigens bereits seit 1987: „der 
deutsch-französische nukleare Dialog 
begann ab 1987 in höchster Geheimhal­
tung, zwischen den Generalstäben, mit 
stillschweigender Zustimmung des 
Präsidenten Francois Mitterand und, 
des damaligen Premierministers Jac­
ques Chirac “(Regierungschef von 1986 
bis 88). Resultat dieser Konsultationen 
sei der Abbau und die schließliche Ver­
nichtung (die derzeit läuft) der franzö­
sischen „Hades”-Raketen gewesen,diel 
mit ihrer Reichweite von 500 Kilome­
tern den Deutschen stets ein Dom im 
Auge waren, da sie sich - trotz der ho­
hen Mobilität dieser Raketen - als po- ( 
tentielle. Zielscheibe in einem europäi-1 
sehen (Öst-West-)Konflikt betrachten- 
Was freilich im Umkehrschluß bedeu­
tet, daß Deutsche und Franzosen sich 
auf eine Priorität für Raketen mittlerer, 
oder längerer Reichweite verständig­
ten, die dann zwar nicht die Deutschen, 
aber andere treffen sollen. Im Juli 1987 
hatte die Westberliner „tageszeitung* 
mitVeröffentlichungen für Auf sehen ge­
sorgt, wonach der - durch die „taz”in- 
terviewte - damalige sozialistische Ver­
teidigungsminister Charles Hemu den 
Bundesdeutschen einen „Zweitschlüs- 
sel”für die französischen Nuklearwaf­
fen anbot; in der Folge wurde es aber 
rasch wieder still um die atomare „Ach-1 
se Bonn-Paris”. Das seinerzeitige nu-1 
kleare Techtelmechtel ist, nach den jet­
zigen Veröffentlichungen zu schließen, 
doch nicht ohne Folgen geblieben. Den 
nächsten Schritt zu atomarer „Partner­
schaft "tat dann Premierminister Alain 
Juppe im September 199, anläßlich der 
vorübergehenden weltweiten Isolie­
rung seiner Regierung wegen der fran­
zösischen Atomwaffentests im Südpa­
zifik. In einer Rede vor dem „Institut für 
höhere Studien der nationalen Verteidi- 
gung’THEDN prägte er den Begriff der | 
„konzertierten Abschreckung”, der im i 
Dezember 1995 von Verteidigungsmini­
ster Charles Millon aufgegriffen wurde 
- beide Male freilich ohne konkrete I

AKTUELL IN BONN

Gegen Kanthers Visumpflicht 
für Jugendliche
Die von Innenminister Kanther vor drei 
Wochen im Eilverfahren verhängte Vi­
sumpflicht selbst für in Deutschland be­
reits lebende Jugendliche, die z.B. aus 
der Türkei nach einem Besuch dort wie­
der einreisen wollen, ist weiter heftig 
umstritten. Nach dem wütenden Prote­
sten der Ausländerorganisationen und 
der Oppositionsparteien ist selbst in der 
Union Streit ausgebrochen. Die Presse 
•berichtet von einer „teilweise turbulen­
ten Aussprache“ selbst in der 

/ CDU/CSU-Fraktion am 29.1. Während 
Schäuble von Kanther eine „Modifizie­
rung“ wünscht, verlangt die Opposition 
die Rücknahme der Verordnung. Für die 
grüne Europaabgeordnete Claudia Roth 
ist die Verordnung zudem mit der EU- 
Assoziierung der Türkei unvereinbar. 
Diese Woche Freitag berät der Bundes­
rat, er könnte Kanthers Verordnung 
stoppen.

Statt „schlanker Staat“ - 
fettere Regierung
Der Rechnungshof hat die Vorbereitun­
gen der Bonner Ministerien auf den Ber­
lin-Umzug heftig kritisiert. Die Mini­
sterien würden den Beschluß zur Redu­
zierung ihrer Planstellen im Zusam­
menhang mit dem Berlin-Umzug ein­
fach ignorieren, kritisieren die Prüfer. 
Ministerien, die ihren Sitz in Bonn be­
halten (wie z.B, Sprangers Entwiek- 
lungshilfcministerium) würden ihre 
künftig zusätzliche Berliner Dcpcndan-

ce zur Gewinnung weiterer Planstellen 
nutzen, ein Ministerium soll beispiels­
weise gleich 62 neue Planstellen bean­
tragt haben. Insbesondere Pressebüros 
sowie die Stabsstellen für Minister und 
Staatssekretäre sollen an der neuen 
Bonner Verfettung leiden, rügen die 
Rechnungsprüfer.

Entkriminalisierung von Dro­
gen?
Der Gesundheitsausschuß des Bundes­
tages hat am 29. Januar eine Entschei­
dung über die auf Initiative Hamburgs 
beantragte staatlich kontrollierte Hero­
inabgabe an Schwerstabhängige ver­
tagt. Das Land Hamburg hatte über den 
Bundesrat beantragt, für fünf Jahre 
durch Änderung des Betäubungsmittel­
gesetzes Modellversuche zu ermögli­
chen, bei denen an Schwerstabhängige 
staatlich kontrolliert Rauschgifte abge­
geben werden können. Der Entwurf war 
bei CDU/CSU auf heftigste Ablehnung 
gestoßen, auch Teile der SPD hatten da­
gegen polemisiert. Die drogenpolitische 
Sprecherin der FDP, Ex-Justizministe­
rin Leutheusser-Schnarrenberger, 
sprach sich dagegen für den Hamburger 
Antrag aus. Der Gesundheitsausschuß 
will jetzt am 19. Februar erneut über den 
Antrag beraten.

Für wen fliegt der BGS? 
Für die CDU!
Nachdem die Bild-Zeitung sich eigent­
lich mit der CDU-Parlamentspräsiden- 
tin Süssmuth hatte anlegen wollen, als 
sie deren Reisen mit der Bonner Flug­

bereitschaft attackierte, hat sich die Af­
färe irgendwie immer mehr in Richtung 
Helmut Kohl hinbewegt. Der soll u.a. a,
20. Dezember auf Staatskosten einen 
„Betriebsausflug“ zur Benediktinerab- 
tei Münsterschwarzbach unternommen 
haben, wurde aus der SPD bekannt. 
Prompt verlautete aus dem Kanzleramt, 
das sei kein „Betriebsausflug“, sondern 
ein Flug für Dienstgeschäfte gewesen. 
Nebenbei räumte das Kanzleramt ein, 
daß Kohl zwischen 1989 und 1996Ins­
gesamt 160 Hubschrauberflüge des 
BGS in Anspruch genommen habe. Bis 
auf die jetzt aufgeflogene „Dienstreise“, 
die Kohl dennoch privat bezahlen will, 
seien alle anderen Flüge von der CDU 
bezahlt worden. Also flog der BGS Kohl' 
für Parteiaufgaben der CDU durch die 
Lande!

Altschulden - schon wieder 
„Berlinhilfe“
Wenn es um die Hauptstadt Berlin geht, 
wird in Bonn nicht gespart. Das jeden­
falls kann man aus dem Abschluß des 
Streits zwischen dem Land Berlin und 
den anderen Ost-Bundesländern sowie 
der Bundesregierung um den sogenann­
ten „Altschuldenkompromiß“ schlies­
sen. Die Bundesregierung hat nämlich 
den - ohnehin geringen - Anteil des Lan­
des Berlin bei diesem Kompromiß über­
nommen. Das Land Berlin ist damit ei­
nen dreistelligen Millionenbetrag 
Schulden los - Bonn zahlt. Nicht ganz 
uneigennützig freilich,denn beim Streit 
um die Altschulden der Kommunen hat­
te das Land Berlin mit dem Gang zum . 
Verfassungsgerichtgedroht.Es wirdge- 

munkelt, daß zahlreiche Gutachten di* 
Berliner Position - daß nämlich die Alt­
schulden verfassungsrechtlich äußerst 
fragwürdig sind - in einem solchen Fall 
gestützt hätten. Die Gefahr einer sol­
chen Niederlage wollte Bonn nicht ris­
kieren - wohl auch deshalb, weil übet 
ganz ähnlich gelagerte Altschulden der 
LPG-Nachfolgeuntemehmen und vie-, 
ler Wohnungsgenossenschaften im 
Osten der Streit weiter arihält.

Was kommt demnächst?
Am 7. Februar ist die nächste Sitzung 
des Bundesrats. Dort wird es u.a. um die 
Verabschiedung des kommunalen „Alt-1 
Schuldenkompromisses“ gehen. Die 
Grünen fordern vom Bundesrat, die Vi­
sumpflicht für ausländische Jugendli­
che zu stoppen. Nächste Bundestags- 
Sitzung ist am 19. Februar. Auf der Ta­
gesordnung steht der Jahreswirt­
schaftsbericht der Regierung, am Nach­
mittag unter „Petitionen“ u.a. solche 
zugunsten abgelehnter Asylbewerber 
und eine Beratung über Entschädi­
gungsrenten. Daran anschließend berät 
das Parlament über Gesetzentwürfe voP 
FDP und Grünen zum Nichtraucher­
schutz sowie über einen Antrag der 
PDS, die Regierung solle einen jährli­
chen „Reichtumsbericht“ vorlegen. Am 
20. Februar berät das Parlament absch­
ließend über Waigels „Steuerreformge- 
setz 1996“ (insbesondere Senkung der 
Unternehmenssteuern) und über dir 
Gemeindefinanzen. Danach steht der 
Waldschadensbericht auf derTagesord* 
nung. Am 2. März sind in Hessen Koni- 
munalwahlen.

Verfassungsgerichtgedroht.Es
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Adressaten, ‘ sondern gegenüber „Ver- terhof’zu verzichten ...Diege­
meinsame deutsche und 
amerikanische Anklage 
der neokolonialen 
französischen Do­
minanz in Afrika 
entstammt nicht 
dem Mitleid”, Bonn 

schreckung selber, wenn unsere Partner und Washington „ wol- 
dies wünschen, eine noch deutlicher eu­
ropäische Dimension annehmen könne.

kündeten, die dies wünschen”. Im Mi­
litärbeschaffungsgesetz für die Jahre 
1997-2002 wurde schließlich im Juni 
1996 festgeschrieben, daß Paris „eine 
pivilegierte Beziehung mit Deutschland 
in Sicherheits- und Verteidigungsfra­
gen” suche und „die nukleare Ab-

Kriseninterventionen rund um 
die Welt
Der Nürnberger Abkommenstext er­
klärt ferner „den Besitz bewaffneter 
Kräfte, die rasch verfügbar und inner­
halb wie außerhalb der Grenzen Euro­
pas entsendbar sind”, für „notwendig 
sowohl für die kollektive Verteidigung 
wie auch die Verwaltung von Krisen”. 
Ersterer Begriff meint die Territorial­
verteidigung auf dem europäischen 
Kontinent gegen einen, so Le Monde, 
„immer unwahrscheinlicheren Feind 
aus dem Osten”, zweitere Interventio­
nen auf entfernten Krisenschauplätzen 
wie in Afrika. Bonn - fährt das Blatt fort 
- habe die Befürchtung gehegt, Paris re­
serviere letztere Aufgabe für sich und 
schiebe Bonn die Territorialverteidi­
gung zu; diese Befürchtung sei jedoch in 
Nürnberg beerdigt worden. Darüber 
hinaus habe Frankreich den deutschen 
Partner vor wenigen Wochen bezüglich 
einer eventuellen Militärintervention in 
Zaire konsultiert, sei jedoch auf „höfli­
che, doch entschlossene Ablehnung ge­
stoßen”. Die KP-Zeitung L’Humanite, 
die am Wochenende des 25./26. Januar 
als erste auf die Veröffentlichung des 

Abkommens reagierte, inter­
pretiert: „Der deut­

sche Machtwillen 
äußert sich auch 
darin, daß Paris 
vorgeschrieben 

wird, auf seinen 
afrikanischen ‘Hin-

CSU eisern auf Sonderweg zum § 218
Das Bundesverfassungsgericht verhandelt über Beschwerden von zwei Ärzten 
und befragt dazu den Bayerischen Landtag
Am 28. Januar 1997 standen erneut der 
§218 bzw. die bayerischen Sonderge­
setze dazu auf der Tagesordnung des 
bayerischen Landtags. Das Bundesver­
fassungsgericht hatte den Landtag um 
eine Stellungnahme zu den Verfas­
sungsbeschwerden der Ärzte Friedrich 
Stapf (München) und Andreas Freude­
mann (Nürnberg) gebeten.

SPD und Grüne unterstützen die Klage 
der Ärzte; sie befürchten, daß durch die 
Mur in Bayern geltenden harten Vor­
schriften für Ärzte viele Frauen zum Ab­
treibungstourismus getrieben werden. 
Die CSU dagegen behauptet, die Be- 
hifsbeschränkungen seien „im Interes­
se der Frauen und des ungeborenen Le- 
bens”gerechtfertigt. Unter dem Motto: 
»»Den geschützten Beruf des Abtrei­
bungsarztes gibt es nicht "empfiehlt nun 
toit CSU-Stimmenmehrheit der Land­
tag dem Bundesverfassungsgericht, die 
Beschwerden zurückzuweisen. Die bei­
den Verfassungsbeschwerden wurden 
’Ui November 1996 von den Hamburger 
Professorinnen Monika Frommei und 
Sibylle Raasch sowie der Nürnberger 
Rechtsanwältin Christine Roth einge- 
h?icht, Die erste Gerichtsentscheidung 
Wird über die gleichzeitig gestellten An­
trägen auf einstweilige Anordnung fal­
len, die dafür sorgen sollen, daß bis zum 
endgültigen Urteil die Ärzte nicht nach 
diesem Gesetz mit Strafe bedroht sind.

Eine erste Bedrohung kam schon kurz 
*ach Verabschiedung des Gesetzespa­

len den Platz einnehmen”.
Klar ist, daß Bonn kaum „umsonst” 

eine französische Intervention zugun­
sten von dessen klassischen (post)kolo- 
nialen Interessen auf dem afrikanischen 
Kontinent stützen wird. Es muß schon 
etwas dabei herausspringen für die 
Deutschen, die zwar ökonomisch in 
manchen Ländern (vor allem Südafrika 
und Namibia) gut verankert sind, aber 
politisch-strategisch bisher in Afrika 
wenig zu vermelden haben: keine ehe­
maligen Kolonien (die gingen schon 
1918 verloren), kein Deutsch als Amts- 

' spräche, wie dies für das Französische 
in vielen Ländern gilt usw. Deutschland 
kann sich freilich die zunehmende Ri­
valität zwischen Frankreich und den 
USA zunutze machen, die in der zwei­
ten Hälfte 1996 um Afrika, den arabi­
schen Raum (mit der Nahostreise Chi­
racs im Oktober) und NATO-Südkom- 
mandantur in Neapel ausgebrochen wa­
ren. Die USA sind dabei,Frankreich sei­
nen traditionellen „Hinterhof” streitig 
zu machen, und verweigern die Stüt­
zung maroder Regime von Paris Gna­
den, wie des Mobutu-Clans, deren ultra­
korrupte Herrschaft sie die nackte ka­
pitalistische Rationalität mit IWF-Un­
terstützung vorziehen. Anfang 1997 
kam es freilich zu einer Annäherung 
zwischen Paris und Washington, da ei­
nerseits die US-Administration Furcht 
vor einem „Machtvakuum” in Zaire 
nach einem Abgang Mobutus bekom­
men hatte, andererseits auch Frankreich 
zurücksteckte und etwa auf die Beset­
zung der NATO-Südkommandantur 
verzichtete, welche die USA wegen ih7 
rer strategischen Bedeutung (Zypern,

kets im Landtag: Das bayer. Sozialmi- 
nisterium wies die Krankenkassenver­
bände darauf hin, daß Kosten für einen 
Schwangerschaftsabbruch künftig nur 
noch erstattet werden dürften, wenn der 
Eingriff von einem Frauenfacharzt vor­
genommen wird. Während das Bundes­
gesetz die 'freie Arztwahl ausdrücklich 
festhält, schreibt Artikel 5 des bayer. Ge­
setzes vor, daß Abtreibungen nur „von 
den in Artikel 3 bezeichneten Ärzten 
vorgenommen werden dürfen”. Dieser 
Artikel 5 gilt schon jetzt, und darauf be­
zieht sich das Ministerium. Artikel 3 
nennt „Ärzte mit fachärztlicher Aner­
kennung auf dem Gebiet der Frauen­
heilkunde und Geburtshilfe”, und die­
ser Artikel gilt erst ab dem 1. Juli 1997. 
Trotzdem haben Kassen daraufhin Zah­
lungen verweigert. Friedrich Stapf, der 
eine Fachausbildung in Frauenheilkun­
de absolvierte, auf die Anerkennung als 
Gynäkologe aber verzichtete, seit 1980 
die Zulassung als Kassenarzt für ambu­
lante Operationen (Schwangerschafts­
abbrüche und Sterilisationen) hat und 
mit bestem Ruf seit 1993 in München 
praktiziert, spricht selbst von 70.000 
Mark Außenständen.

Die Beschwerde der Ärzte enthält 
nicht nur diese Einschränkung der frei­
en Arztwahl. Auch die Vorschrift, daß 
nur 25 Prozent der Einnahmen aus Ab­
brüchen erzielt werden dürfen, mißach­
tet die Bedeutung von Berufserfahrung 
und Einfühlungsvermögen in die spezi­
elle Situation der Frauen. Dazu kommen

Israel ...) nie aufgegeben 
hätten. Die Liberation 
vom 9.1.97 sieht zwei 

Gründe für die französi­
sche Kompromißhaltung:

JF/ erstens habe die Regierung
y7 eingesehen, daß sie mit außenpo-

litischer Profilierung gegen die Ame­
rikaner allein kein verlorenes Terrain in 
der öffentlichen Meinung zurückerlan­
gen könne; zweitens habe Paris nachge­
ben müssen, weil es im Alleingang und 
ohne die Hilfe anderer europäischer 
Länder kein Gewicht gegen die USA in 
die Waagschale werfen könne. Just an 
diesem Punkt kann Bonn ansetzen, um 
im Machtpoker der Großmächte Zuge­
ständnisse von Pariser Seite herauszu­
holen. So schlug man deutscherseits 
1996 vor, gemeinsame deutsch-franzö­
sische Botschaften in Afrika einzurich­
ten - was den Deutschen ein einzigarti­
ges Sprungbrett auf dem Kontinent bie­
ten würde. Der Plan wurde jedoch vom 
Conseil d’Etat, dem obersten französi­
schen Verwaltungsgericht, abgeschmet­
tert.

Zusammenarbeit der Rüstungs­
industrien
Schließlich schreibt das Abkommen die 
Kooperation der deutschen und franzö­
sischen Rüstungsindustrien fest, um 
Kriegsmaterial zu produzieren; das bei­
den Armeen gleichermaßen dienlich ist. 
Deutschland erklärt sich bereit, ab 1998 
an den französischen Aufklärungssatel- * 
liten Horus und Helios-II zu partizipie­
ren. Umgekehrt wird Paris die „Droh­
ne ”KZO-Brevel, die derzeit von Matra 
(Frankreich) und Bremer Vulkan (BRD) 
entwickelt wird - ein unbemanntes 
Spionageflugzeug - ab 2002 erwerben. 
Hintergrund der Programme ist der 
amerikanische Fortschritt in der Chif­
frierung und Codierung der Nachrich­
tentechnik, der es Washington erlaubt, 
seinen „Partnern "brisante strategische 
Informationen vorzuenthalten.

weitere Einschränkungen, die im son­
stigen Bundesgebiet nicht gelten: Der 
Arzt muß die Frau erneut ausfragen und 
darf einen Abbruch nicht vornehmen, 
wenn sie über ihre Gründe schweigt; 
vom 1.7.1997 hat er vor der kassenärzt­
lichen Zulassung zunächst einmal die 
Erlaubnis zu Abbrüchen bei der Regie­
rung zu beantragen; er muß ihr die Ab­
brüche differenzierter melden und nicht 
nur seine Einnahmen offenlegen, son­
dern der Regierung auf Verlangen sogar 
seine Gewinne mitteilen. Damit wird so 
nebenbei das Selbstverwaltungsrecht 
der Ärzte beschnitten. Bei Mißachtung 
dieser Vorschriften drohen hohe Buß­
gelder und Kriminalstrafen, das heißt 
auch Polizeieinsätze und Durchsuchun­
gen.

Im Gegensatz zum Zweiten Senat, der 
1993 das letzte Abtreibungsurteil ge­
sprochen hat, das Bayern ja vorgibt am 
besten zu erfüllen, werden die beiden 
Verfassungsbeschwerden vom Ersten 
Senat entschieden,von dem es heißt,daß 
er die beruflichen Freiheiten immer ver­
teidigt hat. Von einer Normenkontroll­
klage, die der Zweite Senat hätte ent­
scheiden müssen, haben SPD, Grüne 
und teilweise auch die FDP inzwischen 
Abstand genommen (in Bayern hört man 
seit Wochen nichts mehr vom FDP-Plan 
für einen Volksentscheid gegen die Son­
dergesetze). Tatsächlich ruht jetzt die 
Hoffnung aller oppositionellen Grup­
pen auf den Verfassungsbeschwerden.

(M)

H
amburgs Voscherau will Ge­
fängnisse privatisieren! Jüngst 
meldete sich Hamburgs Bür­
germeister Voscherau zu Wort: Die bri­

tischen Erfahrungen mit der Privati­
sierung von Gefängnissen seien so über­
zeugend, daß er dringend eine entspre­
chende Initiative für die Bundesrepu­
blik anrate. Durch Privatisierung näm­
lich ließen sich die Kosten des Straf­
vollzuges drastisch senken. Hinter dem 
Kostenargument verbergen sich, wie 
gerade die Erfahrungen aus Großbri­
tannien zeigen, rechts- und gesell­
schaftspolitische Vorstellungen finster­
ster Art.

I
Bald Rendite 
aus der 
Strafjustiz ?

Deutlichsten Ausdruck finden diese 
Vorstellungen im rasanten Anstieg der 
Zahl der Gefängnisinsassen, den Groß­
britannien verzeichnet: von 40.000 auf 
über 56.000 innerhalb von dreieinhalb 
Jahren! Diese Steigerung um 40% ist 
nicht Ausdruck explodierender Krimi­
nalität - die Straftaten stiegen um nicht 
einmal 2% sondern einer „Law-and- 
order“-Politik, die Kleinkriminalität 
zunehmend brutal bestraft und die le­
benslange Haftstrafe auf immer mehr 
Delikte aus weitet.

Diese Politik findet ihre Stütze und 
Verstärkung im Interesse expandieren­
der Gefängniskonzeme, aus dem Ein­
sperren von Menschen Profit zu schla­
gen. Kem eines gewaltigen Programms 
zum Aus- bzw. Neubau von Gefängnis­
sen, das zur Zeit durchgeführt wird und 
in dessen Rahmen innerhalb von zwei 
Jahren 200 Mio. £ ausgegeben werden ist 
die Herausbildung des von Kritikern so 
bezeichneten „Gefängnis-Industrie- 
Komplexes“. Mit über 70 Mio. sind pri­
vate Gefängniskonzeme beteiligt. Die 
haben nur ein Interesse: daß sich ihre In-* 
vestitionen rechnen! Also müssen Ge­
setzgebung und Rechtsprechung für die 
Insassen sorgen.

Laut Aussagen der britischen Regie­
rung liegen die Kosten des Strafvollzugs 
in den Privatgefängnissen um 15-20% 
niedriger. Das hat auf die Lebensbedin­
gungen der direkt betroffenen Gefange­
nen einschneidende Auswirkungen, 
aber nicht nur: Die Regierung hat 1996 
mit Verweis auf die „kostengünstigen“ 
Privatgefängnisse eine Reduzierung der 
Kosten des öffentlichen Strafvollzugs 
um 13% innerhalb von 3 Jahren in Gang 
gesetzt:

Der Maßnahmenkatalog reicht von 
der Entfernung von Fernsehgeräten aus 
den Zellen über die Beschränkung des 
Beschwerderechts von Gefangenen und 
des Rechts der Angehörigen, Zeitschrif­
ten etc. zu schicken, bis hin zur weitge­
henden Streichung von Ausbildungs­
möglichkeiten und anderen Maßnah­
men zur Rehabilitation.

Kritiker in Großbritannien fordern 
die sofortige Beendigung der Gefäng­
nis-Privatisierung; andere sprechen da­
von, daß die Strafvollzugspolitik des 
konservativen britischen Justizmini­
sters Howard auf den „Weg zum Kon­
zentrationslager“ führe, (s. The Econo­
mist, 25.5.96) Den Sozialdemokraten 
Voscherau ficht das nicht an. Er ist ent­
schlossen, die Debatte um die Privati­
sierung des Gefängniswesens auch in 
der BRD wiederzubeleben. In Hamburg 
allerdings stieß er auf heftige Kritik vor 
allem aus der GAL, aber auch aus der 
SPD. (sec)
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KNALLHARTE VERSÖHNUNG Deutsch-tschechische 
Erklärung im Bundestag

D
ie deutsch-tschechische „Ver­
söhnungserklärung“, die am 20. 
Dezember 1996 von den Außen­
ministern Zieleniec und Kinkel und am

21. Januar 1997 von Bundeskanzler 
Kohl und dem tschechischen 'Minister­
präsidenten Vaclav Klaus unterzeich­
net worden ist, wurde am 30. Januar im 
Bundestag debattiert. Eine große Mehr­
heit der Abgeordneten stimmte ihr zu 
(578 mal Ja, 20 mal Nein, 23 Enthal­
tungen). Ein überwältigendesVotumfür 
Versöhnung und gut-nachbarliche Be­
ziehungen zum tschechischen Volk? Si­
cher haben viele Abgeordnete für die 
Erklärung gestimmt, weil sie genau das 
wollen. In der Tschechischen Republik 
verstehen das allerdings viele Men­
schen anders. Als Kohl zur Unterzeich­
nung nach Prag reiste, wurde er dort 
auch von Gegendemonstrationen emp­
fangen. Und die Behandlung der Er­
klärung im tschechischen Parlament 
am 4. Februar wird ebenfalls-von Pro­
testdemonstrationen begleitet sein. In 
der hiesigen Presse werden als Gegner 
fast immer nur Kommunisten und Re­
publikaner genannt; die Ablehnung ist 
jedoch viel breiter und umfaßt auch so­
zialdemokratische, bürgerlich-demo­
kratische und christliche Kreise sowie 
Organisationen der Nazi-Verfolgten, 
der Friedensbewegung und andere. Die 
Gegner der Erklärung sehen in dieser 
nicht einen Schritt zu Versöhnung und 
dauerhaftem Frieden, sondern einen 
Ausdruck deutscher Hegemonialan­
sprüche über Europa. Die meisten Re­
den, die am 30. Januar im Bundestag ge­
halten wurden, waren nicht geeignet, 
ihre Sorgen zu entkräften.

In der Regierungserklärung des Bun­
deskanzlers war zunächst viel die Rede 
von ehrlichem Umgang, historischer 
Verantwortung, gemeinsamer Zukunft, 
Bau des gemeinsamen Hauses Europa 
usw. Und dann kam dieser Satz, der in 
Kohls Reden in den letzten Jahren im­
mer wieder auf taucht: „Wir wissen, die 
europäische Einheit ist die sicherste 
Gewähr für Frieden und Freiheit im 21. 
Jahrhundert.“ Das kann als Beteuerung 
des Friedenswillens verstanden werden 
- solange man ignoriert, wie die CDU- 
Spitze den Sachverhalt in ihrem sog. 
„Kemeuropa-Papier“ vom 1. Septem­
ber 1994 formuliert hat: „Nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts muß eine 

stabile Ordnung auch für den östlichen 
Teil des Kontinents gefunden werden.... 
Die einzige Lösung dieses Ordnungs­
problems ... ist die Eingliederung der 
mittelosteuropäischen Nachbarn in das 
(west-)europäische Nachkriegssystem 
....“ Und dann: „Ohne eine solche Wei­
terentwicklung der (west-)europäi- 
schen Integration könnte Deutschland 
aufgefordert werden oder aus eigenen 
Sicherheitszwängen versucht sein, die 
Stabilisierung des östlichen Europa al­
lein und in der traditionellen Weise zu 
bewerkstelligen.“ Die zahlreichen 
tschechischen Gegner eines NATO-Bei- 
tritts - zentraler Punkt der deutsch­
tschechischen Erklärung - werden dies 
kaum als Friedenserklärung verstehen.

Wie knallhart die Bundesregierung, 
ungeachtet aller schönen Worte, tsche­
chische Interessen mit Füßen zu treten 
gedenkt, ist am offensten der Rede des 
CDU-Fraktionsvorsitzenden Wolfgang 
Schäuble zu entnehmen. Schäuble, 
Hauptautor des „Kemeuropa“-Papiers, 
weiß natürlich, daß die Ehrlichkeit der 
schönen Worte in Tschechien vor allem 
daran gemessen wird, ob Bonn endlich 
unterschreibt, daß das Münchner Ab­
kommen von 1938 null und nichtig von 
Anfang an war. Schließlich kam es durch 
militärische Erpressung und Schaffung 
einer bürgerkriegsähnlichen Situation 
in den Grenzgebieten unter aktiver Be­
teiligung eines Großteils der Sudeten­
deutschen zustande. Schäuble aber 
wählt eine Formulierung, von der er 
weiß, daß sie in Deutschland kaum je­
mandem auffallen wird, in Tschechien 
aber als ungeheure Provokation wirken 
muß. Er sägt: „Das Bekenntnis zur Ver­
gangenheit ist für uns Deutsche 
zunächst und vor allem das Einge­
ständnis, daß wir dem tschechischen 
Volk in der nationalsozialistischen Zeit 
großes Unrecht zugefügt haben.“ Und 
fährt fort: „Unter Mißachtung des Völ­
kerrechts wurde im Frühjahr 1939 der 
noch junge tschechoslowakische Staat 
von der Wehrmacht gewaltsam besetzt.“ 
Das ist, verklausuliert und gut verpackt, 
die alte Bonner Position, nach der das 
Münchner Abkommen nicht von Anfang 
an Unrecht war, sondern auf legitime 
Weise zustandekam und daher auch 
zunächst gültiges Völkerrecht wurde. 
Erst mit dem Einmarsch der Wehrmacht 
in die „Resttschechei“ sei das Abkom­
men („Völkerrecht“!) gebrochen und so­

mit ungültig geworden.
Als Redner der CSU traten Theo Wai­

gel und der bayrische Ministerpräsident 
Edmund Stoiber auf. Triumphierend 
hoben sie hervor, zu welch weitgehen­
den Zugeständnissen die tschechische 
Seite gedrängt werden konnte. Aller­
dings sei auch das nur als „Zwi­
schenschritt “ zu werten. In der Rolle von 
Schutzheiligen der Sudetendeutschen 
bekräftigten sie deren Ansprüche, auch 
wenn diese heute (noch) nicht durch­
setzbar sind. Dazu gehören nicht nur in­
dividuelle Vermögensansprüche, deren 
„Offenheit“ sowohl Waigel als auch 
Stoiber betonte. Sondern es wurde eine 
Geschichtsauffassung vorgetragen, die 
die Ursache der Umsiedelung nicht in 
den Nazi-Verbrechen, sondern letztlich 

BILDDOKUMENT: Sudetendeutsche Zeitung, (3.1.97), Original Bildunterschrift: „Daß der 
Gesprächsfaden zwischen der Sudetendeutschen Landsmannschaft und der bayerischen 
Staatsregierung einerseits und der sie tragenden CSU andererseits nicht abreißt, beweist die­
ses Bild, das vor Weihnachten im Lodgmann-Zimmer des Sudetendeutschen Hauses entstand. 
Zu eingehenden Beratungen trafen sich (v.l.n.r.) Dr. Franz Wittman, MdB, BdV-Vorsitzender 
und stellvertretender SL-Bundesvorsitzender; Franz Neubauer,Staatsminister a.D.,Sprecher 
der Sudetendeutschen; Dr. Bernd Protzner, Generalsekretär der Christlich. Sozialen Union, 
und Bernd Posselt, MdEP, stellvertretender SL-Bundesvorsitzender.“

darin sieht, daß die tschechischen 
Grenzgebiete nicht schon 1918/19 dem 
Deutschen Reich zugeschlagen wurden.

Für die SPD sprachen Rudolf Schar­
ping, Günter Verheugen, Markus Meckel 
und Gert Weisskirchen. Scharping be­
anspruchte die Erklärung als spätes 
Produkt sozialdemokratischer Ostpoli­
tik, Markus Meckel beschwor die Ver­
bundenheit der Kinder dieser Politik in 
der DDR und der CSSR. Verheugen und 
Weisskirchen warben vor allem für den 
Antrag der SPD, in den Zustimmungs­
beschluß eine Bekräftigung des Passus 
der Erklärung aufzunehmen, wonach 
„beide Seiten ... ihre Beziehungen nicht 

mit aus derVergangenheit herrührenden 
politischen und rechtlichen Fragen be­
lasten werden“. Dieser Satz war im Vor­
feld dahingehend interpretiert worden, 
daß die Bundesregierung zwar aus for­
maljuristischen Gründen auf Vermö- 
gensansprüche von Sudetendeutschen 
nicht verzichten könnte, aber derartige 
Ansprüche nicht mehr unterstützen 
werde. Unmittelbar nach der Unter­
zeichnung der Erklärung am 21. Januar 
in Prag hatte Kohl j edoch auf einer Pres­
sekonferenz gesagt, auch weiterhin sei­
en Vermögensfragen „natürlich offen“, 
und damit deutlich gemacht, daß er die­
se Interpretation keineswegs als zwin­
gend betrachtet. Offen schien daraufhin 
auch,ob die Erklärung im tschechischen 
Parlament die gewünschte breite Mehr­

heit finden wird. Der tschechische Par­
lamentspräsident und Vorsitzende der 
Sozialdemokratischen Partei, Milos -Ze­
man, war noch zwei Tage vor der Bun­
destagsdebatte nach Bonn gereist, um 
eine gleichlautende Bekräftigung des 
genannten Passus durch die beiden Par­
lamente zu vereinbaren. Hierdurch soll­
ten die Gemüter wieder beruhigt und 
den tschechischen Abgeordneten die 
Zustimmung erleichtert werden. Doch 
CDU/CSU und FDP waren zu keinem 
Millimeter Entgegenkommen bereit 
und lehnten den SPD-Antrag geschlos­
sen ab.

An einem konnte all das nichts ändern:

Seit über siebzig Wochen streiken die Docker 
von Liverpool.

Aktionen für Liverpooler Docker
Für den 20. Januar hatte die Internatio­
nale Transportarbeitergewerkschaft 
ITF zu einem Solidaritätsstreik für die 
seit übersicbzigWochen streikenden Li­
verpooler Docker aufgerufen. Der Akti­
onstag wurde ein voller Erfolg. In ins­
gesamt 82 Häfen um die Welt kam es zu 
Arbeitsniederlegungen, Boykotts und 
Protcstversammlu ngen.

An der US-Westküste legten nicht nur 
die Docker von Los Angeles die Arbeit 
nieder,auch in Long Beuch,San FYonzi- 
sco, Portland und Seattle blieben alle 

Schiffe einen Tag liegen. An der US-Ost- 
küste organisierte die Dockergewerk­
schaft eine Kundgebung vor der briti­
schen Botschaft in Washington und be­
schloß zu Ehren Martin Luther Kings 
(der am 20. Januar Geburtstag hatte) ei­
nen Boykott aller Reedereien, die noch 
Liverpool anlaufen. In St. Johns (Kana­
da) schlossen die Docker von 8 bis 19 
Uhr den Hafen. In Montreal und Quebec 
wurden Versammlungen abgehalten, die 
Arbeit ruhte währenddessen. Solche 
Versammlungen gab es auch in Ham­
burg und Bremerhaven, in Amsterdam, 
Rotterdam, in Lissabon und Leixöes 
und Genua. In sechs japanischen Häfen 
dauerten .diese Versammlungen den 
ganzen Morgen. Docker in Belgien hat­
ten schon in der Woche zuvor ein Schiff 
der ACL-Reederei festgehalten; in Gö­
teborg, Helsingborg, Malmö und Stock­
holm blieben arn Dienstag die ACL- und 
CAST-Container liegen. In Aarhus (Dä­
nemark) stimmten die Arbeiter für ei­
nen 24-Stunden- Solidaritätsstreik. In 
Le Harvre wurde ein Schiff acht Stun­
den festgchalten.in Limassol warten sie 

noch auf den Frachter der Zim-Linie, 
die Liverpool anläuft. Zim-Linie Schif­
fe werden ebenfalls in Neuseeland und 
Australien boykottiert. In Zürich wur­
den die Türen des britischen Konsulats 
zugeklebt und besprüht. In Basel be­
setzte der „Revolutionäre Aufbau“ für 
eine Stunde die Büros der Rheinschif­
fahrtsgesellschaft.

Tschechische Lehrer streiken
Die Streikenden fordern eine Erhöhung 
ihrer Gehälter um 18,9 Prozent. Ihre Ge­
werkschaft, die CMOSPS, ist mit 
240.000 Mitgliedern - Lehrern in staat­
lichen Vorschulen, Grundschulen und 
Sekundarschulen sowie Personal von 
Schulmensen und Horten - die zweit­
größte des Landes. Die Dozenten von 
zwei Provinzuniversitäten sowie von 
Lehreinrichtungen der Armee wollen 
sich dem Streik anschließen.

Das Grundgehalt der Lehrer betrug in 
den ersten neun Monaten des letzten 
Jahres im Durchschnitt 5.G60 Kronen 
monatlich ($ 208). Damit gehört diese 

Berufsgruppe zu den am schlechtesten 
bezahlten in der Tschechischen Repu­
blik. Was die Lehrer besonders auf­
bringt, ist die Praxis der Regierung, das 
Gewicht höchst spalterischer „Lei­
stungsprämien“ zu erhöhen, die nach 
dem Ermessen der Direktion gezahlt 
werden. Dies bedeutet, daß bestimmte 
bevorzugte Lehrer das Doppelte des 
Grundgehalts verdienen können.

Von dem rechten Erziehungsminister 
Ivan Pilip werden diese Zahlungen da­
mit gerechtfertigt, daß sie notwendig 
seien, um „gute“ Lehrer zu belohnen. 
Die Zahlungen erfolgen jedoch auf jähr­
licher Basis und können somit von den 
Direktoren, die ihre Stellung meist den 
antikommunistischen Säuberungen in 
der Zeit nach der „samtenen Revoluti­
on“ verdanken, nach Belieben entzogen 
werden. Der Betrag, der jedes Jahr zur 
Verfügung steht, hängt vom Regie- 
rungshaushalt ab. Dieser geriet letztes 
Jahr in die roten Zahlen, zum ersten Mal 
seit dem Sturz der kommunistisch ge­
führten Regierung der Nationalen Front 
im Jahre 1989. Dies spiegelt die zuneh-
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klätung 5J>llme[s G1ücksrausch. Die Er- 
steindfrn^61:1“616 sie als ”Schluß- 

er Ost-, Entspannungs- und Frie- 
denspolitik.die letztendlich - Herr Bun­
deskanzler, Sie haben es erwähnt - von 
allen deutschen Regierungen gemein­
sam getragen wurde“. Ebendiese Frie­
denspolitik habe „diesem Land die 
glücklichste historische Konstellation 
beschert, die es jemals hatte. Deutsch­
land ist nicht nur friedlich und mit der 
Zustimmung aller seiner europäischen 
Nachbarn vereinigt, wir sind zugleich 
mit allen unseren Nachbarn, mit den
großen wie mit den kleinen, auf der Ba­
sis der gemeinsamen demokratischen 
Werte in einem neuen Europa zu Hause. 
Die Option auf dieses neue Europa ist 
viel mehr, als es das Deutschland Bism­
arcks je hatte. Das ist eine viel günsti­
gere Situation als in der Weimarer Re­
publik, das ist mehr, als die Grim- 
tafisiütter und Gründungsvater der 
Bonner Republik je zu hoffen gewagt 
k-» Tch glaube, man kann dem gaS lind fu diesem Ergebnis und zu 

dieser einmaligen politischen Situation 
gratulieren.“

Warum sie je zum Demonstrieren auf 
die Straße ging, statt gleich die glück­
bringende Regierungspolitik nach 
Kräften voranzubringen, blieb Antje 
Vollmers Geheimnis. Denjenigen aber, 
die der schnöden Welt noch etwas nüch­
terner begegnen, stellt sich immer drin­
gender die Frage, wie wir, in solidari­
scher Zusammenarbeit mit Linken und 
Demokraten in der Tschechischen Re­
publik, dem neuerlichen Drang nach 
Osten Einhalt gebieten können.

• Renate Hennecke
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Wir enthalten uns der Stimme.
Die Deutsch-Tschechische 

Erklärung über die gegenseitigen 
Beziehungen und deren künftige 
Entwicklung ist das Ergebnis 
langwieriger Verhandlungen und 
Gespräche/ Diese 'wurden und 
werden von Auseinandersetzun­
gen begleitet, die die nachwirken­
den Konflikte und Probleme der 
Vergangenheit ebenso wie andau­
ernde Unterschiede der Interes­
sen, der Sichtweisen und der poli­
tischen Bestrebungen in und zwi-
sehen beiden Ländern widerspie­

geln. Beiderseitige Bemühungen sowohl 
um das schließliche Zustandekommen 

..der Erklärung als auch um ihre 
hauptsächlichen Leitsätze für eine 
friedliche und gegenseitig fruchtbare 
Gestaltung der Zusammenarbeit spre­
chen für das Dokument. Zu würdigen 
sind insbesondere die Geduld und das 
weitreichende Entgegenkommen der 
tschechischen Partner.

Andererseits verbieten uns wesentli­
che Einschränkungen und kritikwürdi­
ge Momente eine Zustimmung. Sie ge­
hen vor allem von deutscher Seite aus 
und entspringen einem zwiespältigen 
Umgang mit den Ereignissen und Er­
fahrungen der Geschichte beider Län­
der und Europas überhaupt im 20. Jahr­
hundert. Dazu gehören insbesondere:
- die fehlende Bereitschaft der Reprä­

sentanten der Bundesrepublik Deutsch­
land, endlich ebenso wie die Signatar­
staaten England und Frankreich das 
Münchner Abkommen von 1938 als von 
Anfang an null und nichtig zu erklären 
und das Potsdamer Abkommen der vier 
Hauptmächte der Anti-Hitler-Koaliti-

In der Bundestagsdebatte kün­
digte Gregor Gysi an, daß ein Teil 
der PDS-Bundestagsgruppe der 
Erklärung zustimmen, die übri­
gen sich der Stimme enthalten 
würden. Einen Zusammenhang 
zum Gesamtrahmen der deut­
schen Außenpolitik stellte er 
nicht her, kritisierte aber viele 
Formulierungen der Erklärung. 
Als einziger Redner wies er dar­
auf hin, daß die Umsiedlung der 
Sudetendeutschen ihre völker­
rechtliche Grundlage im Potsda­
mer Abkommen hatte. Und daß es 

in der BRD zwar keine gesetzliche, aber 
doch eine faktische Amnestie für Nazi- 
Verbrecher gegeben hat. Für die tsche­
chischen Nazi-Opfer forderte Gysi indi­
viduelle Entschädigungen. Dann sprach 
er über die Ereignisse des Jahres 1968. 
Zwar seien dieTruppen der DDR damals 
nicht mit in die CSSR einmarschiert,

H
0C 
u

H 
z 
Ul
S 
E 
O*

Erklärung, die jene PDS-Abgeordnete, die sich der Stimme enthielten, zu Protokoll gaben.

on von 1945 als eine legitime und we­
sentliche Ausgangsposition und Grund­
legung für das Europa der Nachkriegs­
zeit, der Gegenwart und der Zukunft 
anzuerkennen;
- die unzureichend eindeutige histo­

rische, politische und moralische Cha­
rakteristik der entscheidenden Rolle 
und Verantwortung Nazideutschlands 
bei der Vorbereitung und Durchführung 
der verbrecherischen Aggression gegen 
die damalige Tschechoslowakei und 
zahlreiche weitere europäische Länder. 
Die damit verbundenen Verbrechen ge­
gen die Menschheit wie jahrelange Be­
satzung und Terror, Diskriminierung, 
Deportation, Zwangsarbeit und mas­
senhafter Mord werden insgesamt und 
insbesondere im Verhältnis zur Be­
schreibung von späteren Rechtsverlet­
zungen und Vergehen von tschechischer 
Seite nicht hinreichend benannt. Es ist 
unumgänglich, die auch in der DDR 
fälschlicherweise jahrzehntelang tabui­
sierten Ausschreitungen der bei der 
Durchführung der von den alliierten 
Siegermächten beschlossenen Aus- und 
Umsiedlung von Deutschen aus der da­
maligen Tschechoslowakei aufzuarbei­
ten und kritisch zu beurteilen. Die dar­
über hinausgehende Kritik an innen- 
und rechtspolitischen Entscheidungen 
dieses Landes nach 1945 erscheint als 
unangemessen, wenn nicht gleichzeitig 
jahrelang schwerwiegende Versäumnis­
se der BRD bei der Aufklärung und Süh­
ne von Nazi- und Kriegsverbrechen - 
nicht zuletzt in den zwischen 1938 und 
1945 besetzten Ländern - benannt wer­
den. Schließlich und vor allem ist das 

Gregor Gysi sprach für die Mehrheit der PDS-Abgeordneten, die der Erklärung zustimmten.

aber die DDR habe in vielfacher Hin­
sicht bei diesem Einmarsch, seiner Vor­
bereitung und Durchführung Hilfe ge­
währt. „Da ich hier in einer historischen 
Verantwortung stehe“, sagte Gysi, „will 
ich die Gelegenheit nutzen, mich im Na­
men meiner gesamten Partei bei dem 
tschechischen und dem slowakischen 
Volk dafür aufrichtig zu entschuldi­
gen.“ Entscheidende Bedeutung maß 
Gysi der Behandlung der Eigentumsan­
sprüche der Sudetendeutschen bei. An­
gesichts der Erfahrungen mit der Be­
handlung von Eigentumsfragen in der 
ehemaligen DDR seien die Sorgen der 
tschechischen Bevölkerung nur allzu 
verständlich und die Formulierungen in 
der Erklärung unzureichend. Er fügte 
aber hinzu, es sei „wichtig, daß der Ver­
zicht enthalten ist, künftig damit die 
Beziehungen nicht zu belasten. Das ist 

Ausbleiben einer überfälligen Regelung 
der individuellen Entschädigungs- und 
Wiedergutmachungsansprüche tsche­
chischer NS-Opfer und die in der Er­
klärung ebenfalls fehlende, für dauer­
haft gutnachbarliche Beziehungen je­
doch unverzichtbare Anerkennung der 
Tatsache zu nennen, daß die nach 1945 
in der Tschechischen Republik entstan­
denen Eigentumsverhältnisse nicht 
mehr rückgängig zu machen sind.

Wesentliche Erwartungen und nach 
mehr als einem halben Jahrhundert 
überfällige Regelungen werden mit der 
vorliegenden Erklärung nicht erfüllt. 
Die dafür vorhandenen Chancen wur­
den nicht genutzt. Die an den oben ge­
nannten Defiziten geübte Kritik be­
gründet und verdeutlicht, warum uns 
eine Zustimmung zu dem erreichten 
Kompromiß nicht möglich ist. Das 
schließt durchaus den Respekt gegen­
über jenen Politikern,politischen Grup­
pierungen und Bürgern der Tschechi­
schen Republik ein, die im Interesse der 
Orientierung auf eine friedvolle und ko­
operative Zukunft beider Länder eige­
ne begründete Bedenken und Vorbehal­
te zurückgestellt haben, aber auch ge­
genüber jenen, die aus ähnlichen Be­
weggründen die Erklärung ablehnen. 
Dem übergeordneten r Ziel friedlicher 
und gutnachbarlicher Beziehungen ist 
auch unser hiermit begründetes Ab­
stimmungsverhalten verpflichtet. 
Dr. Ludwig Elm, Wolfgang Bierstedt, Petra 
Bläss,Eva Bulling-Schröter,Maritta Böttcher, 
Dr. Dagmar Enkelmann, Dr. Uwe-Jens Heuer, 
Gerhard Jüttemann, Dr. Christa Luft, Dr. 
Günther Maleuda, Christina Schenk, Dr.Win­
fried Wolf, Gerhard Zwerenz.

eine Chance, und das macht vielen von 
uns die Zustimmung möglich“. Die For­
mulierung, auf die sich Gysi bezog, be­
sagt, daß:
„jede Seite ihrer Rechtsordnung verpflichtet 

bleibt und respektiert, daß die andere Seite 
eine andere Rechtsauffassung hat. Beide Sei­
ten erklären deshalb, daß sie ihre Beziehun­
gen nicht mit aus der Vergangenheit 
herrührenden politischen und rechtlichen 
Fragen belasten werden.“

Hochrangige Politiker, so Stoiber aus 
Bayern, haben zu wiederholten Malen 
erläutert, daß sie nicht davon ausgehen, 
daß die Rechtsordnung der Tschechi­
schen Republik einen EU-Eintritt über­
dauern könne. Ähnlich wie seinerzeit 
bei der „Anerkennung“ der DDR wird 
hier, verklausuliert, aber lesbar, an­
gekündigt, die Rechtsordnung des 
Nachbarlandes umstoßen zu wollen, (maf)

Wenden ökonomischen Probleme wider. 
Im Parlament bewies die Gruppe der 

kommunistischen Abgeordneten ihre 
Unterstützung für die Lehrer dadurch, 
flaß sie bei der diesjährigen Haushalts­
debatte vorschlug, zwei Milliarden Kro­
nen bereitzustellen, um eine Aufbesse- 
hmg ihrer Gehälter zu finanzieren. Die­
ser Vorschlag sei abgelehnt worden.

Italien: Skandalurteil!
22 Jahren Haft wurden Adriano 

Sofri, Ovidio Bompressi und Giorgio 
uetrostefani - ehemalige Mitglieder der 
Gruppe „Lotta Continua“ - verurteilt, 
^in Kassationsgericht fand die drei für 
fchuldig, am 17. Mai 1972 den Polizei­
kommissar Luigi Calabresi ermordet zu 
kaben. Einziger Belastungszeuge war 
der als Kronzeuge auftretende (Mit)Tä- 
er Leonardo Marini. In Italien ist der 
lotest gegen das harte Urteil 25 Jahre 
^ch derTat groß. Ehemalige Mitglieder 
°n „Lotta Continua“ wie der Vorsit­

zende der Grünen, Luigi Manconi, kri- 
^ieren die Justiz: „Der unverantwort­

liche Gebrauch der geständigen Kron­
zeugen hat schwere Entstellungen im 
italienischen Justizwesen hervorge- 
bracht.Von diesen Entstellungen ist die 
Verurteilung von Sofri die skandalö- 
ste.“ Gegen den Richter, der das Urteil 
gefällt hat, läuft zur Zeit ein Verfahren 
wegen Amtsmißbrauch. Dieser hatte das 
Urteil gesprochen, nachdem eine Vorin­
stanz das Urteil aufgehoben hatte. In 
der BRD hat sich eine Unterstützer­
gruppe für die Freilassung der Ange­
klagten gebildet.

Solidarität mit Erdölarbeitern 
im Iran
Die internationale Solidarität mit den 
Arbeitern der Erdölindustrie im Iran 
breitet sich aus. Kanadische und ameri­
kanische Gewerkschaften protestieren 
gegen das islamische Regime. Eine 
große Zahl von Arbeiterorganisationen 
in Kanada und den USA haben sich mit 
den Arbeitern der Erdölraffinerien soli­
darisch erklärt und Protestschreiben an 
den iranischen Präsidenten und an die 

iranische Botschafter geschickt. Der ka­
nadische Kongreß der Arbeit (der Dach­
verband der kanadischen Gewerkschaf­
ten), die kanadische Postgewerkschaft, 
die Föderation der Arbeiter in Quebec, 
die Gewerkschaft öffentlicher Dienst in 
Kanada, die nordamerikanische Arbei­
terunion, die Gewerkschaften der öl-, 
Chemie- und Atomindustrie in Kalifor­
nien und zahlreiche andere Gewerk­
schaften in diesen Ländern haben in 
ihren Solidaritätserklärungen die For­
derungen der Erdölarbeiter im Iran un­
terstützt und zugleich die arbeiter­
feindlichen Machenschaften des irani­
schen Regimes verurteilt. Sie forderten 
zudem die Annullierung der kürzlich 
von Regime bekannt gegebenen Verord­
nung, nach der die „ausländischen“ Ar­
beiter entlassen werden sollen.

Die Gewerkschaft der Öffentlichen 
Dienste in Kanada hat in ihrem Pro­
testschreiben an den iranischen Par­
lamentspräsidenten Rafsandjani unter 
anderem betont: „Angesichts der fort­
schreitenden Entwicklung der Kommu­
nikationstechnologie sind die Arbeiter 

heute weltweit in der Lage, sich über 
den Umgang mit der Arbeiterklasse zu 
informieren. Dementsprechend reagie­
ren sie auch gegen jene Länder, in denen 
eine rückständige Politik gegenüber der 
Arbeiterklasse praktiziert wird. Solche 
Länder geraten zunehmend unter 
Druck.“ Die kanadische Postgewerk­
schaft weist angesichts des Umgangs 
des Regimes mit den Forderungen der 
Erdölarbeiter und der Androhung, 
„ausländische“ Arbeiter zu entlassen, 
auf „die Notwendigkeit einer Interna­
tionalen Antwort“ hin.

Die Ausweitung des internationalen 
Protests gegen die arbeiterfeindliche 
Machenschaften des islamischen Regi­
mes und die Bereitschaft mehrerer Or­
ganisationen der Arbeiterschaft, mehr 
Druck auf das Regime auszuüben und 
schärfere Maßnahmen in Betracht zu 
ziehen, zeigt einen hoffnungsvollen 
Stand unserer laufenden Kampagne zur 
Mobilisierung weltweiter Unterstüt­
zung und Solidarität mit den Kämpfen 
der Erdölarbeiter im Iran. (AKP / hav)

(Z usa in in en Stellung: hav)
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Korea: Fortdauernde 
Teilung oder schrittweise 
Annäherung?
Von Rainer Werning

Zumindest fünf herausragende Ereig­
nisse rückten die koreanische Halbinsel 
in den vergangenen Monaten neuerlich 
ins Blickfeld internationaler Aufmerk­
samkeit:
• Die im August von massiven - vor al­
lem studentischen - Protesten und De­
monstrationen begleiteten Gerichtsur­
teile gegen die Ex-Präsidenten Chun 
Doo-Hwan und Roh Tae-Woo sowie ei­
nige hochrangige Generäle und Topm­
anager der Chaebol wegen Korruption 
bzw. Landesverrat und Verstrickung in 
die blutige Niederschlagung des 
Kwangju-Auf Standes im Mai 1980.
• Die Anlandung eines nordkoreani­
schen U-Bootes an der Küste Südkoreas 
Mitte September und die dadurch aus­
gelöste erhöhte Alarmbereitschaft der 
südkoreanischen Sicherheitskräfte.
• Die Ende Oktober begonnenen zwei­
wöchigen Manöver von über einer hal­
ben Million südkoreanischer und US- 
Soldaten zwecks Erprobung gemeinsa­
mer Kampfbereitschaft gegen nord­
koreanische Kommandooperationen.
• Die ebenfalls Ende Oktober von (dem 
am 12. November demissionierten) 
Außenminister Gong Ro-Myung im Pa­
riser Hauptquartier der OECD unter­
zeichnete Vereinbarung über den Bei­
tritt Südkoreas zu diesem nunmehr 29 
Mitglieder zählenden erlauchten „Club 
der Reichen“, eine Ehre, die in Asien 
bisher nur Japan zuteil wurde, das der 
OECD seit 1964 angehört.
• Die um die Jahreswende für die Re­
gierung Kim Young-Sam und das süd­
koreanische Big Busjness unerwartet 
heftig eskalierten Gewerkschaftsprote­
ste gegen die umfassende Neuregelung 
des Arbeitsrechts.

In diesen Ereignissen verschränken sich 
auf eigentümliche Weise Elemente der 
alten mit solchen der neuen Weltord­
nung, das Anachronistische steht neben 

dem Zeitgeistigen. Kurz: Politische Rea­
lität in Korea präsentiert sich als dispa­
rate Wirklichkeiten in ein und demsel­
ben Land geteilter Staatlichkeit. Das 
Überwinden dieser unverschuldeten, in 
einer historischen Umbruchphase we­
sentlich von äußeren Kräften oktroyier­
ten Teilung ist ein Prozeß, der weitaus 
langwieriger und konfliktträchtiger 
verlaufen wird, als dies gemeinhin von 
sämtlichen darin involvierten Protago­
nisten angenommen wurde.

„Befriedung“ statt Befreiung
Mit dem Ende der japanischen Koloni­
alherrschaft (1910-45) verband der 
überwiegende Teil der Koreaner die 
hoffnungsfrohe Erwartung, endlich 
wieder selbst die eigenen Geschicke des 
Landes lenken zu können. Diese Erwar­
tung sollte sich sehr bald schon als 
Wunschdenken entpuppen, das die Kal­
küle der Siegermächte (der USA und der 
SU) unberücksichtigt ließ. Diese hatten 
sich längst vor Kriegsende darüber ver­
ständigt, Korea auch nach einem Sieg 
über Japan die Unabhängigkeit vorzu­
enthalten und die Halbinsel statt dessen 
eine Zeitlang „treuhänderisch“ zu ver­
walten. Der 38. Breitengrad diente her­
nach als Demarkationslinie zwischen 
Groß- und Siegermächten, die um so un­
durchlässiger wurde, je erbitterter de­
ren Systemkonfrontation im Zuge des 
Kalten Krieges und jeweils verfolgter 
imperialer Eigeninteressen eskalierte. 
Für diejenigen politischen Kräfte in 
Korea, denen zumindest am Aufbau ei­
ner eigenen Regierung, wenn nicht gar 
an tiefgreifenden sozialen Reformen ge­
legen war,bedeutete die Anlandung ÜS- 
amerikanischer Truppen in Inchon und 
die Präsenz der Roten Armee nördlich 
des 38. Breitengrades eine Ein­
schnürung genuin eigener Handlungs­
spielräume, die sich schrittweise, d.h. 

mit der von außen intensivierten Ein­
flußnahme auf innerkoreanische Pro­
zesse in Form des Aufbaus und der Pro­
tektion strategischer Machtgruppen 
verringerten.

Rhee Syngman ist bekanntlich auf Ge­
heiß Washingtons aus seinem US-ame­
rikanischen Exil nach Südkorea ausge­
flogen, dort zum Präsidenten gekürt und 
gegen beträchtliche Anfeindungen sei­
tens einer breitgefächerten Opposition 
- inkl. militärischer Mittel - gestützt 
worden. Im Norden der Halbinsel ver­
mochte es derweil die Gruppe um Kim 
H-Sung, damals nur eine unter mehre­
ren vormals antijapanischen Partisa­
nengruppen, sich mit sowjetischer Un­
terstützung langsam ins Zentrum dec 
politischen Macht zu rücken. Was den 
Grad der sozialökonomischen Refor­
men (z.B. den Umgang mit den ehema­
ligen Kollaborateuren der japanischen 
Kolonialadministration sowie die Neu­
gestaltung der Besitzverhältnisse qua 
Landreform), die Entfaltungsmöglich­
keiten der landesweit gebildeten Volks­
komitees, die innenpolitische Akzep­
tanz und ideologische Legitimation be­
traf, dürfte den Norden eine größere 
Binnensolidarität und geringere gesell­
schaftliche Polarisierung ausgezeichnet 
haben als den Süden. Wenngleich sich 
beide Regime im Laufe der Zeit, nicht 
zuletzt durch die verschärfte System­
konfrontation ihrer „Schutz“mächte, 
stabilisierten, gestalteten sich deren 
Kontrollmechanismen höchst unter­
schiedlich. Während die SU ihre letzten 
Truppen bereits 1948 aus Nordkorea ab­
gezogen hatte, bleibt die Präsenz (ca. 
37.000) im Süden des Landes statio­
nierter Gis ungebrochen stark.

So markierten die beiden Staatsgrün­
dungen - am 15. August 1948 die Schaf­
fung der Republik Korea (Südkorea) 
und am 9. September die Proklamation 
der Koreanischen Volksdemokratischen 
Republik (Nordkorea) - sowohl die im­
perial begründete Teilung des Landes 
als auch - dadurch bedingt - die jewei­
ligen Herrschaftsansprüche der beiden 
Staatsapparate auf Aufhebung eben 
dieser Teilung. Als ideologische Leit­
planken dieses Bestrebens dienten der 
Antikommunismus auf der einen und 
der Antiimperialismus auf der anderen 
Seite, was sich darin äußerte, daß free- 
dom & democracy (aus südlicher Sicht) 
ebenso hegemonial durchgesetzt wer­
den sollte wie (aus nördlicher Sicht) die

Überwindung des neokolonialen Statu 
der Republik Korea mit der KVDR al 
revolutionärem Hinterland.

Konfrontation statt Kooperation
Die eigentliche Tragik bestand darin 
daß die nach der Kapitulation Tokio 
von den Koreanern antizipierte Befrei 
ung aufgrund der geostrategische' 
Lage der Halbinsel als delikatest 
Nahtstelle der Ost-West-Blockkonfron 
tation auf dem asiatischen Festland ver 
unmöglicht, mehr noch, ihre Souverä 
nität aufs neue beschnitten wurde uni 
zu allem Überfluß dem Aggressor Japai 
eine Teilung seines Landes erspart bliet 
Die Gründung derVR China im Oktobe 
1949 tat ein übriges, um im Westen dif 
Furcht vor einem Vordringen des Korn 
munismus in Asien zu nähren. Nicht zu­
fällig ist seinerzeit im Pentagon und 
State Department der Begriff „roll 
back“ geprägt worden, über dessen of­
fensiven Charakter die damaligen US- 
Außenminister Dean Acheson und John 
Foster Dulles keinen Zweifel ließen.

Daß in einem solchen Klima gerade 
Korea unverschont bleiben sollte, war 
von Anfang an illusorisch. Im Gegenteil: 
hier sollte es zum ersten „heißen“ Kon­
flikt des Kalten Krieges kommen, dem 
auf beiden Seiten politisch-diplomati­
sche Attacken und Konterattacken so* 

1 wie militärische Provokationen voran­
gegangen waren, die schließlich zum of­
fenen Bürgerkrieg mit häufig wechseln­
den, die gesamte Halbinsel erfassenden 
Frontverläufen eskalierten, und der in­
folge des massiven Eingreifens von UN- 
Truppen unter US-amerikanischer Ägi­
de und Einheiten chinesischer FYeiwil- 
ligenverbände eine gefährliche interna­
tionale Dimension erlangte. (...)

Unbestritten ist, daß das dreijährig61 
Kriegsgeschehen in Korea (Juni 1950 bis , 
Juli 1953) über immense materielle Ver­
wüstungen hinaus tiefe, bis heute klaf­
fende psychische und emotionale Wun­
den hinterließ, die zwar durch das Waf-| 
fenstillstandsabkommen von Panmun-j 
jom zwar notdürftig überdeckt, beilei­
be jedoch nicht geheilt, geschweige denn 
durch eine umfassende Friedensrege­
lung in ihren Auswirkungen gelinded 
werden konnten.
In der nächsten Ausgabe: „Modell Nord“ ver­
sus „Modell Süd“. Dialog im Schatten außen' j 
politischer Neukonstellationen und als etati' 
stische Domäne.

D
ie Vokabeln Frieden und Ent­
spannung kennen die meisten 
Koreanerinnen allenfalls aus 
dem Fremdsprachenunterricht. Seit 

Jahrzehnten ist das Verhältnis zwischen 
den zwei verfeindeten Brüdern, der De­
mokratischen Volksrepublik Korea 
(Nordkorea) und der Republik Korea 
(Südkorea), milde formuliert, frostig. Im 
Hochschaukeln gegenseitiger Feindbil­
der, flankiert von gelegentlichem Säbel­
rasseln, gingen beide Seiten recht rüde 
ans Werk: Brandmarkt die politische 
Führung in Pjöngjang den südkoreani­
schen Präsidenten Kim Young-Sam un­
geniert als „Marionette des USA-Impe­
rialismus“, fährt man in der südkorea­
nischen Metropole Seoul gleichsam un­
bekümmert eine Retourkutsche und un­
terstellt den Machthabern um Kim Jong- 
II, dem designierten Nachfolger-Sohn 
des 1994 verstorbenen Staats- und Par­
teichefs Kim Il-Sung, „Aggressivität 
und Kriegslüsternheit.

Jetzt scheint das Kriegsbeil erst einmal 
beiseite gelegt zu sein. Zur Jahreswende 
entschuldigtesich Pjöngjang offiziell für 
das Eindringen eines U-Bootes in süd­
koreanische Gewässer, was im Septem­
ber in Seoul höchste Alarmbereitschaft 
ausgelöst hatte. Im Gogonzug übergaben 
südkoreanische Militärs ihren Kamera­
den aus dem Norden im Grenzort Pun-

munjom die sterblichen Überreste der 
während der spektakulären U-Boot-Af- 
färe in wochenlangen Suchaktionen auf­
gespürten und schließlich exekutierten 
„Spione“ - in fein säuberlich verschnür­
ten Urnen. Kurz darauf dann die Nach­
richt, noch in diesem Monat soll ein Vor­
bereitungstreffen über Friedensge­
spräche stattfinden, an dem außerdem 
die USA und dieVR China teilzunehmen 
gedenken. Da­
bei geht es um 
eine dauerhaf­
te Friedensre­
gelung auf der 
koreanischen 
Halbinsel, die 
den seit Juli 1953 in Panmunjom ledig­
lich ausgehandelten Waffenstillstand 
ablösen soll. Durch ihn ist damals drei 
dreijährige Bürgerkrieg - der erste 
„heiße“ Konflikt des Kalten Krieges - 
beendet worden. Unterzeichnet wurde 
das Abkommen von Nordkorea, den USA 
und der VR China, die selbst mit soge­
nannten Freiwilligenverbänden in das 
Kriegsgeschehen eingegriffen hatte.Von 
einer friedlichen Annäherung zwischen 
Nord- und Südkorea (übrigens Nichtun­
terzeichner des Waffenstillstands) war 
indes keine Rede.

Zwar gab es im Sommer 1972 im Rah­
men gemeinsamer Rote-Kreuz-Vcr-

Bewegung in der Starrheit
In Korea redet man wieder über Frieden

handlungen und Ende 1991 nach Unter­
zeichnung eines Nord-Süd-Aussöh- 
nungsvertfages kurzweilig Avancen 
zwischen Seoul und Pjöngjang. Sie ver­
sandeten allerdings aufgrund jeweiliger 
innenpolitischer Schwierigkeiten. Ende 
1972 verhängte der damalige Präsiden­
ten Südkoreas, Park-Chung-Hee, das 
Kriegsrecht, während Nordkorea zu Be­
ginn der neunziger Jahre nach der Ero­

sion der realsozialisti­
schen Regime nolens 
volens zum Überden­
ken seiner Politik ge­
zwungen worden war. 
1994 gar malten die 
USA das Schreckge­

spenst einer akuten atomaren Bedro­
hung durch Nordkorea an die Wand, um 
Anfang 1995 mit Pjöngjang - diesmal 
freilich kleinlaut - die Lieferung von 
Leichtwasserreaktoren und Öl sowie die 
Einrichtung von Liaison-Büros in den 
jeweiligen Hauptstädten zu vereinba­
ren. Für Pjöngjang bedeutete dies zwei­
fellos einen politisch-diplomatischen 
Erfolg, der seine jetzige Teilnahme an 
den Vierergesprächen erleichterte.

Die Kalküle, sich nunmehr aufs müh­
same Buchstabieren von FYieden und 
Entspannung einzulassen, sind un­
schwer auszumachen: Nordkorea befin­
det sich nach verheerenden Über­

schwemmungen und Dürrekatastrophefl . 
in einer prekären wirtschaftlichen Si' 
tuation. Seine beschworenen Planerfül' 
lungen gleichen einem Vabanquespiel» 
seit der bilaterale Handel - vorrangig be' 
trifft dies die Lieferung von öl - mit del* 
einst engsten Verbündeten, der Sowjet' 
Union bzw. Rußland und derVR China' 
in Devisen abgewickelt wird. Innenpoli' 
tisch stellt die offizielle Amtsübernahme 
von Kim Jong-Il noch aus. Um schließ' 
lieh seine ehrgeizigen Joint-venture' 
Vorhaben im Grenzgebiet zu China un^ 
Rußland sowie im Einzugsgebiet der Ha' 
fenstadt Nampho erfolgversprechend 
anzukurbeln, muß sich Pjöngjang als be' 
rechenbarer und zuverlässiger Verhand' 
lungspartner empfehlen. In Südkorea $ 
Präsident Kim Young-Sam durch di6 
massiven und für das Big Business sei' 
nes Landes unerwarteten Demonstratio' 
nen der Gewerkschaften in die Bredofl' 
ille geraten.

Die außerparlamentarische und Teil1’ 
der parlamentarischen Opposition wer 
fen seiner Regierung überdies Untätig' 
keit in der Wiedervereinigungspolitik 
vor. So möchte Kim die Proteste pai’ie' 
ren und dem Druck wenigstens ein Vefl' 
til öffnen, indem er an den Vierergc' 
sprächen teilnimmt. Und gleichzeitig 
signalisieren, seinerseits ein wenig 
Bewegung in der Starrheit beizutragen



Die Bedeutung 
der MffTÄ

Botschaftsbesetzung und innenpolitische 
Entwicklungen in.Peru

knapp 38 Prozent der Bevölkerung in 
Armut lebten, liegen die Zahlen zudem 
wesentlich höher. (Quelle: Lima, noti- 

Die nunmehr 7-wöchige Besetzung der cias aliadas-Poonal) 
japanischen Botschaft in Lima durch ________________________________
ein Kommando des MRTA hat die Dis- Dje Rolle des Bischofs 
kussion über die nationale Sicherheit -------------------------------------------------
Und die wachsende Armut neu eröffnet.
Politische und wirtschaftliche Themen, • kirchlichen Angelegenheiten zeigten 
die jahrelang nicht erörtert wurden, 
sind wieder an die Oberfläche gekom­
men. Die peruanischen Politikerinnen, 
angefangen beim Präsidenten Fujimori, 
Waren völlig unvorbereitet, als ein Kom­
mando der Revolutionären Bewegung 
Tupac Amaru (MRTA) mehr als 600 Par­
tygäste als festsetzte. Die Ausgangsfra­
ge bildete die offenbar unseriöse Ein- 

I Schätzung, die Regierung sei erfolgreich 
gegen die Guerillaorganisationen 
MRTA und Sendero Luminoso vorge­
gangen, von dieser Seite drohe - nach ei­
ner riesigen Verhaftungswelle in den 
letzten*Jahren - keine „Gefahr“ mehr. 
Im März 1996 hatte die Regierung die 
Abteilung innerhalb der National­
behörde gegen den „Terrorismus“ (Di- 
Uocote) aufgelöst. „Wir müssen uns fra­
gen, wie eine Gruppe, die die Regierung 
nusgemerzt haben wollte, es schaffte, 
den spektakulärsten Anschlag in der 
Geschichte des Landes durchzuführen“, 
Erklärte der Abgeordnete Javier Canse- 
Co, der zu Beginn der Krise freigelassen 
Wurde. Die Peruanerinnen und die 
ganze Welt würden die für Peru daraus 
entstehenden Risiken erkennen. Ein An­
tangsrisiko der Krise war für die Regie­
rung die Möglichkeit, die japanische Fi­
nanzhilfe zu verlieren. Sie summierte 
sich in den vergangenen Jahren auf 700 
Millionen Dollar und weitere 600 Mil­
lionen sind vorgesehen. Obwohl sie ein 
£nde der Hilfe dementierten, setzten die 
Japaner vorerst die Unterstützung im 
Kichtregierungs- und im Kulturbereich 
aus.

Die zweite große Diskussion konzen­
triert sich auf die Sparpolitik in der 
Wirtschaft. Sie findet Anwendung, seit 
^Ujimori vor etwa sieben Jahren die Re­
gierung übernahm.

Jahrelang konnte der Präsident die 
Debatte über die Wirtschaft erfolgreich 
kontrollieren, indem er mit Nachdruck 
auf die sogen. Erfolge hin wies, seine 
Kritikerinnen als altmodisch bezeich­
nete. Jetzt hat die Krise die Aufmerk­
samkeit auf die etwa 50 Prozent der Pe­
nnerinnen gelenkt, die weiterhin in 
jler Armut und ständiger Arbeitslosig­
keit leben.

Eine Hauptforderung der Rebellinnen 
die Regierung besteht darin, die Wirt­

schaftspolitik zu ändern, um der Ar- 
jMtsplatzschaffung den Vorrang zu ge- 
bfcn. Die Schwachpunkte des peruani­
schen „Wirtschaftswunders“ werden 
^Uch von Gruppen hervorgehoben, die 
gewöhnlich die Wirtschaftsinitiativen 
uer Regierung unterstützen. Die Finan- 
^eitung „Gestion“ bezeichnet die hohe 
Arbeitslosigkeit als „besorgniserre­
gend“. In den ersten Jahren konnte die 
Armut, die 1991 über 55 Prozent der 23 
Millionen Peruanerinnen betraf, leicht 
verringert werden. 1996 war der Ar- 
Mutsanteil jedoch wiederauf 49 Prozent 
MUgestiegen. Im Vergleich zum Durch­
schnitt der vorherigen Dekade, in der

Nicht nur eine Besetzung

Die Expertinnen in politischen und' 

sich vom Auf tauchen des peruanischen 
Bischofs in der Geiselkrise überrascht. 
Cipriani wird als der eigentliche Ge­
sandte zwischen den Rebellinnen und 
Fujimori angesehen.Fujimori kann dar­
auf zählen, daß Cipriani der Nichtver­
handlungslinie der Regierung folgt. Er 
spielt die Rolle der Augen und Ohren 
Fujimoris.“ Die anderen Mitglieder der 
katholischen haben sich darauf be­
schränkt, sich „angenehm überrascht“ 
über die Beteiligung Ciprianis zu zei­
gen. Einige Beobachterinnen glauben, 
die tatsächlichen Absichten des Erzbi­
schofs seien es, Punkte auf seiner Kar­
riere zum Kardinalshut zu sammeln. 
Der 53jährige „hat den Blick darauf ge­
richtet, der nächste Kardinal Perus zu 
werden“, schätzt die Kirchenexpertin 
Vega-Centeno ein. Trotz dieser mögli­
chen Absichten, ist das Internationale 
Rote Kreuz, das selber eine Schlüssel­
rolle vom Anbeginn der Krise spielt, be­
züglich der Rolle Ciprianis im Hinblick 
auf eine friedliche Lösung der Situati­
on optimistisch. „Eine respektierte Per­
son wie Cipriani ist wichtig in dieser 
Entwicklung. Er ist Peruaner. Das ist 
von Bedeutung, weil die Lösung zwi­
schen Peruanern gefunden werden muß, 
nicht durch Ausländer, die ihnen sagen, 
was zu tun ist“, erklärt ein Sprecher des 
Internationalen Roten Kreuzes. (Quelle: 
noticias, Lima)

Die Geschichte der MRTA
Die Revolutionäre Bewegung Tupac 
Amaru (MRTA) wurde 1984 von einer 
Dissidentinnengruppe der Sozialisti­
schen Revolutionären Partei (PSR) ge­
gründet und bezeichnete sich selbst als 
marxistisch-leninistisch. Die PSR war 
den 70er Jahren zur Unterstützung der 
Militärregierung von Juan Velasco Al­
varado entstanden. Zur MRTA stießen 
auch Mitglieder der Bewegung der Re­
volutionären Linken -DieVorkämpferin 
(MIR-EM, Movimiento de Izquierda Re- 
volucionaria-El Militante), ihrerseits 
eine Abspaltung der historischen MIR, 
die zur ihrer Zeit von jungen Leuten der 
sogenannten „rebellischen APRA“ 
(APRA/3D Revolutionäre Amerikani­
sche Volksallianz, 1924 von dem Perua­
ner Haya de la Torre als länderüber­
greifende Bewegung gegründet, seit 
1931 aber nur in Peru aktiv. Die Red.). 
Die MIR führte, inspiriert von der ku­
banischen Revolution, den Guerilla­
kampf in den 60er Jahren an. Zu diesen 
beiden Hauptquellen der MRTA kamen 
noch Mitglieder anderer Kleinstpartei­
en aus dem Spektrum der zersplitterten 
peruanischen Linken.

Der Peruaner Eduardo Caceres erklärt 
die MRTA in ideologischer Hinsicht als 
„eine politisch-militärische Organisati­
on marxistisch-leninistischer Orientie­
rung mit dem Plan eines revolutionären 
Krieges gegen den Staat, aber ohne eine 

allzu große programmatische Genauig­
keit.“ Caceres charakterisiert weiter: 
„Sie könnte als eine Organisation mit 
leicht guevaristischem Einfluß definiert 
werden, die sich als bewaffneter Arm 
der peruanischen Volksbewegung ver­
stand, der sich dem Staat und dem Sen­
dero Luminoso entgegenstellte, um ei­
nen Spielraum für die Bildung der 
Volksmacht in Peru zu schaffen. Für die 
Guevaristen sind die Bedingungen in 
Lateinamerika, wo die Demokratien 
nicht nur brüchig, sondern unbestimmt 
und irreal sind, reif oder fast reif für die 
Entwicklung eines revolutionären Pro­
jektes. Dafür braucht man eine revolu­
tionäre Armee, die durch die Guerilla- 
Aktion geformt werden muß. Später sol­
len sich daraus die Bedingungen für den 
Volksaufstand ergeben“.

Strategisch gesehen haben die Gueva­
risten die Vorstellung, einen revolu­
tionären Krieg zu entwickeln, in den sie 
verschiedene Aktionsformen einsch­
ließen: die strikt militärischen, die Ar­
beit innerhalb der Volksbewegung und 
die politischen Aktionen. In der öffent­
lichen Meinung ist die MRTA immer als 
weniger gewalttätig als der Sendero Lu­
minoso angesehen worden. Das stimmt 
nur halb. Nach Carlos Tapia, der sich 
wissenschaftlich mit dem Guerillaphä­
nomen befaßt, „fing die MRTA als Ro­
bin Hood an und endete als Kapitän 
Garfio (ein Piratenkapitän)“. Eduardo 
Caceres meint: „Es ist sehr schwierig 
festzulegen, wann eine Aktion revolu­
tionär ist und wann sie dazu übergeht, 
terroristisch zu sein.“ In den ersten Jah­
ren gewann die MRTA die Sympathie 
der Bevölkerung. Sie „enteignete“ Last­
kraftwagen, die mit Lebensmitteln be­
laden waren und verteilten die Ladung 
unter den Ärmsten, sie besetzte Ra­
diostationen und sendete ihre Parolen, 
sie nahm Dörfer im Hochland und im 
zentralen Urwald ein und erklärte sie zu 
„befreiten Zonen“, ohne einen einzigen 
Schuß abzugeben.

Die MRTA zahlte ihrer strategischen 
Unbestimmtheit jedoch Tribut. Sie ver­
suchte dieses Problem zu lösen, indem 
sie die militärischen Aktionen verstärk­
te. Nach und nach wurden ihre Opera­
tionen kühner und auch blutiger. „Sie 
begannen, mit der Bevölkerung zusam­
menzustoßen, Sympathieverluste zu er­
leiden. Sie mußten bestimmte Aktions­
formen intensivieren, die besonders 
wichtig für den militärischen Bereich 
sind: Entführungen, um Gelder zu be­
kommen und sicher auch die Verbin­
dung zum Drogenhandel, so wie es mit 
allen Kräften passiert ist, die sich in Ge­
bieten mit Drogenhandel aufgehalten 
haben“, sagt Caceres. Interne Spaltun­
gen führten zur Hinrichtung mehrerer 
Mitglieder. Das führte zu einer Situati­
on der Schwäche, die von den Regie­
rungskräften ausgenutzt wurde. Letzte­
re versetzten der Bewegung harte 
Schläge, unter anderem die Gefangen­
nahmen vonVictor Polay Campos - dem 
obersten Chef der MRTA - und der wich­
tigsten Kader. Dazu kamen militärische 
Niederlagen, die zu dem Entschluß 
führten, sich in entlegene Urwaldregio­
nen zurückzuziehen.

Die Besetzung der japanischen Bot­
schaft ist nicht die erste spektakuläre 

Aktion der Gruppe. Kurz vor dem Ende 
der Regierungszeit von Alan Garcfa im 
Juli 1990 entkamen Polay und 47 weite­
re MRTA-Mitglieder aus einem Hochsi­
cherheitsgefängnis im Osten Limas. Sie 
flohen durch einen Tunnel von 300 Me­
tern Länge, der von den Aktivistinnen 
der Bewegung gebaut wurde und der 
den Expertinnen Respekt abverlangte. 
Im November 1995 vereitelte eine Mi­
litäraktion der Regierung die Pläne der 
MRTA, das Parlament zu stürmen, um 
die Freilassung von Gefangenen zu er­
reichen. Miguel Rincön, „Nummer 
Zwei“ der Organisation, und weitere 20 
Mitglieder fielen dabei in die Hände der 
Regierung. Damals wurden Verbindun­
gen der MRTA zu politischen Organisa­
tionen Boliviens aufgedeckt, die die 
Entführung des Unternehmers und ehe­
maligen bolivianischen Ministers Sa­
muel Doria Medina im Dezember 1995 
in der Hauptstadt La Paz durchführten. 
Für Medinas Freilassung wurden 1,4 
Millionen Dollar gezahlt. Die MRTA hat 
jedoch niemals ihre Bande mit einer 
Reihe ähnlicher Bewegungen in Lat­
einamerika verleugnet. Die Organisati­
on selbst gründete das sogenannte „Ba­
taillon America“, das in Kolumbien 
operierte. Es setzte sich aus Mitgliedern 
verschiedener aufständischer Organi­
sationen Lateinamerikas zusammen. 
Was aber die meiste Aufmerksamkeit 
hervorruft, ist das junge Alter der 
MRTA-Aktivistinnen - in der Mehrheit 
sind sie unter 20 Jahren und kommen 
aus dem Zentralurwald (von hier kam 
auch die Botschaft des MRTA an die In­
ternationale Öffentlichkeit zur Unter­
stützung der Aktion) - und die Fähig­
keit der Bewegung, ihre gefangenen 
Führerinnen zu ersetzen. (Quelle: Infor­
mationsdienst Poonal, Ende Jan. 1997)

MRTA-Erklärung (Ende Dez 
1996), Auszüge
Die Aktion des Commandos „Edgar 
Sanchez“ hat Peru in die Weltöffent­
lichkeit geschoben. Die peruanische Re­
gierung zeigt sich gegenüber dem 
Schicksal von Millionen von Menschen 
desinteressiert. Ihre Haltung gegenüber 
den Menschen versucht sie ins Gegen­
teil zu verkehren, indem sie die sozialen 
Kämpfen als terroristisch definiert. In 
den letzten 4 Jahren ist die Zahl der po­
litischen Gefangenen auf 9.000 gestie­
gen, allen wird Teilnahme an der Sub­
version vorgeworfen, alle werden vor 
Militärtribunale gebracht und zu 25,30 
Jahren verurteilt; Verteidigungsrechte 
werden nicht gewährt. Unter diesen Be­
dingungen sind hunderte von Personen 
unschuldig im Gefängnis. Auf der ande­
ren Seite wird das Militär des Mordes, 
der Vergewaltigung von Frauen und 
Kindern, der Fblterung und der Massa­
ker beschuldigt; die Regierung gewährt 
ihnen Straffreiheit dafür. ‘

Wir rufen die fortschrittlichen Männer 
und Frauen in der Welt auf, auf die pe­
ruanische Regierung einzuwirken, eine 
politische Lösung zu finden, die zur 
Freiheit der politischen Gefangenen 
und der Kriegsgefangenen des Com- 
mandos Edgar Sanchez führt.
iTUPAC AMARU... VIVE... Y VPNCERA!!

(e-mail) (Zusammenstellung: mc)



8 Berichte und Reportagen regional_______________________________

Antifaschismus und die „Mitte der Gesellschaft“
19. Landeskonferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen NRW
Bochum. „Gegen soziale Ausgrenzung 
und rechte Strategien“, so lautete das 
Schwerpunktthema der diesjährigen 
Landeskonferenz antifaschistischer In­
itiativen und Organisationen NRW. Es 
war bereits die 19. Konferenz", über 100 
Leute waren am 25.1.1997 in die Hein­
rich-Böll-Gesamtschule nach Bochum 
gekommen. Den Schwerpunkt bildeten 
wie oft in den letzten Jahren die Ar­
beitsgruppen. Insgesamt neun fanden 
statt, aus der mit deutlich über 20 Teil­
nehmern größten wird unten berichtet. 
Andere Arbeitsgruppen-Themen waren 
„Rechte Rockmusik - Dark Wave“, 
„Frauen und die extreme Rechte“, 
„Goldhagen-Debatte: ZurTraditionund 
Gegenwart des Antisemitismus“, 
„Rückgriffe auf Methoden völkischer 
Außenpolitik“ und „Beziehungen BRD - 
Türkei“. Doch auch im Eröffnungsple­
num gab es drei interessante Beiträge, 
die sich vor allem um die Entwicklun­
gen in der „Mitte der Gesellschaft“ dreh­
ten.

So befaßte sich Helmut Kellershohn 
vom Duisburger Institut für Sprach- 
und Sozialforschung (DISS) mit dem 
Thema „‘Neue Rechte’ - Strategische 
Überlegungen von Konservativen und 
Faschisten“. Er erläuterte, wie der „ra­
dikalisierte Neokonservatismus“ seit 
langem die Umgestaltung der Gesell­
schaft betreibt, um öffentliche Armut in 
privaten Reichtum zu verwandeln, be­
gleitet von einer rechten Wertediskussi­
on. Konzepte, wie sie z.B. der CDU/CSU- 
Fraktionsvorsitzende Schäuble vertritt, 
können dabei auf völkische, faschisti­
sche Traditionslinien zurückgeführt 
werden. Das ist z.B. der Fall beim Ziel ei­
nes „schlanken“, aber „starken“, auf 
„nationaler Identität“ beruhenden 
Staates. Gleichzeitig versuchen Faschi­
sten wie die NPD am Protest gegen den 
Sozialabbau anzusetzen und entwickeln 
daran ihre Volksgemeinschaftsziele. Ab­
sehbar ist, daß die Rechte im Wahlkampf 
1998 polarisieren will, „Freiheit oder So­
zialismus“.

Daran knüpfte Annelie Buntenbach 
(MdB Bündnis 90/Die Grünen) an, die 
zum Thema: „Revanchismus und die Po­

litik der Bundesregierung“ sprach. Sie 
vertrat die Auffassung, daß die Bundes­
regierung die „Vertriebenenlobby“ 
künstlich aufrechterhält und finanziert, 
weil ihre Politik trotz Anerkennung der 
Grenzen zu den osteuropäischen Län­
dern auf „Revanche“ für die Gebiets­
verluste durch den II. Weltkrieg hinaus­
läuft. Herbert Hupka, langjähriger Ver- 
triebenenfunktionär und CDU-Abge­
ordneter: „Ein geraubtes Recht stirbt 
nicht... sondenj ist vererbbares und ver­
erbtes Recht.“ Dabei geht es (derzeit) 
nicht um die Vorbereitung einer mi­
litärischen Rückeroberung, sondern um 
das, was der Präsident des Bundes der 
Vertriebenen (BdV), Wittmann, als 
„friedlichen Wandel“ bezeichnet - das 
Offenhalten deutscher Eigentumsan­
sprüche inklusive.

Als letztes sprach Dieter krause, Se­
kretär bei der ÖTV-Bezirksleitung NW 
II. Er befaßte sich u.a. mit Ähnlichkei­
ten zwischen Entwicklungen in der Wei­
marer Republik und heute. Auch damals 
versuchte das Kapital die Massenar­
beitslosigkeit auszunutzen, um seine In­
teressen durchzusetzen. Die Zukunfts­
perspektiven von immer größeren Teilen 
der Gesellschaft werden immer unsiche­
rer. Dieter Krause verwies aber auch 
darauf, daß es Gegenwehr gibt, z.B. bei 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
Ausdrücklich unterstützte er die „Er­
furter Erklärung“, die für die Ablösung 
der Bundesregierung durch Zusammen­
arbeit aller Oppositionsparteien ein­
tritt. Bei aller Bedeutung, die die „Er­
furter Erklärung“ als Signal gegen die 
Ausgrenzung der PDS hat, gab es in der 
Diskussion auch Kritik. So verwies Ul­
rich Sander von der WN-BdA darauf, 
daß die „Erklärung“ keine Anhalts­
punkte für antimilitaristische Positio­
nen enthält und sicherlich nicht „die“ 
Plattform der Opposition werden kann.

Die einzige Arbeitsgruppe, die man­
gels Beteiligung ausfiel, war eine zum 
„Jahr gegen den Rassismus“ - die Zu­
sammenarbeit mit antirassistischen 
Gruppen, Flüchtlingsräten usw. war 
schon einmal besser entwickelt. Aller­
dings waren einige Arbeitsgruppen mit

sechs oder sieben Teilnehmern et­
was klein, eine inhaltliche Schwer- 
punktsetzüng wäre bei der nächsten 
Konferenz sinnvoll. Im Abschluß­
plenum wurden dann drei Punkte 
beschlossen: Die Landeskonferenz 
unterstützte die Demonstration am 
Samstag, 1.2.1997, gegen den „Eu- 
ropaVom“-Verlag in Eschweiler bei 
Aachen, eine Aktion gegen die mili­
taristische „Waffen- und Sammler­
börse“ am 22.2. in Krefeld und die 
Ostermärsche.

Die nächste Landeskonferenz an-' 
tifaschistischer Initiativen und Or­
ganisationen soll Ende Januar/An­
fang Februar 1998 stattfinden und 
wird stark auf die Bundestagswah­
len zugeschnitten sein. Ein Veran­
staltungsort soll frühzeitig geklärt 
werden. Durch die im Wahljahr an-
stehenden Aufgaben wird sie zwangs­
läufig etwas stärker „aktionsorientiert“ 
sein. Doch auch in diesem Jahr stehen 
örtlich und regional wichtige Aktionen 
an. Dazu gehört auch die Absicht der An­
tifaschistischen Bochumer Stadtkonfe­
renz, sich wieder etwas mehr um die 
NPD-Landeszentrale in Bochum-Wat­
tenscheid zu „kümmern“. wof

Inhaltliche Kritik an 
rechten Positionen nötig
In seinem^Eingangsreferat in der AG 
„Entwicklungen bei faschistischen Or­
ganisationen und bei der ‘neuen Rech­
ten’ - Rolle von Runden Tischen und 
NPD/JN“ befaßte sich Boris Hempel - 
Journalist und Mitarbeiter bei der Bon­
ner Stadtzeitung „Schnüss“ - mit der 
Entwicklung der Jungen Nationaldemo­
kraten, der NPD-Jugendorganisation, 
die sich in den letzten Jahren mehr und 
mehr zum Auffangbecken für Teile der 
militanten Neonaziszene herauskristal­
lisiert hat. Die JN wurde zu einer Kader­
organisation ausgebaut, der es über ver­
schiedene Stränge wie Anmeldung von 
Aufmärschen, Betreiben von Nationalen 
Infotelefonen, Intemetteilnahme, Schu­
lungen, Bereitstellung von Propaganda­
material gelingt, breitere Teile der rech­

Köln. Demonstration am 27. Januar dem Gedenktag für 

die Opfer des Faschismus

ten Jugendszene an sich zu binden und 
zu organisieren. Helmut Kellershohn 
vom DISS hatte bereits auf dem Ein- 
gangsplenum referiert, so daß seine Aus­
führungen in die Diskussion der AG ein­
bezogen wurden. Man kann sagen, daß 
zur Zeit im rechten Lager grob zwei 
Richtungen auszumachen sind: Die eins 
Seite, zu der Kräfte wie die „Republi­
kaner“, die Macher der „Jungen Frei­
heit“ der „Bund freier Bürger“ zu zählen 
sind, die das Bündnis mit den Konser­
vativen suchen und von rechts Druck auf 
die Unionsparteien ausüben wollen; 
zum anderen der sozialpatriotische Flü­
gel um Schönhuber, Rouhs mit „Europa 
Vom“, die JN, die auf Konfrontation zu 
den „Altparteien“ gehen und mit sozial­
demagogischen Parolen und scheinbarer 
Kapitalismuskritik versuchen, Einfluß 
zu gewinnen. Letztlich führen all die 
verschiedenen Facetten im rechten La­
ger dazu, daß sich das Klima insgesamt I 
nach rechts verschiebt.

Im Hinblick auf den anstehenden Bun­
destagswahlkampf 1998 waren die Teil­
nehmer der AG der Ansicht, daß es not­
wendig ist, verstärkt in die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit faschistischen 
und neokonservativen Positionen einzu­
greifen und zu mehr gemeinsamer Ak­
tionsfähigkeit zu kommen. uf).

Eschwcllcr/Aachon. Fast 400 Monschon domonstrlorton durch Eschwcllor zum „Europa-Vorn“~Vcr- 
lag von Manfred Rouhs In Eschwellor-Dürwlß, Daboi botolllgton sich auch viele Eschweiler Bürge­
rinnen und ßürgor und vor allem In Dürwiß selber kamen noch etliche Anwohner hinzu.

aus: Antifaschistische Nachrichten

9,7 Mio. DM für Wachdienste, 
7 Mio. DM für Betreuung
München. Der Rechtsausschuß des 
Landtags diskutierte am 23.1,97 über 
Kontrollen von Besuchern und Bewoh­
nern in Asylbewerberheimen. Hinter­
grund war ein Fall in Landsberg, wo Be­
wohner nach dem Verlassen des Heimes 
von Mitarbeitern eines privaten Wach­
dienstes ausgekundschaftet worden wa­
ren. Das Sozialministerium bekräftigte, 
dies sei von Seiten der Behörden zu kei­
ner Zeit angeordnet worden. Die Land­
tagsabgeordnete Elisabeth Köhler (Die 
Grünen) machte dagegen am Beispiel 
der Finanzmittel deutlich, daß poli­
zeimäßige Methoden bei der Asylunter­
bringung im Vordergrund stehen. So 
werden für die zur Bewachung der Hei­
me engagierten Sicherheitsdienste 9,7 
Millionen Mark ausgegeben und für die 
Betreuung nur 7 Millionen. baf

Keine Geschäfte mit 
Folterstaat Birma (Myanmar)
München.Vom 27. bis 31. Oktober soll im 
Convention Centre des birmanischen 
Yangon die erste Technologiemesse in 
der „Union Myanmar“ mit Ausstellern 

aus allen Teilen der Welt stattfinden. Or­
ganisator ist die Münchner Messe; die 
Hanns-Seidel-Stiftung veranstaltet 
dazu eine Konferenz für Technologie­
transfer. Partner der Messegesellschaft 
sind die birmanische Regierung sowie 
die dortige Handelskammer und der In­
dustrieverband. Finanziell gefördert 
werden teilnehmende Unternehmen 
durch das Messe-B eteiligungs-Pro- 
gramm des Freistaats. Bereits Ende die­
ses Monats wollen 15 deutsche Firmen’ 
darunter die Deutsche Telekom, AB# 
und die Dresdner Bank zur Vorbereitung 
ein Handelsbüro in der Hauptstadt Ran­
gun eröffnen. Die Münchner Stadtrats­
grünen protestierten dagegen mit einen1 
Antragim Stadtrat: „ 1. Der Stadtrat def 
LHM möge beschließen, daß die im Auf" 
sichtsrat der Münchner Messe Gmbtf 
bzw. der IMAG vertretenen städtischen 
Vertreterinnen für die ersatzlose Strei" 
chung der Kooperationsprojekte mi* 
Birma sorgen.
2. Dies gilt auch für alle anderen weit" 
weit geächteten Regime, in denen unz 
umstritten die Menschenrechte nicb* 
beachtet werden.
3. Die Münchner Messe GmbH bzw. di1 
IMAG listet auf, mit welchen Staate^ 
die nach Ansicht der UNO oder der E 
von staatlicher Seite her die Mensche
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Wieder volle Sozialhilfe!?
Kürzungen für Bosien-Flüchtlinge rechtswidrig

40 Pfennig am Tag von Bosch
WN/BdA: Zwangsarbeit muß entschädigt werden

Lüneburg/Aurich. Der Erlaß des Nie­
dersächsischen Innenministeriums vom 
26.9.96, ab 1.11.96 allen Flüchtlingen 
aus Bosnien und Restjugoslawien nur 
noch verkürzte Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (Reduzie­
rung der Sozialhilfe um 20 Prozent / 
Umstellung von Bargeld auf Gutschei­
ne) auszuzahlen, ist rechtswidrig. Nach­
dem bereits zahlreiche Verwaltungsge­
richte den Klagen von betroffenen 
Flüchtlingen rechtgegeben haben, hat 
nun auch das Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg als für Niedersachsen maßge­
bende höchste Instanz eindeutig festge­
stellt, daß Flüchtlingen, die eine Dul­
dung erhalten haben, volle Sozialhilfe 
ausgezahlt werden muß. Der Hinweis 
darauf, daß die Flüchtlinge in der Lage 
seien, freiwillig auszureisen, ist nach 
dem Lüneburger Richterspruch für die 
Bemessung der Leistungen irrelevant.

Nur wenn Flüchtlingen ein individuel­
les Fehlverhalten nachgewiesen werden 
könne, mit dem eine Abschiebung ver­
hindert worden sei (z.B. Verbrennen der 
Ausweispapiere, Ealschangaben etc.) 
könnten die Leistungen vermindert wer­
den.

Am 18.12.96 gab das OVG Lüneburg 
einem klagenden Flüchtling aus Restju- 
goslawien recht (4M5146/96). Am 
20.1.97 gab es einen ähnlichen Beschluß 
im Falle eines Flüchtlings aus Bosnien 
(AK4M7062/96). Bereits am 21.11.96 
hatte das OVG mit gleicher Argumenta­
tion einem Flüchtling ausVietnam recht­
gegeben (AK4M 4027/96).

Trotz dieser eindeutigen Richter­
sprüche hat das Innenministerium sei­
nen Erlaß bisher noch nicht zurückge­
nommen. Man spekuliert darauf, daß nur 
wenige der insgesamt 19.000 bosnischen 
Flüchtlinge in Niedersachsen klagen 
Werden.

Die Zwickmühle zwischen bindendem 
Erlaß des Innenministeriums einerseits 
Und den Beschlüssen des OVG Lüneburg 
andererseits besteht nun allerdings für 
die Landkreise und kreisfreien Städte 
seit dem 15. Januar nicht mehr. In einem 
Brief der Bezirksregierung Weser-Ems 
vom 15.1.97 an die Landkreise und 
kreisfreien Städte im Regierungsbezirk

Keine Abschiebungen I
!
München. Derzeit finden wöchentlich 
in München Mahnwachen gegen die er­
neut drohenden Abschiebungen nach 
Bosnien und in die Republik Jugosla­
wien statt. Kurz vor Weihnachten hat­
te bereits eine Reihe von Organisatio­
nen Innenminister Beckstein einen Of­
fenen Brief übergeben, in dem es u.a. 
heißt: „Diese Abschiebungen sind ein 
politisch unverantwortlicher Verstoß 
gegen das Menschenrecht der Betrof- 

- f enen und tragen bei zu neuer Kriegs­
gefahr auf dem Balkan.Wir fordern vor 
allem: «Keine Abschiebungen in die 
Länder des ehemaligen Jugoslawien; 
•Freiwillige Rückkehr bei Wahrung 
der Würde und Sicherheit der Men­
schen, so wie es im Abkommen von 
Dayton festgelegt wurde; • Gesicherter 
Aufenthalt und Arbeitserlaubnis für 
alle Betroffenen, so lange sie hier 
sind;«Unterstützung der antinationa­
listischen, demokratischen und ver­
söhnungsbereiten Kräfte im ehemali­
gen Jugoslawien; • Förderprogramme 
für den Wiederaufbau und für die frei­
willige Rückkehr.“ 

heißt es wörtlich: „In Anbetracht der 
Vielzahl der z.Zt. anhängigen gerichtli­
chen Eilverfahren und zur Vermeidung 
unnötiger Verfahrenskosten stelle ich es 
Ihnen jedoch frei, bis zum Vorliegen ei­
ner klärenden Entscheidung-des OVG 
Lüneburg abweichend von den Erlassen 
des Niedersächsischen Innenministeri­
ums zu verfahren“.

Der Landkreis Aurich hat diese Mög­
lichkeit bereits genutzt und wird ab dem 
1. Februar dem betreffenden Personen­
kreis wieder die volle Sozialhilfe aus­
zahlen. Es ist davon auszugehen, daß die 
anderen drei Bezirksregierungen ähnli­
che Schreiben verschickt haben. Und es 
bleibt zu hoffen, daß möglichst viele 
Landkreise und kreisfreien Städte dem 
Auricher Beispiel folgen werden. 
aus PE vom 22.1.97, Th. H., Bündnis 
90/Die Grünen, Mitglied des Kreistages, 
Aurich

Stuttgart. Am Morgen des 27. Ja- r— 
nuars verteilten Mitglieder der 
WN teilweise in Zusammenarbeit 
mit Vertrauensleuten der IG Metall 
vor den Toren mehrerer Boschbe­
triebe in Stuttgart, Schwieberdin­
gen und Reutlingen Flugblätter. 
Wir dokumentieren.

Der 27. Januar ist im vergange­
nen Jahr von Bundespräsident 
Roman Herzog zum Gedenktag für 

die Opfer des Nationalsozialismus • 
erklärt worden. Es ist der Tag der 
Befreiung des Konzentrationsla­
gers Auschwitz durch die Rote Ar­
mee.

Was hat Bosch damit zu tim? Auch 
bei Bosch gab es Opfer im Natio­
nalsozialismus. Zwangsarbeiter, die 
für 40 Pfg. am Tag Anker wickeln 
mußten, 12 Stunden am Tag, sechs - 
teilweise sieben -Tage in der Woche. I

„ Ich war der billigste Arbeiter für 11 
die Firma Bosch. Doch in der Frage 
einer Entschädigung war die Firma 
eisern ablehnend“, erzählt Alfred Haus- 
ser, heute 84 Jahre alt. In den Strafan­
stalten Ludwigsburg und Celle war er 
politischer Gefangener und hat von 1938 
bis 1945 Anker für Bosch gewickelt.

Während des zweiten Weltkriegs wa­
ren zahlreiche Zwangsarbeiter aus dem 
In- und Ausland in den verschiedenen 
Werksteilen von Bosch eingesetzt. Auf 
die Aufforderung nach Wiedergutma­
chung antwortete die Geschäftsführung 
lapidar, Bosch habe auf Weisung staatli­
cher Stellen Zwangsarbeiter nehmen 
müssen. Die Zuweisung erfolgte aber 
durch das Arbeitsamt nach vorausge­
gangener Anforderung durch die Fir­
men. Wiedergutmachung für die unwür­
digen Arbeitsbedingungen und den vor­
enthaltenen Lohn - das stünde einem 
Millionenkonzem wie Bosch gut an!

Normaler Lohn 1938 tatsächlich ge­
zahlter Lohn

ITag 25,00 RM
6 Tage 150,00 RM
52 Wochen 7.800,00 RM
7 Jahre 54.600,00 RM

= 53.726,40 RM

schuldet Bosch nach diesem Beispiel ei­
nem Zwangsarbeiten Nach der 
Währungsreform sind das 10.745,28 
DM.Einschließlich 4 % Zinsen in 50 Jah­
ren sind das ganz grob gerechnet noch 
einmal 20.000 DM, macht in Summe 
30.000 DM pro Zwangsarbeiterin.

Ein Konzern, dem die Belegschaft seit 
über 10 Jahren jährlich durchschnittlich 
500 Mio. DM Nettogewinn nach Steuern 
erarbeitet, also 5 Milliarden DM, stünde 
es gut an, wenigstens eine moralische 
Schuld abzutragen. Würde nur 1000 
Zwangsarbeitem ihr Verlust ersetzt, 
wären das 30 Millionen DM. Eine Sum­
me, die Bosch heute, in Anerkennung der 
moralischen Schuld, durchaus für Ge­
denkstätten oder andere antifaschisti­
sche Arbeit zur Verfügung stellen könn­
te.

0,40 RM
2,40 RM

124,80 RM 
-873,60 RM

Die Börsenzeitung vom 11. Mai 
1996 schreibt zu Bosch: Die Ver­
schuldung ist unbedeutend, das 
Zinsergebnis ist beinahe so hoch 
wie der Jahresüberschuß, und die 
Kassenlage wird durch eine Li­
quidität von fast 10 Mrd. DM cha­
rakterisiert.

rechte verletzen, Geschäftsbeziehungen 
bestanden, bestehen oder vorgesehen 
sind.“

In ihrer Begründung heißt es u.a.: „Es 
ist unerträglich, daß die Münchner Mes­
se Gesellschaft - in Zusammenarbeit mit 
anderen bundesdeutschen Firmen und 
Institutionen - dieses weltweit geächte­
te Regime durch eine gemeinsame Ver­
anstaltung aufwerten will. Es war ja ge­
rade die internationale Boykotthaltung, 
die beispielsweise zu einer Lockerung 
der Haftbedingungen von Aung San Suu 
Kyi geführt hat. Seit knapp einem hal­
ben Jahr gab es eine leichteVerbesserung 
fiir die Arbeitsbedingungen der Opposi­
tion. Diese würden aber jetzt durch eine 
Lockerung der Boykottmaßnahmen ge­
fährdet. Deshalb ist es dringend not­
wendig, daß die Messe München die ge­
meinsame Aktivität absagt.“

aus: Münchner Lokalberichte

Städtetag kritisiert Visums­
pflicht für Ausländerkinder
Stuttgart. Der Städtetag Baden-Würt- 
^ernberg wendet sich gegen die Verord- 

von Bundesinnenminister 
be^j er» nach der in Deutschland le- 

e Kinder ausländischer Rimilien 

unter 16 Jahren bis Ende 1997 eine Auf­
enthaltsgenehmigung beantragen müs­
sen. Der Städtetag nennt sie „integrati­
onspolitisch fragwürdig“ und kritisiert 
auch den hohen Verwaltungsaufwand. 
Diese Vorschrift gilt nur für Kinder aus 
Nicht-EU-Staaten und betrifft in Ba­
den-Württemberg 40.000 Kinder, allein 
in Stuttgart und Mannheim jeweils 
14.000.

Leider kritisiert der Städtetag die Ver­
pflichtung zur Aufenthaltsgenehmigung 
für einreisende ausländische Kinder 
nicht. Er argumentiert, die unbegleitet 
einreisenden jungen Flüchtlinge verur­
sachten hohe Sozialhilfekosten, und den 
Schlepperbanden müsse Einhalt gebo­
ten werden. Dabei hat Amnesty erst im 
November angeprangert, daß in der Tür­
kei immer häufiger auch (kurdische und 
türkische) Kinder in Polizeihaft 
mißhandelt und gefoltert werden oder 
verschwinden. ulk

Gustav Landauer geehrt
München: 78 Jahre nach seiner bestiali­
schen Erniordnung erhielt Gustav Lan­
dauer, in der ersten Rateregierung im 
April 1919 eine Woche lang bayerischer 
Volksbeauftragter für Volksaufklärung, 

also Kul­
tusminister, 
eine allge­
mein sicht­
bare Eh­
rung. Die 
Landes­
hauptstadt 
wählte an­
gesichts der 
Tatsache, 
daß der So­
zialist, 
Schriftstel­
ler,Vor­
tragsreisende und Lebensreformer Lan­
dauer auch als Übersetzer der Werke von 
Shakespeare, Georg Bernhard Shaw und 
Oscar Wilde hervorgetreten ist, das städ­
tische Fremdspracheninstitut in der 
Amalienstraße 36, als geeigneten Ort für 
ihre Gedenktafel.

aus: Lokalberichte München

Der Sturm des Kirchenasyls 
entbehrt aller demokrati­
schen Grundsätzen
Wiesbaden. Am Mittwoch,den 29. Janu­
ar, brachen Polizcibcamte in Coesfeld 

das Kirchenasyl, um eine kurdische fh- 
milie abschieben zu können. Obwohl die 
Aktion rechtsstaatlich nicht zu bean­
standen ist, da ein ordnungsgemäßer 
Durchsuchungsbeschluß vorlag, ist die 
gemeinsame Aktion von Gericht, Aus­
länderbehörde und Polizei ein Schlag 
gegen die Demokratie in Deutschland. 
Die Türkei ist ein Folterstaat und insbe­
sondere abgeschobene Kurdinnen sind 
Gefahr der Folter ausgesetzt. Trotzdem 
scheuen sich unmenschlich handelnde 
Richterinnen und Beamtinnen nicht, 
unter dem Deckmantel der Rechtsstaat­
lichkeit als Handlanger einer fremden­
feindlichen und menschenunwürdigen 
Politik zu funktionieren.

Die freie Religionsausübung ist grund­
gesetzlich ebenso geschützt wie die Ge­
wissensfreiheit. Daraus läßt sich ein be­
sonderer Schutz für die Kirchen und 
Kirchengemeinden ableiten. Der kirch­
liche Schutz einer Flüchtlingsfamilie 
geschieht nicht zuletzt aufgrund des 
Glaubens und des Gewissens. Deshalb 
darf der Staat zur Durchsetzung einer 
Abschiebung dus Kirchenasyl nicht ver­
letzen. Ein weiterer Schritt in die Undo­
mokratische Deutsche Republik ist voll­
endet.

Jürgen Korcll, Sprecher der BAG 
Kritische Polizistinnen.



IQBrs^ Aus Ostdeutschland

Solidaritätskomitee fordert auf, 
sich bei dem Vorsitzenden des 4. 
Strafsenats des Berliner Kammer­
gerichts, Dr. Nöldeke, für das Le­
ben und die Gesundheit von Benja­
min Ramos Vega einzusetzen.

Solidaritätskomitee für 
Benjamin Ramos Vega, 
Wilhelmstr. 9, 10963 Berlin 
Fax (0 30) 2 51 85 39

I

an Herrn Dr. Werner Nöldeke, 
Vorsitzender des 4. Strafsenats 

. des Berliner Kammergerichts, 
Witzlebenstr. 4-5, 14057 Berlin 
Fox (0 30) 32 092 266

Sehr geehrter Herr Dr. Nöldeke, 
wir wenden uns mit diesem Offenen 
Brief an Sie, weil wir der Meinung sind, 
daß Sie weiterhin für das Leben und die 
Gesundheit von Benjamin Ramos Vega 
verantwortlich sind.

Benjamin Ramos Vega hatte vom 28. 
Januar 1995 bis zu seiner Auslieferung 
an den spanischen Staat am 5. Juni 1996 
in Berlin-Moabit in Auslieferungshaft 
gesessen. Er soll das Kommando Barce­
lona der baskischen Befreiungsbewe­
gung ETA durch Anmieten einer Woh­
nung unterstützt haben.

Sie, Herr Dr. Nöldeke, haben als Vor­
sitzender Richter des 4. Strafsenats des 
Kammergerichtes Berlin mit Beschluß 
vom 13. Oktober 1995 seine Ausliefe­
rung von Zusicherungen des spanischen 
Staates abhängig gemacht. U.a. haben 
Sie gefordert, daß der Verfolgte ... „die 
Untersuchungshaft ohne Isolation ver­
büßen muß“ und daß „es dem Verfolgten . 
nach seiner Auslieferung gestattet wer­
den soll, die Rechte eines normalen Un­
tersuchungsgefangenen wahrzuneh­
men ... “ Ferner soll für Benjamin Ramos 
Vega, der HIV-positiv ist, eine „sachge­
rechte medizinische Behandlung der 
Erkrankung ... gewährleistet sein“. Sie 
haben mit Beschluß vom 27. Dezember 
1995 die Auslieferung von Benjamin Ra­
mos Vega für rechlich zulässig erklärt, 
obwohl Sie von der Verteidigung 
während des Auslieferungsverfahrens 
eindringlich darauf hingewiesen wur­
den, daß in dem von spanischer Seite 
eingereichten Aide Memoire die erbete­
nen Zusicherungen im wesentlichen 
nicht erteilt wurden. Die Verteidigung 
hat Sie auch mehrfach ... darauf auf­
merksam gemacht, daß „die gesund­
heitliche Versorgung für den Personen­
kreis der HTV-Positiven,zu dem der Ver­
folgte gehört, in spanischen Gefängnis­
sen mehr als unzureichend ist“.... Die­
se allgemeinen Zustände in den spani­
schen Gefängnissen sind von der Vertei­
digung hinreichend belegt worden, u.a. 
durch ein Urteil des Landgerichts Kle­
ve, das durch einen erschütternden Be­
richt über die Verhältnisse in spanischen 

, Gefängnissen dazu veranlaßt wurde, ei- 
nen Tag Auslieferungshaft in Spanien 
auf drei Tage hier zu verbüßender Frei- 

\ heitsstrafe anzurechnen....
' Wir ... haben am 20. Dezember 1996 
Benjamin Ramos Vega im Gefängnis von 
Alcäla Meco ... besucht. ...Wir mußten 
mit Befremden feststellen, daß weder 
Sie, Herr Dr. Nöldeke, noch die deutsche 
Botschaft noch irgendeine andere offi­
zielle Stelle... sich bisher überhaupt in 
irgendeiner Weise über die Situation 
von Benjamin Ramos Vega informiert 
hat. Wir fragen Sie: Welchen Wert haben 
Zusicherungen, wenn niemand ihre 
Einhaltung prüft?

Direkt nach seiner Auslieferung wur­
de Benjamin Ramos Vega im Gefängnis 
von Cnrabanchel in der Nahe von Mad­
rid inhaftiert, Dort wurde er auf die 
Krnnkcnstnllon verlegt, zusammen mit 
Gefangenen, die an ansteckenden In­
fektionskrankheiten wie z.B. Tüborku-

lose litten, daneben Drogenabhängige 
auf Entzug oder im Kampf gegen die 
„Abstinenz“. Benjamin Ramos Vega er­
hielt dort keine Diät jobwohl diese ärzt­
lich verordnet worden war; ebensowe­
nig ein homöopathisches Präparat, das 
er vor seiner Festnahme eingenommen 
hatte. Da die Krankenstation von Cara- 
banchel völlig überfüllt ist, wird Benja­
min Ramos Vega am 2. Juli 1996 dort her­
aus verlegt und isoliert. Erst auf seinen 
Protest hin wurde die Isolation am 6. 
Juli auf gehoben. Am 17. Juli erhielt er 
-nachdem er mit Hungerstreik gedroht 
hatte - seine Diät. Zehn Tage später 
wurde er in das Gefängnis von Alcäla 
Meco verlegt, wo ihm wiederum die Diät 
vorenthalten wurde. Erst Mitte August 
erhielt er sie. In Alcäla Meco sind die hy­
gienischen und sanitären Bedingungen 
derart schlecht, daß ab Oktober dort Tu­
berkulose in einem solchen Ausmaß 
grassierte, daß die warmen Gemein­
schaftsduschen abgestellt werden muß­
ten, um eine weitere Ausbreitung der In­
fektionskrankheit zu verhindern. Eine 
ärztliche Untersuchung im Herbst er­
gab, daß die Anzahl der T4-Helferzellen, 
die ein Maßstab für die Abwehrkräfte 
von Benjamin Ramos Vega sind und die 
vor seiner Festnahme bei 400 im Nor­
malbereich lagen, mittlerweile auf 190 
gefallen sind!!!

Dazu Benjamin Ramos Vega: „Man 
hätte mich nicht isolieren dürfen, und 
wenn die grundlegenden hygienischen 
Bedingungen akzeptabel gewesen 
wären, wären meine Blutwerte in den 
letzten fünf Monaten nicht in dieses kri­
tische Stadium gefallen. ...Das heißt,ich 
befinde mich in einem Zustand, in dem 
sich »opportunistische Krankheiten’ 
leicht entwickeln können.“

In Alcäla Meco ist Benjamin Ramos 
Vega, obwohl formal Untersuchungs­
häftling, in der Strafhaftabteilung in­
haftiert. ... Er ist u.a. zusammen mit 
Drogenabhängigen inhaftiert, bei denen 
die Gefahr von Infektionskrankheiten 
und damit die Ansteckungsgefahr für 
Benjamin Ramos Vega erwiesenermaßen 
besonders hoch ist...

Die Haftsituation von Benjamin Ra­
mos Vega ist also genau so schlecht, wie 
es Ihnen die Verteidigung in Berlin vor­
ausgesagt hat.... Das hat zu einer dra­
matischen Verschlechterung des Ge­
sundheitszustandes von Benjamin Ra­
mos Vega geführt. Es besteht Lebensge­
fahr! Wir sind der Meinung, daß er in­
zwischen haftunfähig ist.

Wie Sie, Herr Dr. Nöldeke, aus dem 
Antrag der Verteidigung vom 4. Dezem­
ber 1995 wissen, sind 1994 183 Personen 
mit AIDS in spanischen Gefängnissen 
verstorben, von denen 100 einen Antrag 
auf vorzeitige Entlassung gemäß Arti­
kel 60 der Haftordnung gestellt haben, 
aber aufgrund der Bearbeitungszeiten 
von durchschnittlich sieben Monaten 
die Entscheidung über ihren Entlas­
sungsantrag nicht mehr erlebt haben. 
Ferner hat dieVerteidigung Sie schon im 
Antrag vom 20. September 1995 darauf 
hingewiesen, daß in Spanien überlange 
Untersuchungshaftzeiten gang und 
gäbe sind, was auch schon vom Eu­
ropäischen Gerichtshof für Menschen­
rechte kritisiert worden ist. Benjamin 
Ramos Vega ist jetzt bereits fast zwei 
Jahre in Haft, davon sieben Monate in 
Spanien, und für einen Prozeß gegen 
Benjamin Ramos Vega gibt es immer 
noch keinen Termin ...Wirerwarten von 
Ihnen, Herr Dr. Nöldeke, daß Sic sich als 
der für dl<?Auslieferung Vcrantwortli-

che persönlich für die Haftsituation von 
Benjamin Ramos Vega und die Einhal­
tung der von Ihnen selbst geforderten 
Garantien einsetzen. Wir erwarten, daß 
das wegen der kritischen Gesundheits­
situation von Benjamin Ramos Vega so­
fort und in aller Intensität geschieht.

Wir weisen Sie darauf hin, daß wir die­

dem rechten Senat und seinem „Hauptstadtputz“ entgegengetreten worden. Am Rathaus Tiergap 
ten wurde am 27. Januar eine Gedenktafel für Mathilde Jacob angebracht (unser Bild). Mathilde 
Jacob, 1873 als Kind eines jüdischen Fieischhändlers geboren, war Vertraute von Rosa Luxemburg, 
die sie 1913 kennenlernte. Sie wurde 1943 in einem KZ ermordet. Zwei Tage später lehnte das Ober* 
Verwaltungsgericht eine Anwohnerklage gegen eine Straßenumbenennung endgültig ab. Damit kann 
die von den Faschisten benannte „Reichssportfeldstraße“ in Charlottenburg endlich nach zwei im 
KZ ermordeten deutsch-jüdischen Sportlern in „Flatowstraße“ umbenannt werden. (rßi)

BMW-Vertrauensleute unter­
stützen koreanische Arbeiter
Mit dem folgendem Protestschreiben 
reagierten die IGM-Vertrauensleute bei 
BMW in Berlin am 15. Januar auf die 
anhaltenden Streiks und die Angriffe 
auf die Arbeiterbewegung in Südkorea:

An den Präsidenten Kim Young-Sam! 
An den Justizminister!

Die Vertrauenskörperleitung des 
BMW-Motorradwerkes in Berlin prote­
stiert gegen die Polizeieinsätze gegen 
die Arbeiterbewegung dieser Tage und 
gegen die Verhaftung der Gewerkschaf- 
ter/innen, die in dieser Bewegung enga­
giert sind.
Wir fordern:
• die Rücknahme des Arbeitsgesetzes, 
welches gegenüber der Gewerkschafts­
bewegung und den Arbeitern in Ihrem 
Land als Provokation erscheint,
• die unverzügliche Anerkennung des 
KCTU sowie seiner Mitgliedsgewerk­
schaften.

Des weiteren fordern wir die Freilas­
sung aller verhafteten Gewerkschaf- 
ter/innen.
(aus: CL-Netz)

Nationalliberale Veranstaltung 
mit Mechtersheimer geplatzt
Berlin. Aus der „Jungen Freiheit“ war 
zu erfahren, daß am 24. Januar eine Ver­
anstaltung mit Mechtersheimer im Ber­
liner Rathaus Charlottenburg stattfin­
den sollte. Titel der Veranstaltung sollte 
sein: „Braucht Deutschland eine natio­
nale Partei?“. Aber daraus wurde 
nichts!

Erkundigungen ergaben, daß die Ver­
anstaltung von Markus Roscher im Na­
men des FDP-Landcsverbandcs ange­

sen Brief mit gleicher Post der spani­
schen und deutschen Öffentlichkeit, 
Mitgliedern der Parlamente und inter­
nationalen Menschenrechtsorganisa­
tionen zur Kenntnisnahme zusenden.

Solidaritätskomitee Benjamin Ramos Vega 
aus Platzgründen geringf. gekürzt, d. Red.)

meldet war. Rechtsanwalt Roscher, Mit­
glied der Tempelhofer FDP, gehört dem 
national-liberalen Spektrum um den 
früheren Generalbundesanwalt Alex­
ander von Stahl an. Der FDP-Landes- 
verband distanzierte sich von dieser 
Veranstaltung, daraufhin sah das Be­
zirksamt sich getäuscht und kündigte 
den Raum.

Gerichtliche Klagen des Veranstalters 
bis zum Oberverwaltungsgericht blie­
ben erfolglos. So machten sich ca. 50 
Rechte vergebens auf den Weg zum 
Charlottenburger Rathaus. Unter ihnen 
war unter anderem Dieter Stein, Her­
ausgeber und Chefredakteur der „Jun­
gen Freiheit“, oder Aurel Archner, ein 
stadtbekannter Nazi, der letztes Jahr 
wegen seiner Gesinnung aus der „Frei­
willigen Polizeireserve“ in Berlin geflo­
gen ist.

Empfangen wurden sie von Teilneh­
merinnen einer Kundgebung, die die 
ÖTV-Betriebsgruppe vor dem Rathaus 
angemeldet hatte.

Daß die Nationalliberalen eine Veran­
staltung mit Mechtersheimer durch­
führen wollten, zeigt deren Ambivalenz 
in die extreme Rechte. Mechtersheimer, 
ehemals Mitglied der CSU und dann der 
Grünen, ist zum offenen Rassisten und 
Revisionisten mutiert.

Auf einer Tagung des „Bündnis Kon­
struktiver Kräfte Deutschlands“ 
(BKKD) spricht er in der „Kyffhäuser- 
Rede“ von der „Bedrohung des deut­
schen Volkes“ durch „unkontrollierte 
Zuwanderung, die die Solidargemein- 
schaft auflöst“ und träumt von einem 
„deutschen Block, der sich bis Kroatien 
ausdehnt“.

Bei seiner Propaganda benutzt er an­
tisemitische Hetze: Die „Vernichtung 
der D-Mark durch die Verträge von 
Maastricht“ sei eine „späte Rache dßr 
Siegennächte ein-schlicßlich Israels“-
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Schandfleck Berufsverbote - Unrecht von Anfang an
25 Jahre „Radikalenerlaß“ Horst Bethge, Initiative „Weg mit den Berufsverboten“
An den 28. Januar 1972, den Tag, an dem 
der damalige Bundeskanzler Brandt 
und die Ministerpräsidenten aller da­
maligen Bundesländer den gemeinsa­
men Beschluß faßten (Ministerpräsi­
dentenbeschluß), sogenannte „Radika- 

| le“ vom öffentlichen Dienst femzuhal- 
ten oder aus ihm zu entlassen, erinnert 
der Hamburger Lehrer Horst Bethge 
von der Initiative „ Weg mit den Berufs­
verboten“:

Vor 25 Jahren wurde der sogenannte 
„Radikalenerlaß“ geboren. Eines der 
finstersten Kapitel der bundesdeut­
schen Politik begann im Geiste des „kal­
ten Krieges “ - und ist bis heute nicht ab­
geschlossen. H. Wehner sollte Recht be­
halten. Die Berufsverbote sind ein 
„Dauerbrenner“ geworden. Damals 
wurde beschlossen, daß die Grund- und 
Menschenrechte fortan in der BRD nicht 
mehr für alle Mitbürger gelten sollten. 
Drei Jahre später segnete sogar das 
Bundesverfassungsgericht diesen Völ­
kerrechtsverstoß mit seinem berühmt 
gewordenen und von dem Nazi-Juristen 
Geiger konzipierten Beschluß als mit 
dem Grundgesetz vereinbar ab. Zwar 
erhob sich von Anfang an bedeutsamer 
Protest im Inland - seit Ende der 70er 
Jahre auch im Ausland -, doch die herr­
schende Klasse in der BRD meinte, sich 
über die international eingegangenen 
Menschenrechtsverpflichtungen hin- 
Wegsetzen zu können ... Es bedurfte ei­
nes 23jährigen zähen Kampfes vorVer- 
Waltungs- und Arbeitsgerichten, mit 
massenhaften Demonstrationen, mit 
Eingaben, Unterschriftensammlungen 
Und Anzeigen in der Presse, unzähligen 

Protestveranstaltungen im In- und Aus­
land, Briefen und Dokumentationen, 
Presseerklärungen und Fernsehsendun­
gen,Theater-, Kabarett- und Musikauf­
führungen, Karikaturen und solidari­
schen Geldsammlungen, parlamentari­
scher Anfragen und Parlamentsdebat­
ten, Partei- und Gewerkschaftsdele­
giertenkonferenzen, Gutachten und 
Doktorarbeiten sowie Predigten’ von 
Kirchenkanzeln, um der Bundesregie­
rung, dem Bundesverfassungsgericht 
und den Landesregierungen verbind­
lich durch ein Verfahren bei der ILO 
(IAO), der UNO-Arbeitsorganisation, 
und ein Urteil des „Europäischen Ge­
richtshofes für Menschenrechte“ in 
Straßburg zu bescheinigen, daß nicht 
die Betroffenen, sondern „die da oben“, 
die Bundesregierung, die Grund- und 
Menschenrechte verletzen und daß der 
bei den Betroffenen angerichtete mate­
rielle Schaden wiedergutgemacht wer­
den müsse. Im letzten Sommer wurde 
die erste Betroffene, Dorothea Vogt, 
nach 15jähriger Auseinandersetzung 
um ihr Berufsverbot materiell entschä­
digt. Der politische Schaden jedoch ist 
nicht wiedergutgemacht- worden. Die 
Bundesregierung und alle Landesregie­
rungen der alten Bundesländer weigern 
sich beharrlich bis heute, von sich aus 
alle rund 11.000 Fälle von Berufsverbot 
wieder aufzurollen und sie als Unrecht 
von Anfang an zu bezeichnen. Auf eine 
Anfrage der PDS im Bundestag hin er­
klärte die Bundesregierung, daß es sich 
bei Dorothea Vogt um einen Einzelfall 
handele und keine Veranlassung zum 
Handeln gegeben sei.

Zwar hat nur Dorothea Vogt das 14

Jahre dauernde Verfahren bis zum 
Straßburger Menschenrechtsgerichts­
hof zu Ende geführt, gestützt auf Initia­
tiven, Kolleginnen, ihre Gewerkschaft 
und eine kritische Öffentlichkeit. Doch 
sind von den 3,5 Millionen Überprüfun­
gen im öffentlichen Dienst seit 1971 
35.000 Dossiers mit gesinnungspolizei­
lich erspitzelten Erkenntnissen ange- 
fallen und haben zu 11.000 Berufsver­
boteverfahren in der alten BRD geführt. 
Davon sind 80% zwar im Laufe des Ver­
fahrens positiv für die Betroffenen, z.T. 
nach Jahren, ausgegangen. Aber muß 
nicht auf ihr Kampf, ihr materielles Op­
fer entschädigt werden, lagen ihnen 
doch dieselben Vorwürfe zugrunde wie 
bei Dorothea Vogt, nämlich Aktivitäten 
und/oder Kandidatur für als verfas­
sungsfeindlich angesehene Parteien 
und Organisationen? Immerhin kam es 
zu 1.250 endgültigen Ablehnungen von 
Bewerbern für den öffentlichen Dienst, 
zu 2.200 Disziplinarverfahren und 256 
Entlassungen.Wie sieht es mit deren Re­
habilitierung und Wiedergutmachung 
aus? ... Die Bundesregierung wird nur 

dann glaubwürdig, wenn sie allen 18 
Mio. Bundesbürgern, deren Daten sich 
im NADIS-Computer in Köln befinden, 
Akteneinsicht gibt, die Praxis der Be­
rufsverbote offiziell für beendet erklärt 
und Wiedergutmachung betreibt.

Das tut sie aber nicht, noch nicht.
Es bedarf offensichtlich weiterhin ei­

ner kritischen, liberalen und breiten Öf­
fentlichkeit, dies einzuf ordern...

Es bleibt, die politische Umkehr zu 
fordern: Beendigung der Bespitzelung 
in der BRD, ersatzlose Aufgabe der Be­
rufsverbotepolitik, Rehabilitierung der 
Betroffenen. Offensichtlich muß die de­
mokratische Öffentlichkeit im In- und 
Ausland weiterbohren, die Dickfellig­
keit der politischen Klasse der BRD zu 
beseitigen: Die Menschenrechte gelten 
ungeteilt für alle! Zahlreiche Betroffe­
ne und ihre Anwälte haben von sich aus 
eine Wiederaufnahme ihrer Verfahren 
beantragt, um rehabilitiert zu werden. 
Nur, die Öffentlichkeit muß mitbohren. 
Der Einsatz für die Rechte des Mitbür­
gers, der anders denkt als ich, lohnt sich. 
Und wenn es 25 Jahre dauert.

Drucktarif: IG Medien beginnt 
mit Warnstreiks
»Wir sehen einen Angriff auf über Generationen hin­
weg erkämpften Rechte und das Tarifvertragssystem“

In verschiedenen Landesbezirken hat 
die IG Medien Warnstreiks gegen den 
Arbeitgeberverband Druckindustrie 
begonnen.

Seit dem 1. Januar gilt der Mantelta­
rifvertrag in seiner Weitergeltung und 
einzelne Arbeitgeber haben bereits ver­
kündet, daß sie sich nicht mehr daran 
halten wollen.Vor zwei Wochen sind die 
Manteltarifverhandlungen erneut er­
gebnislos vertagt wurden. Der Bundes- 
Verband Druck will für die Weitergel­
tung der 100-Prozent-Lohnfortzahlung 
üiehr Zugeständnisse durchsetzen als in 
den anderen Branchen. „Wir müssen 
Uns endlich wieder wehren“, beschloß 
die Tarifkommission am 22. Januar, „ab 
3. Februar müssen die Arbeitgeber spü­
ren, daß unsere Geduld am Ende ist.“ 
Sollte die nächste Verhandlung wieder 
Ergebnislos bleiben, soll die Urabstim­
mung eingeleitet werden. Inzwischen 
Uiachen auch die Belegschaften und ak­
tiven Mitglieder mobil.

Ein Signal an die Unternehmer 
der Druckindustrie
Seit Januar haben im ganzen Bundes­
gebiet die Betriebsräte in der Druckin­
dustrie Unterschriften unter eine ge­
meinsame Erklärung „Ein Signal an die 

nternehmer der Druckindustrie“ gc- 
Darin heißt es:

••h IT* köpfen für das, was wir haben 
ie Druckuntcmehmer und Zei­

tungsverleger wollen nicht nur tarifver­
tragliche Leistungen kürzen, sondern 
den Tarifvertrag lediglich als ,allgemei­
nen Rahmen* anerkennen. Der Tarifver­
trag würde damit seine Verbindlichkeit 
und Unabdingbarkeit verlieren.

Der heute schon in einzelnen Betrie­
ben vollzogene Tarif- und Rechtsbruch 
soll morgen allgemein gültig werden.

Wir sehen darin einen Angriff auf un­
sere über Generationen hinweg er­
kämpften Rechte und auf das Tarifver­
tragssystem insgesamt. Ab 1. Januar gilt 
der Tarifvertrag in seiner Nachwirkung. 
Einzelne Arbeitgeber haben bereits an­
gekündigt, ab Januar tarifvertragliche 
Bestimmungen zu unterlaufen.

• Wir geben uns zu Verhandlungen 
oder betrieblichen Vereinbarungen ab­
weichend vom Tarifvertrag nicht her.

• Wir fordern die Beschäftigten auf, 
nicht auf tarifliche Rechte zu verzich­
ten.

• Wir werden gemeinsam mit der IG 
Medien für den Erhalt unserer Tarifver­
träge streiken, sollten die Arbeitgeber 
der Druckindustrie und des Verlagsge­
werbes ab Januar versuchen, tarifver­
tragliche Rechte zu unterlaufen.

• Wir fordern alle nichtorganisierten 
Beschäftigten der Druckindustrie und 
des Verlagsgewerbes auf, Mitglied der 
IG Medien zu werden.

Denn nur gemeinsam können wir un­
sere Rechte verteidigen.“

-(ulk)

Gegen Benach­
teiligung von 
Behinderten
In einer gemeinsamen Erklärung haben 
Behindertenverbände und Gewerk­
schaften am 23. Januar gegen die syste­
matische Verschlechterung der Situati­
on von Behinderten protestiert:

1994 wurde der Satz „Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachtei­
ligt werden“ als Grundrecht der Behin­
derten in das Grundgesetz aufgenom­
men. Die tatsächlichen Hindernisse für 
die gleichberechtigte Teilhabe Behin­
derter in allen Bereichen des gesell­
schaftlichen Lebens aber bestehen fort. 
Mit über 16 Prozent ist die Arbeitslo­
sigkeit Schwerbehinderter um 60 Pro­
zent höher als die für die Erwerbsbe­
völkerung insgesamt geltende Quote. 
Mehrere hunderttausend Menschen 
sind nur deswegen arm und auf Sozial­
hilfe angewiesen, weil sie chronisch 
krank sind...

Die Bundesregierung aber leitet wei­
tere Verschlechterungen der Rechtslage 
von Menschen mit Behinderungen und 
chronischen Krankheiten durch ganze 
Bündel gesetzgeberischer Maßnahmen 
ein: Der Schutz Älterer und gesund­
heitlich Beeinträchtigter bei betriebs­
bedingten Kündigungen wird abgebaut; 
gleichzeitig werden die Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung drastisch ge­
kürzt und die Altersgrenzen in der Ren­
tenversicherung heraufgesetzt. Durch 
die Verschärfung der Voraussetzungen 
für Erwerbsunfähigkeitsrenten wird für 
viele Betroffene der Weg in die Arbeits­

losenhilfe auf Sozialhilfeniveau vorpro­
grammiert. Der Anspruch auf Rehabili­
tation wird auf irnm^r kleinere Perso­
nengruppen eingeschränkt. Der Abbau 
der Rechte Erkrankter - Kürzung der 
Lohnfortzahlung, kürzere und teurere 
Kuren durch Urlaubsanrechnung und 
Eigenbeteiligung, höhere Selbstbeteili­
gung bei Medikamenten und bei Heil­
mitteln und die Umwandlung der reha- 
bilitativen Leistungen von Pflirht - in 
Gestaltungs-(Kann-)leistungen - trifft 
die chronisch Kranken besonders hart.

Die Bundesregierung meidet die Dis­
kussion des Gesamtzusammenhangs ih­
rer Maßnahmen zur Absenkung des so­
zialen Schutzes zur Entsolidarisierung 
der Lebensrisiken. Sie führt Detailver­
schlechterungen in immer neuen Ent­
würfen von Einzelgesetzen durch, die 
oft noch im Gesetzgebungsverfahren 
verschärft werden. Die Gesamtwirkun­
gen werden bewußt verborgen ...

Es wird in erschreckender Weise deut­
lich, daß die fiskalischen Probleme des 
Bundes durch Leistungseinschränkun­
gen vor allem zu Lasten der älteren und 
der behinderten Menschen gelöst wer­
den sollen. So wird von Staats wegen 
eine große Gruppe von gesellschaftlich 
Ausgeschlossenen geschaffen, deren ge­
sundheitlich bedingte und vom Arbeits­
markt hervorgerufene Benachteiligun­
gen zusätzlich arbeits- und sozialrecht­
lich verstärkt werden. Damit geschieht 
genau das Gegenteil von dem, was Arti­
kel 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes 
gebietet: Benachteiligungen werden 
rechtlich verstärkt statt ausgeglichen.

Wir protestieren auf das Schärfste im 
Namen der von uns vertretenen behin­
derten Menschen gegen diese Politik ...

Unterzeichner: BAGH, BDH, 
DAG, Rcichsbund, VdK, DGB
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Solidarität mit den 
Liverpooler Hafenarbeitern!
Rund 50 Menschen demonstrierten mit 
dem Transparent „Stoppt die Schiffe 
nach Liverpool“ am 20.1. im Hambur­
ger Hafen bei Eurokai und beteiligten 
sich so am internationalen Aktionstag 
zur Solidarität mit dem Kampf der Li­
verpooler Hafenarbeiter. Zum Schicht­
wechsel wurde die Firma „Eurokai“ be­
sucht, mit den Beschäftigten Gespräche 
gesucht und Info-Blätter verteilt. Inter­
essanterweise zeigen mehr Kollegen, als 
wohl dem Betriebsrat bekannt sind, In­
teresse - auch praktisch neben der Geld­
sammlung - die Liverpooler Hafenar­
beiter zu unterstützen. Es kann nur ge­
hofft werden, daß dieser jetzt ein wenig 
„in Bewegung“ kommt.

Die ÖTV-Vertrauensleute bei der 
Gerd-Buss-Gruppe im Hamburger Ha­
fen sammelten auf ihrem Treffen am 
23.1.1997 234,50 DM zur Unterstützung 
ihrer Liverpooler Kollegen.

Auf Initiative der AG Betrieb + Ge­
werkschaft erklärten die Delegierten 
des PDS-Parteitages in Schwerin 
(17.-19.1.) ihre Solidarität mit dem 
16monatigen Streik der Liverpooler 
Docker. Internationale Solidarität sei
nötig, da die Feinde der Gewerkschaft 
keine nationalen Grenzen anerkennen. 
Die AG Betrieb und Gewerkschaft 
konnte auf dem Parteitag den stolzen 
Betrag von 4.516,04 DM sammeln und 
auf das Solidaritätskonto bei der IG Me­
dien überweisen.

Insgesamt sind bisher in der BRD über 
25.000 DM für die Streikenden gesam­
melt worden.

Das Spendenkonto bei der IG Medien, 
Ortsverein Hamburg:

Bank für Gemein wirtschaft, BLZ 200 
10111,Kto-Nr. 12 900 231 00, Stichwort 
Flying Picket.

(aus Lokalberichte Hamburg)

Vertrauensleute von BMW 
Berlin unterstützen 
koreanische Arbeiter
An den Präsidenten Kim Young-San! 
An den Justizminister!

Die Vertrauenskörperleitung des 
BMW-MotoradWerkes protestiert gegen 
die Polizeieinsätze gegen die Arbeiter- 
bewegung dieser Tage und gegen dieVer- 
haftung der Gewerksehafter/innen, die 
in dieser Bewegung engagiert sind.

Wir fordern:
• die Rücknahme des Arbeitsgesetzes, 
welches gegenüber der Gewerkschafts­
bewegung und den Arbeitern in ihrem 
Land als Provokation erscheint,
• die unverzügliche Anerkennung des 
KCTU sowie seiner Mitgliedsgewerk- 
schaftcn. Des weiteren fordern wir die 
Freilassung aller verhafteten Gewerk- 
schaftor/inncn. (Berliner Berichte)

Mercedes-Benz: Sozialabbau 
in großem Stil
Bei allen Mercedes-Werken, besonders 
bei den LKW- und Omnibus-Werken, 
sind enorme soziale Verschlechterungen 
geplant. Überall erpreßt die Geschäfts­
leitung Betriebsräte und Belegschaften 
mit Produktionsverlagerungen und 
Entlassungen. Schon im letzten Jahr 
wurden auf diese Art und Weise die Löh­
ne und Gehälter im Kasseler Werk um 
pauschal 5% gekürzt.

Der Mannheimer Omnibusbau soll ei­
nen „Personalüberhang“ von mehreren 
hundert Arbeiter haben. Über hundert 
der Beschäftigten sollen in das Pkw- 
Werk nach Rastatt versetzt werden, wo 
durch das Anlaufen der „A-Klasse“ 
1.600 Beschäftigte zusätzlich benötigt 
werden. Von Gaggenau und Wörth sol­
len ebenfalls Arbeiter versetzt werden. 
Für die Versetzten soll es einen finanzi­
ellen Ausgleich von 20.000 DM und eine 
Umzugsbeihilfe geben. Zugleich laufen 
für das Mannheimer Omnibus werk Ver­
handlungen, die kurz vor dem Abschluß 
stehen. Hauptknackpunkt sind die Ak­
kord- bzw. Erholzeitpausen von 5 Mi­
nuten pro Stunde, die immer noch im Ta­
rifvertrag der IG Metall Nordbaden- 
Nordwürttemberg festgeschrieben und 
auch als „Steinkühler-Pausen“ bekannt 
geworden sind. In vielen Großbetrieben 
sind die Akkordpausen zum Teil oder 
ganz, wie z.B. bei Audi Neckarsulm, ent­
gegen dem Tarifvertrag inzwischen ab­
geschafft. Ähnliches wird jetzt wohl 
auch in Mannheim vereinbart werden.

Der Betriebsrat mit dem Gesamtbe­
triebsratsvorsitzenden Feuerstein an 
der Spitze will allerdings im Gegenzug

Ein bis zwei Monatsgehälter 
für das „Firmenwohl“
Die „Berichte aus Augsburg und 
Schwaben verfolgen seit einiger Zeit die 
Planung der Firmenleitung von Klein­
dienst, der Belegschaft unbezahlte 
Mehrarbeit, Tarifbruch, Streichung von 
Lohnbestandteilen abzuverlangen. Bei­
spielhaft sollte an diesem Betrieb auf­
gezeigt werden, was derzeit landauf 
landab in allen Branchen seitens des 
Kapitals versucht wird. Inzwischen 
steht fest, daß es sich bei dem vorgese­
henen Einsparungskatalog nicht um die 
„übliche hohe Pokerei“ handelt, mit 
dem Belegschaften geschockt und die 
Betriebsräte unter Druck gesetzt wer­
den. Die ersten Beschlüsse von Be­
triebsrat und Firmenleitung liegen jetzt 
vor: Kein Grund zur Entwarnung.

Mit dem Hinweis, es sei darum gegan­
gen, die Firmen Califomia-Kleindienst 
weiterbestehen zu lassen oder nicht, 
werden von den Belegschaften des Un­
ternehmens in Augsburg, Schöllkrip­
pen und dem bundesweiten Service 10 
Mio. DM im Jahr 1997 abkassiert bzw. 
durch unbezahlte Mehrarbeit einbehal­
ten. Die Maßnahmen sehen für Augs­
burg im einzelnen folgendermaßen aus:

• Der bisher gewährte Eahrgeldzu- 
schuß wird gestrichen (ab 10 km Luft­
linie Entfernung 43% der ÖPNV-Fahrt- 
kosten).

• Fi-eiwillige Zulagen - also Einkom­
mensbestandteile, die oft anstatt einer 
Anpassung in den Lohn- und Gehalts­
gruppen gezahlt werden - können bis,zu 
50% gekürzt werden.

• Bestehende 40-Stunden-Verträge 
werden auf die tarifliche Arbeitszeit 
von 35 Stunden/Woche reduziert. Es

eine fünfjährige Beschäftigungsgaran­
tie für die rund 10.000 Beschäftigten in 
Mannheim haben. Die Beschäftigungs­
garantie, da wohl nicht einklagbar und 
nicht einigungsstellenfähig, ist aller­
dings nur eine Absichtserklärung. Wenn 
es hart auf hart kommt, ist sie wahr­
scheinlich nicht viel mehr wert als das 
Papier, auf dem sie steht. Für eine sol­
che Betriebsvereinbarung hat der Be­
triebsrat vom LKW-Werk in Wörth 
weitreichende Zugeständnisse ge­
macht.

In den kommenden vier Jahren sollen 
die Beschäftigten auf drei Prozent der 
nominalen Lohnerhöhungen verzich­
ten. Die Arbeitszeit- und Betriebsnut­
zungszeit wird weiter flexibilisiert. Die 
Zeitguthaben sollen für „betriebliche 
Qualifizierungen“ verwendet werden. 
Der Krankenstand soll auf das Daimler- 
Benz-Minusrekordniveau von 5% ge­
senkt werden.

Gewinner dieser Betriebsvereinba­
rung ist der Daimler-Benz Konzem.Vor- 
standsmitglied Zimmer meint: „Durch 
die Betriebsvereinbarung wird der Pro­
duktionsstandort Wörth wettbewerbs­
fähiger“. (scr)

Tarifabschluß in der Papier- 
und Kunststoffverarbeitung
Mit Ablauf der Erklärungsfrist am 17. 
Januar 1997 hat der Hauptverband der 
Papier, Pappe und Kunststoffe verar­
beitenden Industrie dem Tarifabschluß 
vom Dezember 1996 zugestimmt. Damit 
ist die Tarifrunde 1997 beendet.

Hier noch einmal die Ergebnisse:
• Festschreibung der Entgeltfortzah­

werden natürlich auch die Löhne und 
Gehälter entsprechend gekürzt. Für Be­
darfsfälle des Betriebs sind Ausnahmen 
möglich.

• Eine Jahresarbeitszeit wurde einge­
führt, d.h. je nach Bedarf müssen die 
Beschäftigten 26 bis 42 Stunden je Wo­
che arbeiten. Nur über den Zeitraum 
von 12 Monaten muß der Durchschnitt 
von 35 Stunden/Woche eingehalten 
werden. Allein durch diese Maßnahme 
werden im Gesamtkonzem 4,5 Mio 
Mark für Überstundenzuschläge usw. 
eingespart.

• 12 Minuten pro Tag werden als so­
genannte Wegzeit (zwischen Stempe­
luhr und Arbeitsplatz) von der Arbeits­
zeit abgezogen. Die Arbeiter und Ange­
stellten arbeiten also eine Stunde/Wo- 
che umsonst.

• Urlaubs- und Weihnachtsgeld wer­
den um insgesamt 35% reduziert. Für 
Öffnung dieser Tariflohnbestandteile - 
immerhin bis zu 80% eines Monatsein­
kommens ~ mußten die Tarifabteilung 
der IG Metall und des Bayerischen Me­
tallarbeitgeberverbands in München 
ihre Zustimmung geben. Diese Öffnung 
hat sicher zur Folge, daß weitere Betrie­
be unter dem Hinweis, ihnen gehe es 
schlecht, ähnliche Abzüge durchsetzen 
wollen.

• Außertariflichen Angestellten (ab 
ca. 8000 DM) wird das Gehalt bis zu 30% 
gekürzt. Und: „Von Mitgliedern der Ge- 
schüftsleitung wird darüber hinaus ein 
zusätzlicher Eigenbeitrag geleistet“.

Wenn man mal vom letzten Punkt, der 
sich natürlich der Kontrolle der Beleg­
schaft entzieht, absicht, lassen sich die 

lung von 100 Prozent bis 31. Dezember 
2001

• Keine Verrechnung von Kuren mit 
dem Urlaub

• Senkung der Jahressonderzahlung 
von 100 auf 95 Prozent, dafür aber:

• Zuschuß des Arbeitgebers zum 
Krankengeld bis 80 Prozent ab der 7. 
Woche für 3 Monate, um für Langzeit­
kranke Verluste aus der gesetzlichen 
Absenkung des Krankengeldes auszu­
gleichen

• Berechnung der Entgeltfortzahlung 
und des Urlaubsentgelts ohne Berück­
sichtigung der Überstunden

• Härtefallklausel: Durch freiwillige 
Betriebsvereinbarung kann die Jahres­
sonderzahlung bis zum März des Folge­
jahres auf geschoben werden; bei Nach­
weis wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
kann - gleichfalls durch freiwillige Be­
triebsvereinbarung und unter Verhand­
lungsbeteiligung und Zustimmung der 
Tarifvertragsparteien - ganz oder teil­
weise auf die Jahressonderzahlung ver­
zichtet werden, unter Ausschluß von be­
triebsbedingten Kündigungen im Fol­
gejahr

• Erhöhung der Löhne und Gehälter 
um 1,5 Prozent, der Ausbildungsvergü­
tungen um einheitlich 20 DM; Laufzeit:
1. April 1997 bis 31. März 1998;

•Verschiebung der Einführung der 35- 
Stunden-Woche um fünf Monate auf 1. 
April 1998

• Keine Maßregelung von Beschäftig­
ten aus Anlaß oder im Zusammenhang 
mit der Tarifrunde 1997 
Industriegewerkschaft Medien Haupt­
vorstand Abteilung Tarif- und Betriebs­
politik, gez. Wilma Krieger Stuttgart, 
20. Januar 1997

Für die Verbilligung 
der Arbeitskraft 
werden selbst Tarif* 
vertrage geknackt

Beschlüsse in Mark und Pfennig aus­
rechnen. Im November hatten wir noch 
„weit über 1.000 DM im Jahr“ für den 
Einzelnen geschätzt. Heute, konkret, 
kann sich ein Angestellter mit 6000 DM 
brutto Abzüge und Mehrarbeit mit ei­
nem Gegenwert von über 8000 DM aus­
rechnen. Ein anderer, bei dem Fahrtko­
stenstreichung und 40- auf 35-Stunden- 
Reduzierung voll zum Tragen kommen, 
errechnet den Verlust von zwei Monats­
gehältern im Jahr.

Für diese hohen Einbußen wird der 
Erhalt der Firma über das Jahresende 
1996 hinaus genannt. Damit ist aber 
überhaupt keine Arbeitsplatzgarantie 
verbunden. Im Gegenteil. Weiterhin 
werden Kündigungen durchgesetzt. Für 
Augsburg ist das Ziel von jetzt ca. 400 
auf „unter 300 Beschäftigte“ seitens der 
Geschäftsleitung vorgegeben.

Die Verhandlungen, die zum o.g. Er­
gebnis führten, wurden zwischen Ban- 
kenvertretem, Geschäftsführung, Be­
triebsrat und Gewerkschaftsvertretern 
geführt. Die Belegschaft insgesamt 
blieb außen vor. So gab es keine Bera- 
tungen von Vertrauensleuten mit der Be­
legschaft. Per Aushang wurde Mitte Ja­
nuar mitgeteilt, was seit Aiifang Januar 
gilt.

Die Banken haben eine monatliche 
Kontrolle der Betriebsergebnisse einge­
setzt. Davon wird auch der Betriebsrat 
nur das zu hören bekommen, was das 
Kapital für nötig erachtet. Ansonsten 
können die Arbeiter und Angestellten 
nichts kontrollieren, auch nicht, was aus 
„ihren”10 Mio DM wird. Sie sollen nur 
hoffen. Und vor allem: Arbeiten! - (jol)
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Richtungsparteitag
Anmerkungen zum PDS-Parteitag 
von Andreas Grünwald
In den Landesverbänden der PDS ha­
ben die Auswertungen der Ergebnisse 
des Parteitages vom 17.-19. Januar be­
gonnen. Andreas Grünwald aus Ham­
burg setzt sich kritisch mit dem ersten 
bewertenden Artikel in den Politischen 
Berichten 3/97 auseinander.

Der Beitrag von maf (Politische Berich­
te 3/97) verdient Widerspruch, da allein 
Vermutungen über das, was Delegierte 
gemeint haben mögen, wenn sie Entge­
gengesetztes beschließen, Auswertung 
nicht ersetzt.

Der Parteitag stand unter dem Kir­
chentagsmotto „Sozial, solidarisch und 
alternativ“, (maf) vermutet,daß die De­
legierten dies als „Konfliktkurs zum 
vorgefundenen Kapitalismus“ begrei­
fen. Und wenn Bartsch „Sozialismus“ 
erwähnt, vermutet (maf), daß dies 
„Grundlagen für innerparteiliche Soli­
darität“ schaffe. Sozialismus ist für die­
se Leute aber etwas, was dort seine 
Grenzen findet, wo der „Eigentümer das 
Interesse an der Verwertung seines Ei­
gentums verlieren würde“ (Gysi). Der 
Antrag, die „Verfügungsgewalt der Ei­
gentümer dort gesetzlich ein(zu)- 
schränk(en), wo die Kapitalverwertung 
grundlegende soziale und ökologische 
Interessen gefährdet“,fand keine Mehr­
heit.

(maf) hat andere Sorgen: „Das Ziel 
mitzuregieren könne geeignet sein, als 
Anpassung angesehen zu werden. „War 
dies die Absicht der Mehrheit?“ Ant­
wort: „Eher nicht.“ Schließlich: „Die 
Mehrheit hofft auf die Anpassung der 
Herrschenden, die sich mit der Existenz 
einer sozialistischen Option abfinden 
müßten, während in der Gesellschaft 
des Westens angenommen wird, die Par­
tei verkaufe ihr Saatgut.“ Aber es war 
doch diese Mehrheit, die auch den An­
trag, „die Frage einer Regierungsbetei­
ligung (könne sich nur dann stellen), 
Wenn diese konkrete Fortschritte für ei­
nen sozialen, ökologischen und demo­
kratischen Wandel ermöglicht“, satt ab­
schmetterte.

Väterliche Güte bei (maf) auch in zwei 
Weiteren Fragen: Obwohl Zahlreiches 
*Ur Ausgrenzung und Zentralisierung 
^schlossen wurde, sei es zu einem 
Sleichgeschalteten Statut nicht gekom­
men. Gysi sei „in zwei wichtigen Punk­
ten (Ausgrenzung der Plattformen von 
^en Parteitagen, Aufhebung der Amts- 
*eitbegrenzung) gescheitert. (...) Es geht 
also weiter.“ Zweitens: In den Reden 
v°n Gysi und Luft sei auch Vernünftiges 

finden gewesen. Das ist originell, 
^eine Erwähnung findet, daß die Man- 
^tszeitbegrenzung auf das Jahr 2001 
^lagert wurde, die Parlamentsmanda- 
e ausgeklammert sind, sich dieser 

&hize wunderbare Beschluß also in null 
'M nichts auflöst. Kein Wort darüber, 
^aß z.B. die Forderung nach Lohnaus­
gleich bei Arbeitszeitverkürzung auf ge­
lben wurde. ,
,Es war ein Richtungsparteitag. Gysi 
?atte ihn gefordert: Erstens müsse ein 
Bekenntnis zum Verfassungsstaat her- 
^skommen („demokratische Zuverläs­
sigkeit“) ; zweitens müsse der Parteitag 
Reichen für die „Marginalisierung sek- 
’ererischer Positionen“ setzen; drit- 
ens sei Politikfähigkeit durch Wandel 
nd die Bereitschaft zum Mitregieren 

gütlich zu machen. Und das fand eine 
° °hrheit. Ausnahme: die erwähnte Fra-

ge der KPF-Mandate. Daß dies allein 
Hoffnung für eine oppositionelle PDS 
begründen kaim, scheint mir fraglich. 
Entscheidend ist doch der Gesamtver­
lauf des Parteitags und dessen Wirkung: 
Die PDS wird nun im Wahlkampf im- 
mer stärker in. den realpolitischen 
Sumpf hineingetrieben. Widerstand ist 
angesichts des antiemanzipatorischen 
Zustands dieser Partei, aber auch der 
Schwäche der Linken kaum zu erwar­
ten.

In der wahlpolitischen Diskussion. 
wurde von Bisky auf die Debatte in der 
Rifondazione Comunista (RC) hinge­
wiesen. Aber RC verweigert Regie­
rungsbeteiligung und praktiziert eine 
Tolerierung, die sich aus klar erkennba­
ren inhaltlichen Kriterien ableitet und 
gleichzeitige Opposition einschließt. 
Das ist etwas anderes als die Null-Tole- 
rierung in Sachsen-Anhalt. Der Unter­
schied zwischen Gysi und Bertinotti be­
steht darin, daß letzterer, unmittelbar 
nachdem er im Parlament die Rechtsre­
gierung verhindert und Prodi möglich 
macht, den Saal verläßt, um sich an die 
Spitze einer Demonstration von Metall­
arbeitern zu stellen. Gysi versucht sich 
- nachdem er (staatsmännisch) der 
deutsch-tschechischen Erklärung seine 
Zustimmung gibt - als Redner beim köl­
nischen Karneval - und wird rausge­
schmissen.

Die BRD ist nicht Italien und die PDS 
nicht die RC. PDS = PDS = SED / ohne 
Sozialismus, das stimmt schon eher. 
Und Peter von Oertzen kritisiert an der 
PDS, daß marxistische Stalinismus- 
Kritik, eine solche von links und der Ka­
pitalismus gebrochen werden müsse. 
Das SPD-Programm von ‘89 habe noch 
immer mehr inhaltliche Substanz als 
das, was sich in der PDS in dem Ge­
schwätz von „Moderne“ und „liber­
tärem Sozialismus“ dokumentiere.

Die Sache mit der PDS ist gelaufen. Im 
Westen werden diejenigen, die sich links 
von SPD und Grünen in politischen 
Auseinandersetzungen befinden, die die 
inhaltsleere Abgedroschenheit der Lo­
sung „Kohl muß weg“ begriffen haben, 
nicht mehr für die PDS gewinnen las­
sen. Sahra Wagenknecht konnte das als 
erste miterlebßn. Bei einer Buchbespre­
chung vor 500 Hamburgern mußte sie 
sich jetzt dafür rechtfertigen, über­
haupt noch Mitglied dieser Partei zu 

, sein. Aber außer dem Hinweis, daß die­
se Partei groß sei, fiel ihr nichts ein. Der 
Parteitag wird der West-PDS die Füße 
weghauen. Auch dann, wenn der Berli­
ner Klüngel organisatorisch nicht mehr 
nachhelfen sollte. Verbleiben wird eine 
Art ostdeutscher BHE (Bund der Hei­
matvertriebenen und Entrechteten - 
Red.), der dann in Probleme gerät, wenn 
Koalitionshoffnungen sich als Seifen­
blase herausstellen. So sehr kann sich 
Gysi gar nicht anpassen, als daß ihm sei­
ne SED-Vergangenheit verziehen wird. 
So wird er sich ständig mühen, „demo- 

■kratische Zuverlässigkeit“ unter Be­
weis zu stellen.

Man kann vor Wut auf schreien. Das ist 
sicherlich hilflos. Einfaches Behar­
rungsvermögen, getreu dem Motto: 
„nichts hören,nichts sehen“, wird linke 
Interventionsfähigkeit freilich genauso 
wenig wiederherstellen.

(Andreas Grünwald ist Mitglied im Ar­
beitsausschuß der PDS/Linke Liste 
Hamburg)

SgKWn / Urlaub/LobMortzahiung/Kfankena
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Vermachen

Die Plattmacher

: c v.

„Den Sozialstaat 
verteidigen?“- 
Warum auch nicht?

Wir setzen mit einem Beitrag aus der 
KAZ-Gruppe die Kontroverse um den 
„Sozialstaat“ (siehe zuletzt Politische 
Berichte 26/96) fort.

1. In ihrem Beitrag „Warum die Linke 
nicht um den Erhalt des Sozialstaats 
betteln sollte“ konstatiert die Göttinger 
Naturfreundejugend, daß wir uns in ei­
ner Situation befinden, in der „die Pfei­
ler der bürgerlichen Hegemonie in der 
Arbeiterklasse, SPD und Gewerkschaf­
ten, bröckeln“, die Arbeiterklasse sich 
„radikalisiert“ und charakterisiert die­
se Entwicklung als „Abwendung von 
Teilen der Arbeiterschaft vom derzeiti­
gen Klassenkompromiß“. Da sie sich 
nach rechts vollziehe, müsse die Linke 
eine Strategie entwickeln, „den Klas­
senkompromiß von links aufzulösen“; 
jene könne jedoch nicht im „Klassen­
kampf von unten zur Rettung des Sozi­
alstaats“ bestehen, weil der Sozialstaat 
ja gerade ein Teil des Klassenkompro­
misses zum Erhalt des sozialen Friedens 
sei. „Deshalb wollen die Herrschenden 
den Sozialstaat um jeden Preis erhal­
ten“. Mit dem Zitat von Edmund Stoi­
ber („Wenn dieses Land die Zahl von 
fünf bis sechs Millionen Arbeitslosen er­
reicht, reißt das soziale Netz. Dann wird 
dieses Land vor gewaltigen Unruhen 
stehen.“) wird suggeriert, die Herr­
schenden würden eine revolutionäre 
Krise fürchten. Die Bestrebungen von 
Linken, insbesondere der DKP und der 
PDS1, so eine Entwicklung aufzuhalten, 
werden auf dieser Grundlage als sinn­
los, ja kontraproduktiv verurteilt und 
polemisch als „Betteln“ und „Winseln“ 
um den Erhalt des Sozialstaats abgetan.

Letzteres scheint der Grund zu sein, 
aus dem heraus manche Genossen der 
KAZ-Gruppe diesen Beitrag als „eine 
richtige Erfrischung“ empfinden und 
sich nur am Rande oder gar nicht zu der 
dort entwickelten Einschätzung und 
Strategie äußern, obwohl „dazu Klä­
rung dringend notwendig wäre“, wie 
Genosse Corell seinen Beitrag beendet, 
nachdem er immerhin die Frage aufge­
worfen hat, „was die Differenzierung in 
der Arbeiterklasse mit dem Zerfall der 
bürgerlichen Hegemonie“ zu tun hat. 
Wir hoffen, mit folgenden Erwägungen 
etwas zur Klärung beitragen zu können.

Wir teilen mit Genossen Corell die An­

sicht, daß die scheinbare Radikalisie­
rung von Teilen der Arbeiterklasse 
nichts mit dem Zerfall bürgerlicher He­
gemonie zu tun hat. Sie ist keine Abkehr 
vom sozialen Frieden2, denn der Kapi­
talismus steht fester denn je, wenn Ar­
beiter den Faschisten und Rassisten hin­
terherlaufen, in ihren ausländischen 
Kollegen ihren Feind sehen und dazu 
auch noch glauben, besonders radikal 
für ihre eigenen Interessen einzustehen. 
Es ist auch kein Zerfall bürgerlicher He­
gemonie, wenn immer mehr Menschen 
auf die Ungerechtigkeit schlechthin und 
auf die Parteien und Politiker schimp­
fen, solange sie sich selber für völlig 
machtlos halten und glauben, daß nicht 
Betriebsrat oder Gewerkschaft,sondern 
die BiZd-Zeitung ihre Probleme lösen 
kann, wie uns eine erfolgreiche Kino­
werbung weismachen will. Sondern die 
Bourgeoisie gewinnt in diesem Ent­
wicklungsprozeß sogar an Stärke: muß­
te sie an den Reformismus gewisse Zu­
geständnisse machen (diese waren un­
umgänglich, damit die Menschen über­
haupt an ihn glauben), so kann sie dem 
desorganisierten, desillusionierten und 
resignierten Teil der Arbeiterklasse so 
ziemlich alles auftischen, ohne daß die­
ser zu einer Abwehr fähig wäre. Denn 
der wichtigsten potentiellen Kampfor­
ganisation seiner Klasse hat er ja den 
Rücken gekehrt, und so bleiben ihm die 
Kampforganisationen der Bourgeoisie, 
in denen nicht für die 35-Stunden-Wo- 
che, sondern für einen Platz an der Son­
ne gekämpft wird? Es wäre ja nicht das 
erste Mal, daß Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften als Stütze des Kapitals 
ausgedient hätten. Deswegen ist es not­
wendig, genau zu beobachten, auf wel­
che politischen und ideologischen Mit­
tel der Imperialismus seine Herrschaft 
stützt.

In der Tat können wir gerade eine Ent­
wicklung beobachten, in der die Sozial­
demokratie als Hauptstütze der bürger­
lichen Hegemonie in der Arbeiterklasse 
- und damit verbunden der Klassen­
kompromiß „Sozialstaat“ - abgelöst 
wird. Durch die fortschreitende Ent­
rechtung der Arbeiterklasse, der Her­
vorhebung des Blutrechts gegenüber ei­
nem demokratischen Staatsbürger­
schaftsrecht in gesetzlicher Praxis und 
rcgierungsoffizicHor Ideologie, durch 
die zunehmende Deklassierung immer
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breiterer Teile der Arbeiterklasse unter 
dem Vorzeichen antikommunistischer 
Hetze und nationalistischer Standort­
ideologie, entwickelt sich ein Potential 
an Menschen, das den Herrschenden als 
faschistische Massenbasis dienen kann. 
Auch hier wäre die BiZd-Zeitung er­
wähnenswert, da sie zum einen über 
eine Massenverbreitung verfügt, zum 
anderen mit ihrer Plakataktion unter 
dem Schlachtruf nach Gerechtigkeit an 
der Formierung dieser Basis aktiv teil­
nimmt? Das (aufhaltsame) Ende einer 
solchen Entwicklung ist aus der Ge­
schichte bekannt: eine sich sozial gerie­
rende faschistische Bewegung als 
Hauptstütze der Bourgeoisie und damit 
verbunden sozialer Frieden (oder besser 
Friedhofsruhe) im Innern und Krieg 
nach außen. Dann hat die Arbeiterklas­
se im wesentlichen auf gehört, für ihre 
Interessen zu kämpfen, und das Kapital 
muß ihr nichts mehr zugestehen und 
braucht keine Sozialdemokratie mehr, 
um das Proletariat ruhigzustellen, son­
dern das Gift des Nationalismus und 
Rassismus, um.sie in den Krieg schicken 
zu können. (Man braucht also nicht mei­

nen, daß der bayerische Ministerpräsi­
dent den „bevorstehenden Unruhen“ 
mit besonderer Angst entgegenblickt, 
nur weil er sein Klientel darauf ein- 
stimmt.)

Somit stellt sich ernsthaft die Frage, 
ob es überhaupt möglich sein kann, eine 
solche Entwicklung revolutionär zu 
nutzen, wie es die Naturfreunde]ugend 
Göttingen vorschlägt.

Die Teile der Arbeiterklasse, die be­
reits verhetzt sind und auf Seiten der Fa­
schisten stehen, sind für unsere Agitati­
on und Propaganda nicht mehr erreich­
bar. (Sie könnten nur noch durch sicht­
bare Erfolge einer starken Einheits­
frontbewegung überzeugt werden, die 
es jedoch zur Zeit nicht gibt.)

Die revolutionären Teile der Arbeiter­
klasse sind viel zu schwach, um alleine 
irgendwelche Kämpfe zu initiieren.

Die Mehrheit des Proletariats, die 
noch irgendwelche Hoffnungen oder Er­
wartungen mit der Sozialdemokratie 
verbindet, sowie SPD und Gewerk­
schaften selber sind mit der Tatsache 
konfrontiert, daß der Reformismus ob­
jektiv am Ende ist. Seine Basis war die 

Stärke der Arbeiterbewegung, nicht zu­
letzt die Existenz der sozialistischen 
Staaten. Aufgrund der weltweiten Nie­
derlage der Arbeiterbewegung ist das 
Kapital heute ohne größere Klassenaus­
einandersetzungen nicht mehr zu Zuge­
ständnissen bereit. Im Gegenteil, die 
sich seit‘89 rapide verschärfende impe­
rialistische Konkurrenz zwingt das Ka­
pital sogar, die Gelder über die sein 
Staat verfügt, in seine Kriegskassen zu 
leiten. Nun zerplatzen die Illusionen, die 
der Reformismus über die Machbarkeit 
eines humanen Kapitalismus verbreiten 
konnte, und der Reformismus steht vor 
der Entscheidung, auf die eigene Kraft 
vertrauend zu kämpfen oder der Reak­
tion das Feld zu überlassen bzw. sich 
dem Kapital als der bessere Verwalter 
seiner Interessen anzudienen. In der Tat 
existieren beide Linien nebeneinander. 
Letztere treibt mit Sicherheit weitere 
Teile der Arbeiterklasse in die Arme der 
Reaktion und schwächt SPD und Ge­
werkschaften noch mehr, weshalb es 
durchaus die Tendenz gibt, dem Wider­
stand entgegenzusetzen, was - unab­
hängig vom Willen der Agierenden -

nicht möglich ist, ohne den Klassen­
kampf zu führen. Da jedoch jedem be­
wußt ist, daß Erfolge im Kampf nicht 
mehr so leicht zu haben sind wie früher 
und ein verlorener Kampf ebenfalls ver­
heerende Auswirkungen haben kann, 
zudem die Furcht vor der Auseinander­
setzung manche abschreckt, gibt es die 
entgegengesetzte Tendenz.5 • »

Kommunisten sollten deshalb versu­
chen, derart in diesen Widerspruch ein­
zugreifen, daß in der Sozialdemokratie 
Tendenzen zum Widerstand verfolgt 
werden. Das neue an dieser Aufgabe ist, 
daß die Suche nach „dritten Wegen“ zu­
nehmend ihre Grundlage verliert; es 
gibt nur Kampf oder Kapitulation. So 
ist der Erhalt des Sozialstaats’, der so­
zialen Errungenschaften nur durch 
Klassenkampf möglich. Das spezifisch 
Reformistische, die Illusionen, die mit 
dem Sozialstaat verbunden waren, der 
soziale Friede, den das Kapital im 
Tausch erhielt, gerade diese Faktoren 
sind heute eben nicht Bestandteil des 
Kampfes. Es erscheint uns nicht sinn­
voll, in einer Situation, in der der Kampf 
um den Erhalt der sozialen Errungen-

Whatis left? Who is
vifallt O Eine neue Übersichtlichkeit 
I lyill ■ Von Wal Buchenberg

Sozialstaat? Wie kommen wir zu einer 
praktischen Kritik?, hatten Martin 
Fochler in einem Beitrag zur Sozial­
staats-Kontroverse in den Politischen 
Berichten 26/96 gefragt. An diese Fra­
gestellung knüpft Wal Buchenberg mit 
seinem folgenden Beitrag an.

Spätestens seit der trotz Massenar­
beitslosigkeit erfolgreichen Streikbe­
wegung gegen den von Regierung und

I Unternehmen geplanten Diebstahl an 
I der Lohnfortzahlung wird wieder offen 
I von den beiden Extremen unserer Ge­

sellschaft aus gedacht und gehandelt:
I von den wenigen großen Kapitalherren 
I auf der einen Seite und den vielen Ar- 
I beitem und Lohnabhängigen auf der 
I anderen Seite. Dazwischen suchen sich 

alle anderen gesellschaftlichen Kräfte
I ihren Platz. Also endlich wieder klare
I (Klassen)Verhältnisse und weiter im 

Text von MEW Band 23? Nicht ganz:
I Es demonstrierten und protestierten 

auch Kassenärztinnen mit Goldkett-
I chen; in Italien streikten die Fußball- 
I millionäre, um endlich wie Arbeiter be- 
I handelt zu werden. Immer mehr ehe- 
I malige Minister und Staatspräsidenten 
I landen vor Gericht, teils weil in der 
I DDR einem ganzen Regierungsapparat 
I mit den Regierten auch Amt und Wür- 
I de abhanden kamen, teils weil immer 
I mehr „Staatsdiener“ in Europa mit 
I bürokratischen Mitteln auf die politi- 
I sehe Krise reagieren und die Gesetze, 

die sie bisher nur gegen uns Unterta­
nen angewandt hatten, zunehmend 

I auch gegen die Mächtigen wenden. In 
die frei werdenden Ministersessel 
drängen dafür frühere Turnschuhrevo­
lutionäre. Die Welt gerät in Bewegung 
- aber wo bewegt sie sich hin?

Früher gab es den einfachen Kompaß 
„links - rechts“ gleich „progressiv - re­
aktionär“. Aber immer weniger Leute 
wollen „links“ sein,und auch „Rechts“ 
ist ziemlich aus der Mode. Dagegen 
siegt sich die Bezeichnung „progressiv“ 
scheinbar zu Tode: Niemand will „re­
aktionär“ oder rückschrittlich sein, 
fast alle kommen inzwischen „fort­
schrittlich“ daher.

Die üblen Verhältnisse drücken aufs

Gemüt, aber uns fehlen passende Wor­
te, darüber zu sprechen.

Mein Vorschlag zur Neuorientierung 
auf dem politischen Kampfplatz möch­
te auf so traditionsreiche Begriffe wie 
„rechts - links“ und „progressiv - re­
aktionär“ nicht verzichten, vielmehr 
diese Terminologie, die bisher neben- 
und durcheinander verwendet wurde, 
aufeinander beziehen und miteinander 
verbinden. Wie sich herausstellt, erhal­
ten abgenutzte Begriffe dadurch analy­
tische Schärfe.

Zunächst unterteile ich das Feld der 
politischen Auseinandersetzung in be­
harrende und in bewegende Kräfte. 
Alle beharrenden Kräfte, die den Sta­
tus quo oder die „Realitäten“, wie sie 
das nennen, „wohl oder übel“ akzep­
tieren und im wesentlichen erhalten 
wollen, nenne ich konservativ oder die 
Mitte. Diese Mitte trägt immer noch die 
Regierung, und dort streiten sich zwi­
schen dem „wohl“ akzeptieren und dem 
„übel“ akzeptieren die pfäffisch verlo­
genen Konservativen („uns geht’s ja 
noch Gold“) mit den realpolitischen 
Konservativen („Schlimmeres verhü­
ten!“) um Kanzlersessel und Minister­
polster.

Von dieser politischen Mitte streben 
alle bewegenden Kräfte weg, die mit 
dem Status quo unzufrieden sind. Die­
se bewegenden Kräfte gehen alle davon 
aus, daß die politische Lage unhaltbar 
und umstritten ist und daß einschnei­
dende Änderungen nötig sind. Je nach­
dem, ob der von ihnen erstrebte gesell­
schaftliche Zustand in der Vergangen­
heit oder in der Zukunft liegt, unter­
scheiden sich diese Kräfte in progres­
sive und rückschrittliche Strömungen. 
(Dabei sollen diese Begriffe zunächst 
nur einen beschreibenden, noch keinen 
wertenden Inhalt haben.) Beide Strö­
mungen trennen sich aber je nach dem 
gesellschaftlichen Boden, auf dem sie 
ihre Änderungen verwirklichen wollen:

Wir erhalten so eine progressive Lin­
ke (Anarchisten, Sozialisten, Kommu­
nisten) und eine progressive Rechte 
(kapitalistische Modernisierer, aber 
auch antiamerikanische und antimo­
nopolistische Bestrebungen auf kapi­

talistischer Grundlage). Beide Rich­
tungen suchen politische Lösungen für 
heutige Probleme in der Zukunft.

Ebenso unterteilen sich die Rück­
schrittler in eine rückschrittliche Lin­
ke (für einen Honecker- oder Gorbat- 
schow-Sozialismus, aber auch Land- 
kommunen-Idylle) und in eine rück­
schrittliche Rechte (für ein Nazi­
deutschland, aber auch „Ausländer- 
raus “ -Bewegungen).

Diesen beiden Bewegungen ist ge­
meinsam, daß sie geschichtlich über­
holte Zustände wieder herstellen wol­
len.

Praktische Bedeutung hat diese Un­
terteilung in progressive und rück­
schrittliche Strömungen, weil progres­
sive Gegner notwendig anders kriti­
siert und bekämpft werden müssen als 
rückschrittliche Gegner. Die Rück­
schrittler kann und muß man unter 
Rückgriff auf die allgemeine Erfahrung 
widerlegen. Da solche Erfahrungen 
weit verbreitet sind, finden offen rück­
schrittliche Bewegungen nur wenig 
Anklang. Progressive Gegner dagegen 
können zunächst nur theoretisch kriti­
siert werden und sind schwerer zu wi­
derlegen. Tatsache ist, daß unsere Ver­
hältnisse nach Änderung drängen. Da­
her findet jeder, der künftige Lösungen 
verspricht, mindestens Interesse, wenn 
nicht Anhang.

So einfach diese Unterteilung auch 
scheint, sie bleibt noch an der politi­
schen Oberfläche. Denn die verschie­
denen politischen Strömungen werden 
so nach ihren politischen Absichten un­
terschieden, und der gesunde (materia­
listisch denkende) Menschenverstand 
weiß, daß die Menschen viele Absichten 
haben, es aber meistens anders heraus­
kommt. Wer erfolgreich Politik machen 
will, wird sich ja auch nicht darauf ver­
lassen wollen, daß der Gegner 
grundsätzlich keine Fehler macht und 
daß daher alles abzulehnen ist, was der 
Gegner vorschlägt.

Um das politische Geschehen nicht 
nur kritisch zu beobachten, sondern um 
auch praktisch eingreifen zu können, 
braucht es eine praktische Orientie­
rung, und die kann nicht in den Unter­
scheidungen „vorwärts, rückwärts, 
rechts und links“ liegen. Grundlegen­
der als diese vier politischen Richtun­
gen ist in unserer Klassengesellschaft 
die Trennung von oben und unten. So 
gibt es zwar auf alle politischen Fragen 
eine „rechte“ und eine „linke“ Ant­
wort: Ob Frauen abtreiben sollen oder 
nicht, ob eine bestimmte Straße gebaut 

werden soll oder nicht, ob ein Atomla­
ger beschickt werden soll oder nicht, ob 
mehr ausländische Zuwanderer kom­
men sollen oder nicht. Dieser theoreti­
sche Streit ist wichtig, aber sobald es 
praktisch wird, stellt sich die mit jeder 
politischen Maßnahme notwendig ver­
bundene Frage, wer jetzt und in Zu­
kunft darüber zu entscheiden hat. Mit 
der theoretischen Frage, ob jemand für 
oder gegen Abtreibungen ist, ist die 
praktische Frage verbunden, ob die Be­
troffenen oder die Bürokratie darüber 
zu entscheiden haben. An der theoreti­
schen Frage, ob jemand für mehr oder 
weniger Zuzug aus dem Ausland ist, 
hängt die praktische Frage, daß die 
Entscheidung darüber der Bürokratie 
genommen werden muß und zum Bei­
spiel bei Wirtschaftsimmigranten den 
DGB-Gewerkschaften als den näch­
sten Betroffenen (bzw. deren Vertre­
tung) überlassen werden kann. Bei je­
der praktischen Forderung und Maß­
nahme kommt es entscheidend darauf 
an, ob eine bürokratische oder eine de­
mokratische Lösung gesucht wird.

Die politische Strategie danach aus­
richten, ob politische Lösungen „denen 
da oben“ oder „denen da unten“ die 
Entscheidungsmacht geben, ganz egal 
ob man inhaltlich eine Forderung teilt 
oder nicht, das heißt die Machtfrage so 
stellen, daß sie für die wirklichen Mehr­
heiten, für Millionen von Menschen at­
traktiv ist. Und wer dabei nicht die 
Grundüberzeugung teilt, daß die große 
Mehrheit der Bevölkerung im großen 
und ganzen herausfindet - wenn sie nur 
gelassen wird -, was die richtigen Ent­
scheidungen sind, der/die ist und bleibt 
ein(e) hoffnungslose(r) Bürokrat(in).

Von den Gewerkschaften wird allge­
mein anerkannt, daß diese Kampforga­
nisationen um so stärker sind, je mehr 
Menschen unterschiedlicher Anschau­
ungen sich an ihren Aktionen beteili­
gen. Aber auch alle politischen Bewe­
gungen in Deutschland der letzten 
Jahrzehnte, angefangen von der Frau­
enbewegung über die Friedensbewe­
gung, über die Ökologiebewegung bis 
zur Demokratiebewegung in der DDR, 
die den Honecker-Apparat verjagt hat, 
waren nicht „linke“ oder „rechte“ Be­
wegungen, sondern wirkliche demo­
kratische Mehrheitsbewegungen, in 
denen sich linke und rechte, fort­
schrittliche und rückschrittliche Strö­
mungen gegen die Staatsbürokratie zu­
sammenschlossen. Und alle diese Be­
wegungen waren ziemlich erfolgreich. 
Wer die Signale hören will, der höre!
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schäften eine gemeinsame Basis für re­
volutionäre und reformistische Teile der 
Arbeiterklasse darstellen kann, mit dem 
Verweis auf das „Ständische“ am Sozi­
alstaat und den damit verbundenen re­
formistischen Gefahren, diesen Klas- 

’senkampf nicht führen zu wollen. In die­
sem Zusammenhang halten wir es ins­
besondere für unangebracht, wenn Ge­
nosse Corell Parallelen über das „Treue- 
und Fürsorgeverhältnis“, das vom 
„deutschen Faschismus zur Staatsräson 
erklärt“ wurde, zur „gesamten Arbeits­
und Sozialgesetzgebung“ der BRD 
zieht. Solche fragwürdigen Hinweise 
sind nur dazu geeignet, die Basis für den 
gemeinsamen Kampf zu schwächen.

2. In der ganzen Diskussion wurde wie- 
derholt den staatlichen sozialen Ein­
richtungen die selbständige Arbeiter­
kasse gegenüber gestellt. So merkt z.B. 
Genosse Corell an, daß die „von Staats 
wegen per Steuern und Sozialabgaben 
abgezwackt (en)... Gelder ... zur Manö- 
vriermasse des Staates und der ihn be­
herrschenden Kräfte“ werden, also z.B. 
zur Kriegsführung gebraucht werden 
können. Dieses System sei von Bismarck

TERMINE

2. März: Kommunalwahlen in Hessen

8J9. März: Frühjahrsarbeitstreffen der 
Gruppe Kommunistische Arbeiterzeitung 
im Raum Heidelberg. U.a. Bericht der neu­
en Redaktion, Bericht der Genossen, die 
der DKP beitreten wollen. Infos und An­
meldungen bei der KAZ-Redaktion, 
Schwanthalerstr. 139,80339 München.

14., 15. und 16. März: Marxismus an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert: Bilanz und 
Perspektiven. Bundesweite offene wissen­
schaftliche Tagung an der Uni Hannover 
(Conti-Hochhaus, Königsworther Platz 1) 
Eröffnungsplenum:Marx, Marxismus, so­
zialistische Bewegung (Einleitungsrefera­
te mit Diskussion) Podiumsdiskussionen:+ 
Kapitalismus am Ende des 20. Jahrhun­
derts: + sozialökonomische Analyse + Klas­
sengesellschaft und Individualisierung + 
Demokratie, Menschenrechte, Sozialismus 
+ Hat Klassenbewegung Zukunft? - Ge­
werkschaften EinführungsvorträgeNor- 
denker des Marxismus für das 21. Jahr­
hundert U.a. zu Rosa Luxemburg, Bertolt 
Brecht, Antonio Gramsci, Walter Benja­
min, Georg Lukacs. Workshops: Etwa 30 
Workshops zu Einzelthemen in autonomer 
Gestaltung ihrer jeweiligen Träger, Kom­
munikation, Vernetzung ... Präsentation 
und Diskussion der marxistischen Linken 
in der Bundesrepublik. Breites Spektrum. 
Starke Beteiligung Ost. Tagungsbeitrag 
DM 20.-/30.- sowie preiswerte Verpfle- 
gungs- und Übernachtungsangebote. 
Initiatorenkreis: Joachim Bischoff (Ham­
burg), Frank Deppe (Marburg), Uwe-Jens 
Heuer (Berlin/Bonn), Heinz Jung (Frank­
furt/ M.), EYed Schmid (München/Essen). 
Unterstützt von Zeitschriften,Vereinigun­
gen, Arbeitsgruppen der marxistischen 
Linken in der Bundesrepublik.
•Jetzt schon vormerken - oder noch besser: 
anmelden* an: Marxismus-Tagung, c/o 
IMSF e.V., Kölner Straße 66,60327 Frank- 
furt/M.

15. März: Tagung der Arbeitsgemeinschaft 
Politische Berichte in Köln, Jugendgäste­
haus, An der Schanz.
15./16. März: Frühjahrstagung der Bun­
deskonferenz BWK in Köln.

22./23. März: Kommunalpolitische Konfe­
renz der PDS in Leipzig.

31. Mai: öffentliches Jahrestreffen von Re­
daktion und Herausgabekreis des „Kurdi­
stan-Rundbriefs“ in Köln-Riehl, Jugend­
gästehaus, An der Schanz.

31.7.-3.8. Linke Sommerschule in Schncp- 
fcnthal

20.-31.8.: UZ-Prcsscfcst in Dortmund. 

eingerichtet worden, „damit die Arbei­
ter ihre soziale Sicherung nicht auf ei­
genes Konto und gegen den Staat und 
die Bourgeoisie in die Hand nähmen“. 
Es erscheint uns fragwürdig, solche 
Überlegungen ohne Bezug zu Zeit und 
Raum in die Diskussion einzubringen. 
In Anbetracht des gegenwärtigen Kräf­
teverhältnisses, des Organisationsgrads 
der Arbeiterklasse und des Stands der 
aktuellen Auseinandersetzung ist die 
Einführung von selbständigen Arbei- 
terkässen unmöglich und ihre Propa­
gierung unverantwortlich.7 Schon seit 
längerem macht sich durch die zuneh­
mende Arbeitslosigkeit sowie die ver­
stärkte Flexibilisierung ein Trend zur 
privaten Vorsorge bemerkbar. Immer 
mehr Menschen sind „freiberuflich 
tätig oder machen sich „selbständig“ 
und müssen für Gesundheits-, Alters­
vorsorge oder Arbeitslosigkeit" selber 
aufkommen. Diese Tendenz wird ja auch 
bewußt von der Reaktion gefördert, weil 
sie möchte, daß die Leute selber für sich 
sorgen und keine Ansprüche mehr an 
den Staat stellen. Die Vorstellung, daß es 
in einer entwickelten Gesellschaft die 
Aufgabe des Staates sein könne und 
müsse, wenigstens für ein Mindestmaß 
an sozialen Absicherungen zu sorgen, 
wird so aus dem Bewußtsein der Men­
schen vertrieben. Eine solche Entwick­
lung kann eigentlich keinen Kommuni­
sten freuen, gerade dann nicht, wenn er 
weiß, daß der kapitalistische Staat so­
wieso nie etwas mit den Interessen der 
Werktätigen am Hut hatte. Heute die 
Arbeiterkassen hochzuhalten, läuft auf 
die Propagierung der Selbstversorgung 
hinaus und verstärkt damit jene Ten­
denz: Wir versichern uns selber, dann 
braucht uns nicht mehr kümmern, was 
der Staat macht, der Klassenkampf gin­
ge dann, wie Genossin Erika in ihrem 
Beitrag fordert „wirklich nur um die 
Mark und die Stunde“, und „nicht um 
soziale Rechte“. (Wenn die Genossin 
ihre Forderung auch aus anderen Grün-

- den herleitet - zu denen Genosse Wolf 
und Genosse M. Fochler bereits einiges 
gesagt haben so landet sie doch ge­
nauso dabei, den Abbau der sozialen Er­
rungenschaften zu verharmlosen.)

Sozialhilfe, Erwerbslosenunterstüt­
zung, Kündigungsschutz, Wohngeld, 
Mietpreisbegrenzungen, all diese sozia­
len Rechte und Errungenschaften die­
nen dazu, die Konkurrenz in der Arbei­
terklasse abzuschwächen und ihre Soli­
darität zu stärken, weswegen sie sie vor 
allem auch im Interesse ihres Kampfes 
verteidigen muß. Der Abbau der Bil­
dung (Streichung des 13. Schuljahres, 
Streichung von Lehrmitteln, von Bafög, 
Massenuniversitäten zu Eliteuniver­
sitäten, von der Zementierung des stän­
dischen Schulsystems ganz zu schwei­
gen) schwächt die Arbeiterklasse und ist 
von Standpunkt der Demokratie 
äußerst bedenklich. Für all diese sozia­
len Faktoren lassen sich Bündnispart­
ner im Kampf um sie finden, entgegen 
der Ansicht von Genossin Erika, das 
Proletariat stünde heute alleine. Die 
Kämpfe, die unweigerlich stattfinden 
werden, werden um diese Errungen­
schaften geführt werden und müssen 
von uns genutzt werden, um die Massen 
an die soziale Revolution heranzu­
führen.

Flo B., MB (Mitglieder der Gruppe Kommu­
nistische Arbeiterzeitung und der DKP)

1 Dies geht aus dem Schlußsatz des Artikels 
hervor, in dem in diesem Zusammenhang der 
„neue Gesellschaftsvertrag" und die „anti­
monopolistische Demokratie“ genannt wer­
den.
2 Nach der ersten Zwischenüberschrift in dem 
Göttinger Artikel kommt eine gewisse Be­
griffsverwirrung auf, indem „Erhaltung des 
Sozialstaats“ und „Erhaltung des sozialen 
Friedens“ glcichgcsctzt werden. Das ist aber 
nicht dasselbe. Das Kapital hat in aller Regel 

ein Interesse am „sozialen Frieden“, also dar­
an, daß der Klassenkampf nicht offen aus­
bricht. Aber es ist ein Irrtum, daß die Bourge­
oisie für die Erhaltung des „sozialen Frie­
dens“ nur eine Option hätte, nämlich eine Po­
litik von reformistischen Zugeständnissen an 
die Werktätigen, die sich dann mit euphori­
schen Begriffen wie „Sozialstaat“ in die Illu­
sion ummünzen lassen, die Arbeiter könnten 
mit diesem System ihren Frieden machen.

Sondern die Herrschenden können diesen 
„Frieden“ auch mit Gewalt herstellen, durch 
Abbau demokratischer Rechte, Ausbau des 
staatlichen Gewaltapparats, durch Zer­
störung der Arbeiterorganisationen, Ein­
schüchterung und Vereinzelung.

Und schließlich kann die Bourgeoisie dump­
fe Radikalisierungstendenzen im Kleinbür­
gertum aber auch unter Arbeitern, bei denen 
nicht einmal mehr Ansätze oder Überreste von 
Klassenbewußtsein vorhanden sind, dadurch 
kanalisieren, daß sie Arbeiter gegen Arbeiter 
hetzt, Arbeiter gegen Sozialhilfeempfänger 
und Asylsuchende, Deutsche gegen „Auslän­
der“.

Wenn ein Arbeiter seine Wut auf „die da 
oben“ an seinesgleichen ausläßt, insbesonde­
re an noch Rechtloseren und Wehrloseren, 
dann kann das durchaus der Erhaltung des 
„sozialen Frieden“, der Unterdrückung des 
Kampfes der Arbeit gegen das Kapital dienen.

Dabei entscheidet sich die herrschende 
Klasse keineswegs ausschließlich für eine die­
se Optionen, und auch worauf der Schwer­
punkt in den Kombinationen dieser Methoden 
liegt, verändert und entwickelt sich unter er­
heblichen Widersprüchen zwischen Kapital­
vertretern und zwischen ihren politischen 
Handlangem.

Aber eindeutig geht die Entwicklung weg 
von einer Politik systemstabilisierender Zu­
geständnisse an die Massen hin zu offener Re­
aktion und Schaffung einer faschistischen 
Massenbasis.

Diejenigen rechten SPD- und Gewerk­
schaftsführer, die nach wie vor Zugeständnis­
se der Arbeiter gegenüber den Kapitalisten 
durchsetzen, für die sie nicht mehr das ge­
ringste Zugeständnis ihrer „Sozialpartner“ 
erhalten, tun dies in der Illusion ihrer Unent- 
behrlicheit für die Bourgeoisie. Und wir 
fürchten, daß mancher radikale Linke mit Ar­
gumenten wie die Göttinger Genossen dem­
selben Trugschluß gleichsam mit umgekehr­
tem Vorzeichen aufsitzt.

Als sich während der Weltwirtschaftskrise 
rechte Gewerkschaftsführer den Herrschen­
den als „Arzt am Krankenbett des Kapitalis­
mus“ andienten, da päppelten diese bereits 
den Metzger Hitler und seine Bewegung hoch, 
dem einige Jahre später die Staatsgewalt 
übergeben und auch noch die staatstragend­
sten sozialdemokratischen Führer geopfert 
wurden.

An dieser Erfahrung sollte sich auch die 
Bündnispolitik von Kommunisten,klassenbe­
wußten Arbeitern und revolutionären Men­
schen angesichts der absehbaren Entwicklun­
gen orientieren.
2 Selbst wenn diese Entwicklung nicht immer 
offensichtlicher in faschistischen Bahnen ver­
laufen würde, könnte sie den Kapitalismus 
nicht gefährden. So können die Armuts- und 
Elendsunruhen in den USA zwar den kapita­
listischen Geschäftsalltag etwas durcheinan­
derbringen, aber nicht mehr als einen - zudem 
marginalen - finanziellen Schaden anrichten. 
4 Sie bedient in dieser Propaganda antikapi­
talistische Ressentiments und vermischt die­
se mit der Hetze gegen sozial noch Schwäche­
re.
5 Daß dieses Dilemma von der Sozialdemo­
kratie nicht erkannt und problematisiert 
wird, führt zu den absurden Kaminge­
sprächen, zu denen die Gewerkschaftsführer 
ohne Verhandlungsmasse erscheinen und sich 
entsprechend lächerlich machen.
6 Uns ist klar, daß dieses Wort irreführend ist, 
da es sich weder um eine besondere Gesell­
schaftsform, noch um eine besondere Herr­
schaftsform des Kapitals handelt. Dennoch 
halten wir es für legitim, diesen Begriff dort 
zu gebrauchen, wo er dasselbe ausdrückt, wie 
„soziale Errungenschaften".
7 Im übrigen wäre anzumerken, daß die ge­
werkschaftlichen Arbeiterkassen teilweise
auch ein Problem für die Arbeiterbewegung 
waren, weil sie dem Reformismus ideologisch 
(„Wenn man für sich selber sorgt, ist ein Aus­
kommen im Kapitalismus schon möglich") 
und personell (Arbeiteraristokratie) eine wei­
tere Basis geboten haben. Auch gab es nie eine 
Absicherung, daß das Kapital oder sein Staat 
nicht auch an deren Gelder herankommen,in­
dem sie sic z.B. durch Bestechung und Intri­
gen bankrott machen und die Fiktstückchen 
an sich reißen (Co-op, BfG,,..).
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Leseempfehlung

„Wir und Sie“ Zur Rolle deutscher Dichtung fü 
des deutschen Wesens

Das Erstarken der BRD und damit ein­
hergehend des deutschen Nationalis­
mus hat zwar vor allem zu einer 
Schwächung kritischer Positionen und 
zu weitreichender Anpassung der poli­
tischen Opposition speziell im Westen 
geführt - sichtbar vor allem in der dis­
kutierten und praktizierten Neube­
stimmung deutscher Außen- und Mi­
litärpolitik. Um so mehr Beachtung 
aber ist der Entwicklung einer Kritik zu 
schenken, die sich mit Entstehen und 
Wirken der „deutschen Ideologie“ be­
faßt und für den Widerstand gegen deut­
sches Hegemoniestreben, gegen die 
Herausbildung eines „4. Reiches “ reich­
haltiges Material bereitstellt.

So erschien im letzten Jahr unter dem 
Titel Machtphantasie Deutschland eine 
Aufsatzsammlung, die „Nationalismus, 
Männlichkeit und Fremdenhaß im Va­
terlandsdiskurs des 18. Jahrhunderts" 
untersucht.1

Im Diskurs der französischen Auf­
klärung sind mit dem Begriff Vaterland 
immerhin politische Konzeptionen wie 
Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit ver­
bunden, jedenfalls bis zum Ende des 18. 
Jahrhunderts überwiegend. Das heißt, 
die sich in Frankreich herausbildende 
bürgerliche .Lebensweise - als zusam­
menfassender Begriff für Institutionen, 
soziale und politische Praktiken, Ethi­
ken, Symboliken - schöpfte ihre Legiti­
mation ganz wesentlich aus der Auto­
rität der politischen Idee der freien Ge­
meinschaft Gleicher. (Entsprechend 
verbinden die französischen Aufklärer 
etwa mit dem Begriff Volk keine Blut- 
und Boden-Vorstellungen; für ihre De­
finition von Volk ist die Arbeit, und zwar 
die nicht über Produktionsmittel verfü­
gende Arbeit, das entscheidende Krite­
rium. 2)

In Deutschland dagegen etabliert sich, 
und zwar keineswegs, wie oft behauptet 
wird, erst im 19., sondern bereits im 18. 
Jahrhundert, eine völlig andere Vater­
landskonzeption. Vorreiter eines völ­
kisch geprägten deutschen Nationalis­
mus, einer Volksgemeinschaft der Deut­
schen, sind bürgerliche Intellektuelle, 
Dichter und Aufklärer wie Möser, Klop- 
stock, Kleist und viele andere.

Die Autoren des Bandes gehen der Fra­
ge, warum der Nationalismus (gemeint 
nationales Denken überhaupt und nicht 
nur seine nationalistischen Auswüchse) 
sich gerade in Deutschland so extrem 
ausbildete, nicht ausdrücklich nach. Sie 
arbeiten aber heraus, daß der Nationa­
lismus der Nation, dem „Vaterland 
Deutschland" vorausging, und darin 
liegt wohl eine Antwort. Das bürgerli­

50 000 Menschen säumten den Weg 
des Trauerzugs, der Klopstock aus 
der Hamburger Innenstadt zu sei­
ner Grabstätte in Hamburg-Otten­
sen geleitete. Auch die Grabin­
schrift drückt den Einfluß aus, den 
Klopstock auf seine Zeitgenossen 
hatte: „Deutsche nahet mit Ehr­
furcht und mit Liebe der Hülle eu­
res größten Dichters. “ Zu den Ge­
dichten, die seinen nationalen 
Ruhm begründeten, gehört die fol­
gende Blüte deutscher Hochkultur: 
„Ich bin ein deutsches Mädchen! / 
Mein Äug’ist blau, und sanft mein 
Blick, / Ich hab ein Herz / Das 
edel ist, und stolz, und gut. / Ich 
bin ein deutsches Mädchen! Zorn 
blickt mein blaues Äug’ auf den, / 
Es haßt mein Herz / den, der sein 
Vaterland verkennt. (...) 
(VutcrlandsHcd, 1770) 

che deutsche Wesen, das sich als gesell­
schaftliche Praxis herausbildete, zu der 
Dichter und Denker die Idee stifteten, 
konnte sich nur durch die Aufhebung 
der deutschen Kleinstaaten durch einen 
großen zum herrschenden Wesen erhe­
ben. So vollzog sich im Bildungsprozeß 
des modernen deutschen Reiches eine 
kulturell detemimierte Abgrenzung; es 
entstand als „Staat der Deutschen“.3

„Nationale Identität“
Für die Legitimation des zum Staat 
drängenden deutschen Wesens spielte 
die germanische Mythologie, seit Hut­
tens Herrmann-Dialog von 1529 vor al­
lem der Hermann-Kult, eine tragende 
Rolle.Insbesondere das 18.und 19. Jahr­
hundert lieferten eine gewaltige Anzahl 
von einschlägigen epischen Darstellun­
gen, Dramen, Opern und Gedichten, von 
denen im ersten Aufsatz des Bandes vier 
- von Schlegel (1740/41), Möser (1749), 
Klopstock (1769) und Kleist (1784/87) - 
analysiert werden. Die Bearbeitung des 
Motivs - Auseinandersetzung zwischen 
Germanen unter „Hermann dem Che­
rusker“ und Römern unter dem Feld­
herm Varus ermöglicht die Entwicklung 
der mythisch begründeten Ideologie ei­
ner deutschen Bluts- und Abstam­
mungsgemeinschaft. Vor allem in den 
Hermann-Dramen von Klopstock und 
Kleist festigt sich ein Vaterlandsbegriff, 
der sich deutlich vom politischen Kon­
zept der freien Gemeinschaft Gleicher 
absetzt. Die Freiheit des „Vaterlandes“ 
ist da nicht Mittel, sondern der Zweck, 
der sich im Sieg, in der Vernichtung des 
Gegners verwirklicht und im Vemich- 
tungsrausch nicht Maß und Schranken 
kennt. „Germanien“ ist nicht ein politi­
sches Ziel,für das gekämpft wird,es exi­
stiert real nicht, und darum geht’s auch 
nicht: „Germanien“ realisiert sich, ins­
besondere in Kleists Drama, in denen, 
die kämpfen und siegen4 - hier ist eine 
Bestimmung des „Vaterlandes“ bereits 
angelegt (Deutschland ist, wo Deutsche 
sind), das in der nationalsozialistischen 
Ideologie voll entfaltet wird und gren­
zenlose Expansion des deutschen Rei­
ches rechtfertigt. In den Hermann-Dra­
men schlägt sich schon sehr früh deut­
scher Weltherrschaftswahn nieder, so 
bei Möser: „Jetzt kommt es nur allein 
auf einen Sieg noch an: / So ist Rom und 
die Welt uns Deutschen untertan. “

Die Kehrseite des durch Abgrenzung 
gegen einen äußeren „Feind“, des durch 
ein Feindbild definierten Vaterlandes 
findet sich im Verhältnis von „Vater­
land“ und Individuum. Auch hier ist der 

Gegensatz zur französischen Auf­
klärung evident, die die „Liebe zum Va­
terland“ wohl unter die politischen Tu­
genden zählt - als Selbstbeschränkung 
des Egoismus des einzelnen zugunsten 
eines „Gemeinwohls“ -, aber insofern 
nicht bedingungslos, als der Vaterlands­
begriff dort untrennbar mit der Freiheit 
und Gleichheit der Mitglieder der Ge­
sellschaft verknüpft ist. Im deutschen 
Vaterlandsdiskurs dagegen, ausgehend 
von der Hermann-Dramatik, fortgesetzt 
etwa in Liedern und Texten rund um den 
Siebenjährigen Krieg (Preußens gegen 
Österreich), erhält das „Vaterland“ un- 
hinterfrägbare, direkt durch Gott ver­

glichene Allmacht, die sich im König, 
dem „Führer“ als Inbegriff der „natio­
nalen Identität“ verkörpert. Das Indivi­
duum hat sich bedingungslos unterzu­
ordnen ; für König, Gott und Vaterland 
zu töten und zu sterben, hat ihm Pflicht 
und Erfüllung zu sein. Verse wie „Un­
sterblich macht der Heldentod / Der Tod 
fürs Vaterland!“ und „Auf Leichen hoch 
einher. / Dacht’ in dem mörderischen 
Kampf/ Gott, Vaterland und dich / Sah, 
tief in schwarzem Rauch und Dampf, 
Dich / seinen Friederich“ (den II. von 
Preußen - scc) haben in der aufblühen­
den Kriegs- und Vaterlandslyrik des 18. 
Jahrhunderts Hochkonjunktur. Ausrut­
scher des heute kaum noch bekannten 
Kriegsdichters Gleim? Nein. Herder, 
Goethe und auch Lessing lobten seine 
Kriegslieder als Beginn einer neuen 
deutschen Poesie: „Hier hat einmal ein 
Deutscher Dichter über sein Deutsches 
Vaterland ächt und brav Deutsch ge­
sungen“, so etwa Herder (zitiert nach S. 
74f).

Die Volksgemeinschaft entsteht
Das Fremde ist der deutschen Nation, 
wie sie sich in der Vaterlandsdichtung 
des 18. Jahrhunderts profiliert, Materi­
al ihrer eigenen Darstellung. Was näm­
lich „deutsch“ ist, wird hier vor allem 
durch das „Nicht-“ bzw. „Undeutsche“ 
definiert. In der Abgrenzung gegen die 
herrsüchtigen, geldgierigen, verweich­
lichten Römer (in den Hermann-Dra­
men), gegen die sittenlosen und falschen 
Franzosen, die feigen Ungarn etc. wird 
die „deutsche Wesensart“ herausgear­
beitet, die in einem Gedicht aus den jun­
gen Dichterkreisen des „Göttinger 
Hain“ etwa so beschrieben wird: „O 
Land der alten Treue! Voll Muts / sind 
deine Männer^ sanft und gerecht; / Ro­
sig die Mädchen und sittsam; / Blitze 
Gottes die Jünglinge!“ (zitiert nach S. 
111)

Aus der Grundstruktur deutschen 
Denkens, das im Fremden keine Berei­
cherung, sondern eine Bedrohung sieht 
und ihm die Subjektivität, die Bestim­
mung durch sich selbst, raubt, ent­
wickelt sich nicht zuletzt das völlig ir­
reale deutsche Überlegenheitsdenken. 
Vor allem Sprache, Wissenschaft und 
Kunst müssen herhalten, die Inferio­
rität des Fremden und die eigene Über­
legenheit zu „beweisen“ .In dem Aufsatz 
über „Identitätskonzepte und Feindbil­
der in der ,patriotischen* Lyrik Klop- 
stocks und des Göttinger ,Hain“‘ (S. 
80ff.) wird beispielsweise die Eingangs­
zeile aus Klopstocks Epigramm Unsere 
Sprache zitiert: „Daß keine, welche 
lebt, mit Deutschlands Sprache sich / In 
den zu kühnen Wettstreit wage!“ - eine 
als Drohung daherkommende Behaup­
tung über Qualitätsunterschiede zwi­
schen der deutschen und anderen eu­
ropäischen Sprachen, aus der einige 
Jahrzehnte später der deutsche Philo-

Postkarte zum 100jährigen Bestehen des Her* 
mannsdenkmals (1975) im Teutoburger Wald 
bei Detmold

soph Fichte in seinen „Reden an die 
deutsche Nation“ die umfassende kul­
turelle Überlegenheit „deutschen Gei­
stes“ und deutschen Wesens ableitet.

Die Abgrenzung gegen das „Fremde“ 
und die Legitimation der Vernichtung 
des „Fremden“ in Gestalt äußerer Fein­
de findet ihre Entsprechung im Innern. 
Kritisch vermerkt ein Autor im Jahr 
1816: „Wir Teutsche haben nach drei' 
hundertjährigen 'Drangsalen die große 
Entdeckung gemacht, daß uns noch vie- 
les Andere gemeinsam ist, daß wir ein 
Volk sind. (...) Seitdem ist unter uns ein 
reger Eifer entstanden, alles Fremde von 
uns auszuscheiden.“ Der Aufsatz Das 
Fremde ausscheiden (S. 123ff) unter­
sucht am Beispiel Achim von Arnims 
den frühen Antisemitismus als „inte- 
grale(n) Bestandteil eines genuin frem­
denfeindlichen Nationalismus, der die 
Juden als Gegenbild zum eigenen Ideal 
und Selbstverständnis braucht“.Vor al­
lem in zwei Werken stempelt Arnim, der 
1811 die „Christlich-deutsche Tischge­
sellschaft“ gründete, der namhafte Ver­
treter des preußischen Militärs, der 
preußischen Beamtenschaft und einige 
Dichter angehören, „die Juden“ zu Trä­
gem und Nutznießern kapitalistischen 
Wirtschaftens. Als Propagandist eines 
einigen Deutschlands, in dem für Frem­
de kein Platz ist, wendet er sich gegen 
die rechtliche Gleichstellung der Juden 
- es sei denn, sie legten ihr Judentum ab- 
An Arnim wird aber auch deutlich, wie 
solcherart Denkformen, in denen das 
Fremde als Material erscheint, das ver­
arbeitet werden muß, und -das eigene 
Sein gefährdet, wo es nicht verarbeitet 
werden kann, sondern Subjektivität be­
ansprucht, Faschismus und Judenver­
nichtung vorbereiten. In seinen „Tisch" 
reden“ vor besagter Tischgesellschaft 
versteigt er sich zu einer Metaphorik, 
die die Juden als „Ungeziefer“ aus der 
mitmenschlichen Identität heraus­
nimmt, und zieht mit der Scherzhaftig­
keit deutschen Gemüts ihre Vertreibung 
und Vernichtung in Erwägung. (scc)

(1) Hans Peter Herrmann u.a., Machtphanta- 
sie Deutschland, Frankfurt 1996,19,80 DM
(2) Siehe d’Alembert, Diderot u.a.,Enzyklopö' 
die, Eine Auswahl, Frankfurt 1989
(3) Siehe auch PB 12/96, Der deutsche NatiO' 
nalismusvorwurf an die Kurden und die Ncc 
tionalitätenpolitik der PKK
(4) In einer Szene antwortet Hermann dem ge­
fangenen „romfreundlichen“ Germanen Ari- 
stan: „Fragst, wo und wann Germanien gt' 
wesen? / ... / Doch jetzo, ich vcrsichre Dich* 
jetzt wirst du / mich schnell begreifen, wie ich 
cs gemeint:/ Führt ihn hinweg und werft d<ß 
Haupt ihm nieder!“ - Aristan; „Wie, du Ty* 
rann! Du scheutest dich so wenig?“ -Marbod 
„Die Lektion ist gut,“ ... Pust: „Was gilts, d 
weiß jetzt, wo Germanien liegt?“




